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(A) 


(C) 


6. Sitzung 


Bonn, den 20, Dezember 1972 


Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident von Hassel: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Ich rufe als ersten Punkt der heutigen Sitzung 
auf: 

Dritte Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1972 (Haushaltsgesetz 1972) 
— Drucksachen 7/10, 7/11 — 

Antrag des Haushaltsausschusses 
— Drucksache 7/32 
Berichterstatter: Abgeordneter Leicht 
(Erste Beratung 4. Sitzung) 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Althammer. Die Fraktion der 
CDU/CSU hat für ihn eine Redezeit von 45 Minuten 
beantragt. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde 
gleichzeitig die beiden Entschließungsanträge der 
Fraktion der CDU/CSU in meiner Rede zur dritten 
Lesung begründen. 

Zu den Besonderheiten des Jahres 1972 gehört 
auch die Tatsache, daß der Bundeshaushalt 1972 
in erster Lesung, in den Haushaltsausschußberatun- 
gen, in zweiter und in dritter Lesung in insgesamt 
vier Stunden verabschiedet wird. Damit hat das 
Parlament wohl zum Ausdruck gebracht, daß eine 
Sachberatung nicht mehr möglich war, daß es eine 
Farce gewesen wäre, nach dem Ablauf des Haus- 
haltsjahres nachträglich noch in Sachberatungen ein- 
zutreten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Wir sollten aber, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, aus diesem Vorgang eine Lehre für 
die Zukunft ziehen. Wir sollten alle gemeinsam in 
diesem Hohen Hause darauf drängen, daß künftig 
das Grundgesetz beachtet wird 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 


und die Bundeshaushalte so rechtzeitig eingebracht 
werden, daß das Vorherigkeitsprinzip zur Geltung 
kommt, daß insbesondere auch der § 30 der neuen 
Bundeshaushaltsordnung aus dem Jahre 1969 zur 
Geltung kommen kann, der lautet: 

Der Entwurf des Haushaltsgesetzes ist mit dem 
Entwurf des Haushaltsplans vor Beginn des 
Haushaltsjahres dem Bundesrat zuzuleiten und 
beim Bundestag einzubringen, in der Regel 
spätestens in der ersten Sitzungswoche des 
Bundestages nach dem 1. September. 

Wir müssen leider heute schon feststellen, daß dies 
für das Haushaltsjahr 1973 wiederum nicht der Fall 
sein wird. Dieses Hohe Haus sollte aber darauf hin- 
wirken, daß ab dem Jahr 1974 diese Dinge beachtet 
werden, und vielleicht wäre es überlegenswert, für 
die Jahre, in denen Bundestagswahlen stattfinden, 
einen Doppelhaushalt zu beschließen, um aus die- (D) 
sen Schwierigkeiten endlich herauszukommen. 

Es ist auch beanstandet worden, daß ein zwei- 
tes Verfassungsprinzip nicht beachtet worden ist, 
nämlich das der Vollständigkeit eines Bundeshaus- 
halts. 

(Abg. Breidbach: Sehr wahr!) 

Auf Antrag der CDU/CSU im Haushaltsausschuß 
konnte wenigstens eine grobe Aktualisierung durch- 
geführt werden, indem Steuermehreinnahmen von 
900 Millionen DM eingesetzt wurden, die Schulden- 
aufnahme gleichzeitig um diesen Betrag gesenkt 
wurde, die bisherigen über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben von 665 Millionen DM ebenfalls einge- 
setzt und durch eine sogenannte globale Minder- 
ausgabe abgeglichen wurden, d. h., ins Praktische 
übersetzt, im Haushalt selbst eingespart werden 
müssen. 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
die Rüge muß bestehenbleiben, daß es die Bundes- 
regierung nicht für notwendig erachtet hat, vor der 
zweiten Beratung eine Aktualisierung insgesamt 
vorzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das wäre möglich gewesen, denn auch in anderen 
Fällen hat die Bundesregierung jeweils eine Vor- 
lage an den Haushaltsausschuß gemacht, in der die 
neuesten Zahlen enthalten waren. 

Was aber unsere besondere Aufmerksamkeit er- 
wecken muß, ist die Tatsache, daß ohne verabschie- 
deten Haushalt die Ausgaben im Jahre 1972 nach 
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Dr. Althammer 

Angaben der Regierung um 10,5 °/o, nach Rechnung 
des Bundesrates und des Sachverständigengutach- 
tens um 11 °/o gestiegen sind. Dabei ist das nicht 
einbezogen, was an Ausgabesteigerungen noch im 
sogenannten Schattenhaushalt enthalten ist. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich bringe jetzt diesen Ausdruck noch einmal, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, weil Sie auch dazu einen Entschließungsantrag 
unserer Fraktion finden, den ich gleichzeitig mitbe- 
gründe. Der Umdruck 7/35 enthält eine genaue Auf- 
gliederung dessen, was wir unter „Schattenhaushalt" 
verstehen. Ich muß leider die Ehre von mir weisen, 
daß die Opposition diesen Begriff erfunden hätte. 
Der Begriff „Schattenhaushalt" stammt nämlich aus 
dem Bundesfinanzministerium. Allerdings war da- 
bei — das muß ich hinzufügen — das inbegriffen, 
was an übertragbaren Haushaltsresten vorherge- 
schoben und was an sogenannten Verpflichtungser- 
mächtigungen ebenfalls noch konjunkturwirksam 
wird. Auch das sind zwei sehr wesentliche Punkte. 

Nachdem die Kollegen von der SPD in ihren bis- 
herigen Einlassungen angekündigt haben, daß sie 
bereit sind, über all diese Probleme einer besseren 
Einordnung in den Haushalt mit uns zu reden, wird 
es wohl möglich sein, unseren Entschließungsantrag 
an den Haushaltsausschuß zu überweisen und dort 
eine sachgerechte Beratung durchzuführen. 

Sie finden in diesem Antrag noch zwei Anmer- 
kungen, eine zur Bundesbahn und eine zur Beseiti- 
gung der globalen Minderausgaben. Auch diese Pro- 
bleme müssen im Haushaltsausschuß behandelt wer- 
den. 

Sehr wesentlich ist die Frage, wie es zu einer 
Steigerung von 11 °/o kommen konnte, nachdem die 
Bundesregierung das ganze Jahr über verpflichtet 
war, mit dem sogenannten Nothaushaltsrecht zu 
regieren. Der Herr Bundesfinanzminister wird uns 
hoffentlich noch heute diese Frage beantworten. 

Ich möchte Ihnen hier die entscheidenden Punkte 
dieser Ermächtigung nach dem Grundgesetz vortra- 
gen. Nach Art. 111 Abs. 1 des Grundgesetzes sind — 
wenn kein verabschiedeter Haushalt vorliegt — nur 
in drei Fällen Ausgaben möglich: 

a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu 
erhalten und gesetzlich beschlossene Maß- 
nahmen durchzuführen, 

b) um die rechtlich begründeten Verpflichtun- 
gen des Bundes zu erfüllen, 

c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Lei- 
stungen fortzusetzen oder Beihilfen für 
diese Zwecke weiter zu gewähren, sofern 
durch den Haushaltsplan eines Vorjahres 
bereits Beträge bewilligt worden sind. 

Die zweite Bestimmung enthält der Art. 112 des 
Grundgesetzes. Dort heißt es: 

überplanmäßige und außerplanmäßige Ausga- 
ben bedürfen der Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen. Sie darf nur im Falle eines 
unvorhergesehenen und unabweisbaren Be- 
dürfnisses erteilt werden . . . 


Dabei ist jeweils der Haushalt des Jahres 1971 als ^ 
Rahmen zugrunde zu legen. 

Schon dem Bundesrat ist dieser Punkt aufgefallen. 

Er hat dazu einen Entschließungsantrag gefaßt, in 
dem es heißt: 

Dem Bundesrechnungshof wird die Prüfung ob- 
liegen, ob die Bundesregierung bei ihrer Haus- 
haltsführung diese Vorschriften der Verfassung 
eingehalten hat. 

Nach dem normalen Geschäftsgang wird sich der 
Bundesrechnungshof damit in etwa drei Jahren be- 
schäftigen. Das ist der Grund, warum unsere Frak- 
tion einen weiteren Entschließungsantrag vorgelegt 
hat, in dem wir fordern, daß die Frage, ob diese 
engen verfassungsrechtlichen Grenzen des Nothaus- 
haltsrechts im Jahre 1972 eingehalten worden sind, 
so schnell wie möglich im Parlament geprüft wird. 

Es ist das Interesse eines jeden Abgeordneten dieses 
Hohen Hauses, seine Kontrollaufgabe gegenüber 
Regierung und Exekutive wahrzunehmen und für 
eine Nachprüfung zu sorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nachdem Herr Staatssekretär Hermsdorf im Haus- 
haltsausschuß schon erklärt hat, daß die Regierung 
bereit sei, diese Möglichkeit zu schaffen, nehme ich 
an, daß auch dieser Entschließungsantrag vom ge- 
samten Parlament angenommen werden wird. 

Ich komme nun zum zentralen Punkt meiner Aus- 
führungen, nämlich zu der Frage, inwiefern der 
Haushalt 1972 in seinem Vollzug konjunkturgerecht 
gewesen ist. Man ist bisher mit einer schnellen Be- (D) 
merkung darüber hinweggegangen und hat gesagt, 
eine Ausgabensteigerung von 11 °/o sei wohl kon- 
junkturneutral. Ich meine, diese Frage müßte auch 
mit Hinblick auf die künftige Entwicklung etwas 
genauer untersucht werden. 

Lassen Sie mich dazu eine grundsätzliche Be- 
merkung machen, nachdem der Herr Bundeskanzler 
und der Bundesfinanzminister zu den Fragen der 
Stabilität einige sehr eigenartige Bemerkungen ge- 
macht haben. Das Problem der trabenden Inflation, 
das Problem der fortlaufenden Preissteigerungen 
und das Problem der weiter wachsenden Geldent- 
wertung kann nicht mit dem Hinweis auf das Wahl- 
ergebnis 1972 vom Tisch gewischt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Fragen werden sowohl die Regierung wie das 
Parlament und jeden einzelnen in unserem Volk in 
den nächsten Monaten und Jahren noch sehr intensiv 
beschäftigen. 

Regierung und Koalitionsparteien werden sich 
auch nicht mit dem Hinweis auf andere, sei es im 
Inland oder sei es im Ausland, aus der Verantwor- 
tung wegschleichen können. Es wird auch nicht mög- 
lich sein, Herr Bundesfinanzminister, diese Sache 
mit falschen Alternativen zu umkleiden, etwa mit 
der Alternative, daß 5 °/o Preissteigerungen noch 
besser wären als 5 °/o Arbeitslosigkeit. 

(Abg. Dr. Barzel: So logisch wie: nachts ist 
es kälter als draußen!) 
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Dr. Althammer 
f A) 

Das Sachverständigengutachten der fünf Weisen 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, das von der Bundesregierung dem Wäh- 
ler wohlweislich nicht vor der Wahl zur Kenntnis 
gebracht wurde, sagt dazu etwas sehr Konkretes 
und sehr Genaues aus. Ich will nur einen kurzen 
Absatz zitieren, nämlich die Textziffer 345. Dort 
heißt es wörtlich: 

(Zuruf des Bundesministers Schmidt. — Ge- 
genrufe von der CDU/CSU.) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Regierungsbank, ich spreche vom Sachverstän- 
digengutachten und bringe Ihnen ein Zitat. — Das 
Sachverständigengutachten sagt: 

Nichts ist überzeugend an der Vorstellung, man 
müßte etwa 1 vH mehr Geldwertstabilität für 
1 vH mehr Arbeitslosigkeit eintauschen. 

(Abg. Dr. Barzel: Hört! Hört!) 

Das sagen die Sachverständigen. 

Was der Herr Bundeskanzler und seine Minister 
bisher zu diesen Problemen der Stabilitätspolitik 
gesagt haben, läßt befürchten, daß sich leider die 
unheilvolle Entwicklung der letzten drei Jahre in 
der nächsten Zeit verstärkt fortsetzen wird. Wir 
werden aber von der Opposition her die Regierung 
aus dieser Debatte nicht entlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es wäre sehr lohnend, wenn sich die Regierungs- 
mitglieder und die Abgeordneten wenigstens die 
wichtigen Teile des Sachverständigengutachtens, 
( ß ) insbesondere das vierte Kapitel mit der Überschrift 
„Widerstand gegen die Inflation" und dessen drit- 
ten Abschnitt mit der Überschrift „Die Inflationsge- 
wöhnung bannen", zur Pflichtlektüre für die Weih- 
nachtspause machten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Sachverständigen sprechen davon, daß über der 
Zukunft die Vorbelastung mit einem bedrückenden 
Fehlschlag des Jahres 1972 liegt. Das Sachverstän- 
digengutachten warnt davor, daß der Geldwert 
durch Wertsicherungsklauseln, durch Flucht in die 
Sachwerte, die noch — so wörtlich im Gutachten — 
als ungebrochene Sparneigung deklariert werden, 
endgültig zerstört wird. 

Ich darf Ihnen eine zentrale Passage des Sachver- 
ständigengutachtens schon heute vortragen, obwohl 
die grundsätzliche Debatte erst im nächsten Jahr 
stattfinden wird. Das Sachverständigengutachten 
sagt unter den Ziffern 343 bis 345: 

Unmerklich zunächst, doch im Laufe der Zeit 
immer mehr und schon heute spürbar, verdirbt 
die Inflation das Urteil der Menschen über wirt- 
schaftliche Zusammenhänge. Es gibt wirtschaft- 
liche Erscheinungen, die zu beklagen sind und 
die sich in der ökonomischen Analyse teilweise, 
wenn auch nicht vollständig, als Folgen der 
Inflation erweisen, die vom Bürger jedoch 
einem Versagen der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung zugerechnet werden und die ihn daher 
veranlassen, nach einer Einschränkung dieser 
Ordnung zu verlangen. Stopp der Mieten, Stopp 


der Bodenpreise, Kontrolle der Preise bei den ( c ) 
Großen, dies sind populäre Parolen. Hier lie- 
gen Gefahren für die marktwirtschaftliche Ord- 
nung; denn dirigistische Entscheidungen könn- 
ten an die Stelle des Marktprozesses treten, 
obwohl der Markt und die hier sich bildenden 
Preise nach wie vor die beste Form sind, knappe 
Güter und Ressourcen zuzuteilen - — oder wo er 
doch die beste Form wieder sein könnte, wenn 
nicht länger eine inflationäre Entwicklung Nach- 
frage und Angebot verzerrte. 

(Abg. Breidbach: Sehr gut!) 


In jedem Fall besteht kein Anlaß mehr, leicht 
zu nehmen, was mit dem Geldwert geschieht. 
Bis in die jüngste Zeit ist von vielen der Sprach- 
gebrauch für falsch gehalten worden, der einen 
dauernden jährlichen Anstieg des Preisniveaus 
von 3 vH bis 4 vH schon als Inflation kenn- 
zeichnete. Hinter solchem Widerwillen verbirgt 
sich leicht die Abneigung, der Gefahr einer 
Beschleunigung der Geldentwertung schon früh- 
zeitig zu begegnen, nämlich dann, wenn die 
Opfer, die dies bei anderen Zielen der Wirt- 
schaftspolitik verlangt, noch klein sind. Auch 
die Tatsache, daß selbst gegenwärtig, bei einer 
auf über 6 vH gestiegenen Teuerungsrate, noch 
ein Anstieg der Realeinkommen zu verzeichnen 
ist, gibt schwerlich einen Grund zur Beruhigung. 
Wie schnell man von den Trendraten der 50er 
und 60er Jahre zu einer Teuerung kommen 
kann, die noch vor zehn Jahren als absolut 
unerträglich gegolten hat, zeigt mehr noch als 
die deutsche Entwicklung das Beispiel Groß- 
britannien, wo 1971 eine Geldentwertung von 
rund 9 vH eintrat und für 1972 eine Rate von 
6 vH bis 7 vH schon als „Stabiliserung" zu 
gelten hat. 


(D) 


Entgegentzutreten ist nicht nur der lähmenden 
Einstellung, daß eine schleichende Geldentwer- 
tung als unvermeidliche Nebenfolge vieler 
wirtschaftlicher Vorzüge der hochentwickelten 
Industriegesellschaft hingenommen werden 
müsse, wie ein Schicksal gleichsam, beklagens- 
wert zwar, doch unaufhaltsam, sondern auch 
dem Wunschdenken, daß man aus dem infla- 
torischen Zug aussteigen könne, ohne irgend- 
einen Preis für die Unterlassungssünden der 
Vergangenheit zu zahlen. 

Die Inflation ist, wie andere soziale Erschei- 
nungen auch, letztlich ein Ergebnis der Ord- 
nung, die wir uns geben, und der Art, wie wir 
diese Ordnung handhaben. Zwei Jahrzehnte 
Nachkriegszeit haben gezeigt, 

— so sagen die Sachverständigen — 

daß sich geringe Geldentwertung mit raschem 
wirtschaftlichem Wachstum, Vollbeschäftigung 
und hohem Anstieg der Masseneinkommen ver- 
binden läßt. 

(Abg. Breidbach: Bei einer vernünftigen 
Regierung!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 

Fiskalpolitik der öffentlichen Hand r ihre Einnah- 
men- und Ausgabenpolitik bei Bund, Ländern und 
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M Gemeinden, haben eine zentrale Bedeutung bei 
all diesen Fragen der Konjunkturpolitik. Sie sind 
ein wesentliches Steuerungsmittel dieser Konjunk- 
turpolitik. Der Bundesregierung stehen zur Hand- 
habung dieser Steuerung eine Fülle von Instrumen- 
ten zur Verfügung. Ich verweise nur auf das Sta- 
bilitätsgesetz, auf den Finanzplanungsrat, auf den 
Konjunkturrat und die Konzertierte Aktion. Wenn 
geltend gemacht wird, daß diese Steuerungsmittel 
nicht ausreichen, dann erwarten wir von der Regie- 
rung, daß sie uns so schnell wie möglich Gesetzes- 
vorschläge macht, damit dieses Instrumentarium 
vervollkommnet werden kann. 

Es ist aber von entscheidender Bedeutung, daß 
die Regierung in ihrer Verantwortung für die Kon- 
junkturpolitik in sich glaubwürdig bleibt. Der Herr 
Bundeskanzler hat in seiner ersten kurzen Erklä- 
rung einen Maßhalteappell an die Tarifpartner 
gerichtet. Der Herr Bundesfinanzminister hat nach 
Pressemitteilungen die Drohung hinterhergeschickt, 
daß man eventuell einen 10°/oigen Konjunkturzu- 
schlag einführen müsse, wenn diesem Maßhalte- 
appell von den Tarifpartnern nicht genügt werde. 
Solche Erklärungen brechen natürlich in sich zu- 
sammen, wenn die Regierung selbst bei ihren öffent- 
lichen Ausgaben diesen Maßstab nicht einhält. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch hier lassen die Aussagen des Sachverstän- 
digengutachtens nichts an Deutlichkeit zu wünschen 
übrig. In Ziffer 265 sagen die Sachverständigen: 

Seit 1969, als die Haushalte insgesamt zum letz- 
ten Mal kontraktiv waren, hat der Staat das 
® Expansionstempo von Jahr zu Jahr erhöht. 
Hatte er damit zunächst zum Andauern der 
Hochkonjunktur und zur Verzögerung des Ab- 
schwungs beigetragen, so wirkten die kräftigen 
Impulse des Haushalts 1971 darauf hin, daß der 
Abschwung dann nur kurz und mild verlief. 
Zugleich minderte das für den Staat aber auch 
den konjunkturpolitischen Anlaß für einen stark 
expansiven Haushalt im Jahre 1972. Daß dieser 
noch expansiver als in den Vorjahren ausfiel, 
hat nicht nur den neuen Aufschwung mitbe- 
stimmt, sondern auch einem Nachlassen des 
Preisauftriebs entgegengewirkt. 

Wir haben gesehen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß das bloße Fahren eines Nothaus- 
halts offenbar keine konjunkturpolitische Dämpfung 
bringen kann. Um so größere Bedeutung hat deshalb 
die konjunkturpolitische Aussage des kommenden 
Haushalts 1973 und der mittelfristigen Finanzpla- 
nung bis 1976. Dabei ist es ein sehr großes Handi- 
cap, daß wir bei diesem Haushalt 1973 und bei der 
mittelfristigen Finanzplanung wiederum mit einer 
sehr erheblichen zeitlichen Verzögerung zu rechnen 
haben. Es zeigt sich jetzt, daß die Beschlußfassung 
der Bundesregierung über den Bundeshaushalt 1973 
und die mittelfristige Finanzplanung am 6. Septem- 
ber 1972 eben doch nur eine Beruhigungspille für 
die Wähler war. Denn wenn es zuträfe, was Helmut 
Schmidt in seiner Pressekonferenz am 7. Septem- 
ber 1972 erklärt hat — ich zitiere — : „Der Haushalt 
1973 ist in allen wesentlichen Punkten gestern von 


fC) 

der Bundesregierung durch Beschluß festgelegt wor- 
den", dann hätten Regierung und Koalition diesen 
Haushalt 1973 jetzt einbringen können. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr! — Abg. Breid- 
bach: Offizielles Geschwätz!) 

Wir sehen aber inzwischen, daß nun Schritt um 
Schritt dieser nächste Akt einer staatlichen Stabili- 
tätspolitik hinausgezögert wird. Herbert Wehner 
hat noch am 7. Dezember im Westdeutschen Rund- 
funk erklärt, „daß wir im Februar uns verpflichtet 
fühlen, den Haushalt 1973 einzubringen' 1 . Der Bun- 
deskanzler hat bei seiner kurzen Erklärung dann 
sehr viel vorsichtiger formuliert, indem er sagte, 
das Kabinett werde sich wahrscheinlich noch im Fe- 
bruar mit dem Haushalt beschäftigen. Auf gut 
deutsch heißt das, daß sich dieses Parlament frühe- 
stens im März oder April mit dem Haushalt 1973 
und der mittelfristigen Finanzplanung beschäftigen 
kann. Wenn man sieht, welche zentrale Bedeutung 
diesem Haushalt in der Stabilisierungspolitik zu- 
kommen soll, wenn man davon ausgeht, daß z. B. 
das Sachverständigengutachten die Auffassung ver- 
tritt, daß gegenüber den jetzt bekannten Pauschal- 
zahlen bei Bund, Ländern und Gemeinden noch rund 
8,5 Milliarden DM abgestrichen werden sollen, da- 
mit dieser Haushalt wenigstens konjunkturneutral, 
aber dann noch gar nicht dämpfend sein soll, dann 
wird bereits deutlich, welche große und schwere 
Aufgabe hier auf uns zukommt. 

Der Sachverständigenrat hat ja auch bereits ge- 
wisse Alternativen entwickelt, wie ein solches Ziel 
auf der Einnahmen- und der Ausgabenseite des 
Haushalts erreicht werden kann. Wir werden mit 
großem Interesse beobachten, inwieweit diese Re- 
gierung mit ihren Ankündigungen einer Stabilitäts- 
politik hier in konkreten Punkten Ernst machen 
will. 

Diese Bundesregierung hat von ihrer fast perso- 
nengleichen Vorgängerin sicherlich ein sehr schwe- 
res Erbe übernommen. Um so nötiger wäre es ge- 
wesen, daß sie wenigstens in der Frage der Per- 
sonen des neuen Kabinetts und der Arbeitsteilung 
eine zukunftsweisende, positive Entscheidung ge- 
troffen hätte. Aber was wir und die ganze deutsche 
Öffentlichkeit mit uns bei dieser Regierungsbildung 
erlebt haben, war rundum ein Trauerspiel. 

(Abg. Gallus: Was hat das mit dem Haus- 
halt zu tun?) 

Nicht einmal die bewährten „Hofsänger 11 dieser Re- 
gierung konnten sich irgendeine positive Äußerung 
zu dieser Regierungsbildung abzwingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Erneuter Zu- 
ruf des Abg. Gallus.) 

- — Mit dem Haushalt dieses Jahres und des kom- 
menden Jahres hängt das insofern zusammen, sehr 
verehrter Herr Kollege Gallus, als sich hier in der 
ersten Stunde eine Führungsschwäche des Bundes- 
kanzlers gezeigt hat, die uns für die Zukunft Schlim- 
mes befürchten läßt. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. 

Breidbach: Haben Sie etwas anderes er- 
wartet?) 
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^ Wir erinnern uns noch daran, wie man im Jahre 
1969 die Einsparung von Ministerien als große Lei- 
stung gefeiert hat. Man hat damals gesagt, der Ef- 
fekt sei nicht nur, daß die Minister mit ihren Ge- 
hältern eingespart würden, sondern der eigentliche 
Effekt liege darin, daß damit die gesamten Ministe- 
rien aufgelöst würden und eine Vielzahl von Per- 
sonen freigestellt werden könne. Ich meine, die 
Herren, die das damals so lauthals verkündet haben, 
müssen sich heute die Konsequenzen, die sich aus 
der Erweiterung des Kabinetts ergeben, ebenfalls 
anrechnen lassen. 

Wir sehen insbesondere die sehr unklare Vertei- 
lung der Aufgaben, die bei dem wilden Gezerre um 
Zuständigkeiten in den einzelnen Ministerien her- 
ausgekommen ist. Wo und wie sollen z. B. die Auf- 
gaben des Umweltschutzes in der Zukunft im Kabi- 
nett gelöst werden? Sie müssen fast alle Ministe- 
rien durchgehen, weil Sie fast überall irgendwelche 
Zuständigkeiten finden. So, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, kann man eine so wichtige Zu- 
kunftsaufgabe doch nicht angehen. 

Nehmen Sie ein anderes Beispiel: Wie steht es 
eigentlich mit dem Schwerpunkt Wissenschaftsförde- 
rung? Wir haben gesehen, daß ein organisches Mini- 
sterium nur deshalb zerrissen wurde, weil man ir- 
gendein Personalproblem zu lösen hatte. Auch das 
muß schwerstwiegende Auswirkungen auf die Auf- 
gaben haben, die künftig zu bewältigen sind. 

Für das der FDP zugeteilte Bundeswirtschaftsmini- 
sterium müßte man eigentlich einen neuen Namen 
finden. Ich würde vorschlagen, in Zukunft von einem 
^ Bundesministerium für Konjunkturpsychologie zu 
sprechen. 

(Abg. Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohen- 
stein: Oder „Friderichsruh" ! — Heiterkeit 
bei der CDU/CSU.) 

Die Gipfelleistung bei der Kabinettsbildung war 
die Einführung von zwei Sonderministern. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, Sie sollten ein- 
mal nachlesen, was Erich Ollenhauer im Jahre 1953 
zu dem Problem der Sonderminister gesagt hat. Ich 
möchte aus der Vielzahl der negativen Äußerungen 
zu diesem ganzen Vorgang nur einen Satz aus der 
„Frankfurter Allgemeinen" vom 13. Dezember zitie- 
ren. Dort heißt es: 

Es ist bei weitem nicht der größte Nachteil der 
Berufung von Sonderministern, daß sie ein Mi- 
nistergehalt bekommen und nichts tun. Viel 
schlimmer wird es, wenn sie etwas tun . . . 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Trotz dieses denkbar schlechten Auftakts der 
neuen Regierung hat die Opposition ihren Teil dazu 
beigetragen, daß die Bücher über den Bundeshaus- 
halt 1972 und seine leidvolle Geschichte geschlossen 
werden können. Wir von der Opposition werden un- 
sere Kontrollfunktion auch in bezug auf den Haus- 
halt 1973 und die mittelfristige Finanzplanung wahr- 
nehmen. Wir werden unser kritisches Wächteramt 
nicht nur bei der Einbringung des Haushalts doku- 
mentieren. Wir werden dafür sorgen, daß die Geld- 
wertstabilität und die Bekämpfung der Inflation wei- 


(C) 

ter im Mittelpunkt des Interesses dieses Hohen 
Hauses stehen. Dafür werden wir sorgen nicht nur 
aus Sorge um unser Land, sondern auch aus Sorge 
um jeden einzelnen in unserem Volk. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Haehser. Für ihn sind 40 Minuten Redezeit ange- 
meldet. 

Haehser (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und meine Herren! Es wird davon 
ausgegangen werden können, daß ich meine Rede- 
zeit nicht ganz ausschöpfen muß, denn ein Teil der 
angemeldeten Redezeit war natürlich zur Entgeg- 
nung auf die Bemerkungen des Kollegen Dr. 
Althammer vorgesehen. Aber da der Kollege Dr. 
Althammer in vielfacher Weise nicht über den Haus- 
halt, sondern über die Debatte über die Regierungs- 
erklärung gesprochen hat und diese Debatte erst im 
Frühjahr erfolgt, 

(Abg. Dr. Barzel: Erst im Frühjahr?) 

kann ich es mir ersparen, heute zu diesen Dingen 
Stellung zu nehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und meine Herren, um so mehr 
will ich mich mit dem Problem befassen, das heute 
hier eine Rolle spielt. Dies ist nun einmal der Bun- 
deshaushalt 1972. Am Ende eines sehr langwierigen pj 
Prozesses um diesen Bundeshaushalt möchte ich Be- 
trachtungen anstellen über die Situation, wie sie bei 
Beginn der Beratungen über den Haushalt 1972 ge- 
geben war. 

Was eignet sich besser zur Eröffnung einer Rede 
als ein Zitat? Hier habe ich ein Zitat des Kollegen 
Strauß, der schon nach Bayern abgemustert zu haben 
scheint, ein Zitat, das Herr Strauß in seiner Rede 
zum Haushaltsplan 1972 verwandt hat, die er am 
20. Oktober 1971 gehalten hat. Dieses Zitat lautet: 

In einer Erklärung, die der Herr Bundeskanzler 
jüngst abgegeben hat, heißt es auf alle Warnun- 
gen vor einer Rezession: Bei mir gibt es keine 
Rezession. Das ist doch ein ganzer Friedhof 
voll Leichensteinen falscher Prognosen, auf 
denen Sie und Ihre Mitarbeiter sitzen. 

Herr Kollege Strauß hat in der gleichen Rede am 
20. Oktober 1971 gesagt: 

Wie steht es mit der Wirtschaft? Sind Unsicher- 
heit und Unruhe hier nur eine böse Propaganda- 
erfindung der CDU/CSU? 

Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren, Un- 
ruhe und Unsicherheit in der Wirtschaft, rhetorisch 
dargelegt vom Kollegen Strauß im Oktober vorigen 
Jahres, waren in der Tat Propagandaerfindungen 
der CDU/CSU. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 

Breidbach: Gab es da keine Kurzarbeit?) 

— Wenn Sie das bestreiten, wie ich Ihrem Zwischen- 
ruf entnehme, wenn es also keine Propagandaerfin- 
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aungen waren, dann war es eine beachtenswerte 
Leistung der Bundesregierung und der Koalitions- 
parteien, die heraufbeschworenen Gefahren von un- 
serer Wirtschaft fernzuhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ohne Inflation 
zu machen?) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Breidbach? 

Breidbach (CDU/CSU): Herr Kollege Haehser, 
wollen Sie mit diesen Ausführungen etwa behaup- 
ten, daß es im Herbst 1971 nicht mehr als 200 000 
Kurzarbeiter gegeben hat, daß die Bilanzen der 
Unternehmen, vor allem der großen Unternehmen 
der Schlüsselindustrie, aus dem Jahre 1971, die 
Ihnen ja zwischenzeitlich bekannt sein dürften, im 
Hinblick auf die Ertragslage unter Umständen nicht 
der Wahrheit entsprochen haben? 

Haehser (SPD): Ich befürchte, Sie verwechseln 
die Ausgangslage für die Haushaltsberatungen 1972 
mit der von Ihnen durch die gewollte Rezession ge- 
schaffene Lage des Jahres, das zur Regierungsum- 
bildung geführt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. von Bismarck? 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU) : Darf ich Sie fra- 
gen, ob Sie den Sachverständigenbericht gelesen 
haben und ob Ihnen entgangen ist, daß alles, was 
Herr Strauß angekündigt hat, Wort für Wort im 
Sachverständigenbericht steht? 

Haehser (SPD): Ich habe hier nur festzuhalten, 
daß alles das, was der Kollege Strauß hier prophe- 
zeit hat und was ja auch quer durch Ihre ganze 
Wahlpropaganda gegangen ist, nicht eingetreten ist, 
und zwar erfreulicherweise nicht eingetreten ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - — Abg. 

Breidbach: Den Sachverständigenbericht 
nachlesen!) 

Was haben Sie denn damals alles angedroht? Wirt- 
schaftsrückgang, Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit haben 
Sie angedroht. Sie hatten die Bundestagswahlen für 
dieses Jahr programmiert und haben eine Kampagne 
der Angst erzeugt, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Angst um den Arbeitsplatz, Angst um Ersparnisse, 
Angst vor Maßnahmen der Regierung und der Koa- 
lition. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie reden von 
1966!) 

Damit der Kollege Barzel nicht zu kurz kommt, 
will ich nicht nur den bayerischen Parteivorsitzen- 
den, sondern auch ihn zitieren. Denn der Kollege 
Barzel hat am 20. Oktober gesagt: 


Wir können Ihnen nicht folgen, (Q 

— zum Bundeskanzler — 

wenn Sie ein, wie wir fürchten, zu schönes Bild 
der wirtschaftlichen und auch der soziale Lage 
in der Bundesrepublik Deutschland malen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

. . . Aber der Bundeskanzler hätte hier doch 
ein Wort zu denen finden müssen, die nun an 
ihrem Arbeitsplatz bedroht sind . . . 

Das war die Ausgangslage für die Haushaltsbera- 
tung 1972. 

(Abg. Dr. Barzel: Es geht weiter! Da kommt 
ein bestimmter Punkt aus der Gegend von 
Osnabrück, wenn Sie das Zitat haben! Das 
ist doch über ein Jahr her!) 

— Herr Kollege Barzel, ich entnehme Ihrem Zwi- 
schenruf, daß ich Sie noch einmal zitieren soll. 

(Abg. Dr. Barzel: Das Ganze!) 

Ich habe auch noch etwas parat. Der Kollege Barzel 
hat nämlich bei einer Rede, die er vor der Jahres- 
tagung der Hauptgemeinschaft des deutschen Ein- 
zelhandels gehalten hat, 

(Abg. Dr. Barzel: Wieder ein anderer Aus- 
zug aus einer anderen Rede!) 

— wenn man viele Reden hält, dann liefert man 
viele Zitate; das ist doch ganz logisch — 

(Abg. Dr. Barzel: Man muß sie korrekt 
liefern!) 

gesagt: (D) 

Mit den jüngsten Ankündigungen von Betriebs- 
schließungen, Kurzarbeit und Entlassungen so- 
wie mit der sich abzeichnenden Auftragsflaute 
ist die Gefahr für die Vollbeschäftigung der 
deutschen Wirtschaft unübersehbar geworden. 

Das alles paßt in einen Rahmen der Panikmache, der 
für den Ablauf des Jahres 1972 dann ja sehr schön 
ausgefüllt worden ist. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Althammer? 

Haehser (SPD): Herr Kollege Althammer, bitte. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Kollege 
Haehser, was glauben Sie, welchen Eindruck Ihre 
jetzt gemachten Ausführungen z. B. auf die Arbeiter 
in meiner Heimatstadt Augsburg machen, wo bei 
der MAN jetzt 2000 entlassen werden sollen und bei 
der zweiten großen Industriefirma Kurzarbeit ein- 
geführt werden muß? 

Haehser (SPD): Ja, Herr Kollege Dr. Althammer. 
Ihre Schwarzmalerei hat auf die Arbeiter keinen 
Eindruck gemacht, wie das Wahlergebnis vom 
19. November zu unserer großen Freude eindeutig 
beweist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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(A) Vizepräsident von Hasse!: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Jennin- 
ger? 

Haehser (SPD): Dann aber bitte die letzte Zwi- 
schenfrage. Lieber Herr von Bismarck, ich werde 
nur noch die vom Kollegen Jenninger beantworten. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Herr Kollege Haeh- 
ser können Sie mir die Frage beantworten, wenn 
diese konjunkturelle Situation im Herbst 1971 nur 
von der Opposition herbeigeredet worden ist, wa- 
rum dann die Bundesregierung damals einen Kon- 
junkturhaushalt eingebracht hat? 

Haehser (SPD): Nun, Sie wissen ja, daß der Kon- 
junkturhaushalt nicht vollzogen worden ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Aber, Herr Kollege Dr. Jenninger, wenn Sie also 
doch zugeben, daß alles das, was prophezeit worden 
ist, nicht eingetreten ist, dann habe ich Ihnen doch 
vorhin die Alternative geboten: mit mir ein Lob 
der Bundesregierung und der Koalition auszuspre- 
chen, all die von Ihnen heraufbeschworenen Gefah- 
ren abgewendet zu haben. Seien Sie doch bereit, 
dieses Lob zu spenden! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und meine Herren, gab der vorge- 
legte Bundeshaushalt 1972 irgendwelche Veranlas- 
sung, die düsteren Prophezeiungen zu unterstrei- 

(B) eben? Ich sage nein. Der Entwurf war ein optimisti- 
scher Entwurf mit vernünftig begrenzten Steige- 
rungsraten, und er fußte auf der Annahme einer 
langsam wachsenden Wirtschaftstätigkeit. All dem 
trug der Entwurf mit einem Volumen von 106,6 Mil- 
liarden DM Rechnung. Nun muß gesagt werden, daß 
der Haushaltsentwurf im Laufe der Beratungen vom 
Haushaltsausschuß nach oben verändert worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum? — Abg. 

Breidbach: Wie die Preise!) 

Wir haben die Ergänzungszuweisungen an finanz- 
schwache Länder wie Bayern, das Saarland, Rhein- 
land-Pfalz, Niedersachsen und Schleswig-Holstein in 
Höhe von 550 Millionen DM hineingenommen. 

Wir haben die Veranschlagung der neuen Drei-Pfen- 
nig-Mittel — Zuschlag zur Mineralölsteuer — für 
Verkehrsinvestitionen in den Gemeinden in Höhe 
von 830 Millionen DM hineingenommen. Auch 
haben wir den höheren Anteil der Bundesländer an 
der Mehrwertsteuer zu berücksichtigen gehabt, was 
zu einem Milliardeneinnahmeverlust des Bundes ge- 
führt hat. Zusammen mit weiteren Ausgabesteige- 
rungen und Einnahmeverminderungen hat, wie ich 
schon angedeutet habe, der Haushaltsplan 1972 Ver- 
änderungen durchgemacht, die dazu geführt haben, 
daß das Volumen von 106,6 auf 109,3 Milliarden 
DM ausgedehnt worden ist. 

Diese Veränderungen aber, meine Damen und 
meine Herren, also die Ausweitung des Volumens, 
sind nicht gegen die Opposition, sondern mit ihrer 
Zustimmung vorgenommen worden. Insofern ist 
jede Kritik, die sich etwa in die Richtung bewe- 


gen würde, daß der Haushaltsplan einen zu großen P) 
Umfang angenommen hätte, bereits in ihrem Aus- 
gangspunkt falsch. 

Zu den drei Hauptpunkten für die Veränderung 
des Haushaltsplans 1972 möchte ich noch einige Be- 
merkungen machen. 

Daß die Ergänzungszuweisungen für die finanz- 
schwachen Länder gewünscht und akzeptiert wor- 
den sind, dafür hat wohl die Mehrheit dieses Hau- 
ses Verständnis. Wenn ich an den Kollegen Leicht 
und an mich selber denke, die wir aus Rheinland- 
Pfalz kommen, oder an den Kollegen Althammer 
aus Bayern oder an den früheren Kollegen Stolten- 
berg aus Schleswig-Holstein oder wenn ich den 
Kollegen Kulawig sehe — um einmal ein Land zu 
nennen, in dem die Sozialdemokraten einen großen 
Wahlerfolg errungen haben — -, dann sehe ich, daß 
wir ganz allgemein Verfechter der Ergänzungszu- 
weisungen im Bundestag haben. Das war also sicher 
eine vernünftige Ausweitung. 

Ebenso vernünftig war es, so meine ich, daß wir 
aus dem Leertitel, mit dem die Drei-Pfennig-Mittel 
— Zuschlag zur Mineralölsteuer — hätten abgewik- 
kelt werden sollen, einen Haushaltsansatz gemacht 
haben. Ich selber habe als Berichterstatter für den 
Verkehrshaushalt die Streichung des Leertitels und 
die Herbeiführung eines Haushaltsansatzes gefor- 
dert, und wir haben uns darauf geeinigt. Das mag 
Ihnen, meine Damen und meine Herren — insbe- 
sondere Herrn Kollegen Althammer — , ein Hin- 
weis darauf sein, wie wir das Problem der soge- 
nannten Schattenhaushalte im nächsten und viel- P) 
leicht auch im übernächsten Jahr unter Umständen 
angehen wollen. Aber ich sage noch einmal, dann 
muß man dieses Problem einvernehmlich zwischen 
allen Fraktionen dieses Hauses angehen wollen. 

Wenn ich noch einen weiteren Punkt nenne, der in 
diesem Zusammenhang erwähnenswert ist, dann 
möchte ich die Tatsache nicht unberücksichtigt las- 
sen, daß die Erhöhung der Mineralölsteuer um 3 Pf 
zugunsten der Verkehrsinvestitionen für die Ge- 
meinden von der Regierung und der Regierungs- 
koalition getragen worden ist. Wir haben die Ver- 
antwortung für diese Steuererhöhung und für die 
sich daraus ergebende Benzinpreiserhöhung über- 
nommen. Wir haben das getan, weil wir der Mei- 
nung gewesen sind, daß die Verkehrsinvestitionen 
in den Gemeinden eine stärkere Hilfe des Bundes 
notig hätten. Wir haben mit dieser unserer An- 
nahme ganz gewiß recht. 

Bezüglich des höheren Anteils der Länder an der 
Mehrwertsteuer darf ich daran erinnern, daß der 
Bundesrat empfohlen hatte, die dem Bund durch 
die Erhöhung des Anteils der Länder an der Mehr- 
wertsteuer entstehenden Einnahmeverluste durch 
eine Heraufsetzung der Nettokreditaufnahme von 
4,7 auf 7,3 Milliarden DM auszugleichen. Auch das 
Lamentieren über die ursprünglich beabsichtigte 
Höhe der Nettokreditaufnahmen ist also ungerecht- 
fertigt, sie war vom Bundesrat so empfohlen wor- 
den. 

Die Koaiitionsparteien SPD und FDP haben die 
Beschlüsse, wie ich sie aufgezeichnet habe, loyal 
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^ mitgetragen. Sie haben aber im Bundestag am 

26. April 1972 einen Entschließungsantrag auf Um- 
druck 272 eingebracht. In diesem Entschließungsan- 
trag war seitens der SPD und der FDP von der 
Bundesregierung klar gefordert worden, die Netto- 
kreditaufnahme auf 6 Milliarden DM zu reduzieren. 
Diese Aufforderung an die Bundesregierung war 
ein Stück Aktualisierung nach neuerem Erkenntnis- 
stand. 

Nun wissen war alle, meine Damen und meine 
Herren, wie es mit dem Haushalt 1972 weiterging. 
Den Entschließungsantrag mit der Aufforderung, 
die Nettokreditaufnahme herabzusetzen, haben wir 
noch beschließen können, aber kurz danach entstand 
die Situation, die man die Patt-Situation genannt 
hat. Obwohl ich dem Ratschlag des Kollegen Kirst 
gern folgen will, hier keine Vergangenheitsbewäl- 
tigung zu vollziehen, darf ich dennoch daran er- 
innern, daß die Patt-Situation nicht die Schuld der 
Regierung gewesen ist, auch nicht der Regierungs- 
koalition als Schuld angelastet werden kann, son- 
dern allenfalls ein paar Herren, die damals ein 
bißchen viel Aufsehen in der deutschen Presse 
erzeugt haben und die ich deswegen heute nicht 
abermals nennen will. Diese damalige Situation 
führte zur Rücküberweisung des Etats an den Haus- 
haltsausschuß. 

Und nun darf ich daran erinnern, was der Haus- 
haltsausschuß nach der Sommerpause beschlossen 
hat. Ich nenne nur ein paar Punkte, die meines 
Erachtens erwähnenswert sind: 

1. Eine neue Ausgabenkürzung in Höhe von 1,3 
® Milliarden DM. 

(Abg. Leicht: Wir wollten eine 
Aufschlüsselung!) 

2. Eine Berücksichtigung von 1 Milliarde DM ein- 
getretener Mehrausgaben. 

3. Die Veranschlagung von 2,1 Milliarden DM. 

4. Die weitere Reduzierung der Nettokreditauf- 
nahme auf 5 Milliarden DM. 

Dem von mir vorhin zitierten Entschließungs- 
antrag der Koalitionsparteien ist also auch mit der 
weiteren Reduzierung der Nettokreditaufnahme 
Rechnung getragen worden. 

Wenn Sie das so mitnehmen wollen, wie ich es 
sage, meine Damen und meine Herren, war das die 
zweite Aktualisierung des Haushaltsplanentwurfs 
1972. Der jetzt mögliche Schlußstrich unter diese 
Aktualisierung ist vorgestern vom Haushaltsaus- 
schuß gezogen worden. Beispielsweise entsprechend 
dem Punkt 3 der 15 Punkte der Bundesregierung vom 

27. Oktober 1972, Steuermehreinnahmen zur Sen- 
kung der Nettokreditaufnahme zu verwenden, hat 
der Haushaltsausschuß vorgestern beschlossen, die 
Nettokreditaufnahme abermals zu senken, und zwar 
auf jetzt 4,035 Milliarden DM. 

(Abg. Dr. Althammer: Das ist doch 
Inflationsgeld!) 

— Ach, das ist doch wieder ein Schlagwort, Herr 
Kollege Althammer. Sie sind doch Fachmann, Sie 
dürfen doch nicht mit Schlagworten operieren. 


Meine Damen und meine Herren, aus der ur- 1 
sprünglich beabsichtigten Nettokreditaufnahme von 
7,3 Milliarden DM ist nun eine solche in Höhe von 
4,035 Milliarden DM geworden. Das Haushaltsvolu- 
men ist herabgesetzt worden. Alles, was ich in die- 
sen letzten Sätzen gesagt habe, widerlegt ganz ein- 
deutig Ihr Märchen vom angeblichen Finanzchaos in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Abg. Breidbach: Sachverständigenbericht!) 

Wir haben es vielmehr mit einer soliden Haushalts- 
führung und einer Steigerungsrate zu tun, die allem 
Anschein nach unter 11 % bleiben wird. 

(Abg. Breidbach: Das ist die allerneueste 
Aktualisierung!) 

Lassen Sie mich folgendes hinzufügen. Die Regie- 
rung hat bisher zwar ohne verabschiedeten Haushalt 
regieren müssen, aber sie hat sich mit ihren Ausga- 
ben in den Grenzen gehalten, die der eigene Haus- 
haltsentwurf und die mehrfache Aktualisierung 
durch den Haushaltsausschuß gezogen haben. Wir 
stellen das ausdrücklich fest. Wir fügen aber dieser 
ausdrücklichen Feststellung hinzu, daß wir das auch 
nicht anders erwartet haben-, denn eine demokra- 
tische Regierung nützt die momentane Handlungs- 
unfähigkeit des Parlaments nicht aus, sondern hilft 
auf der Suche nach Auswegen. 

Dieser Ausweg waren die Neuwahlen. Hier sei 
ausdrücklich vermerkt, daß ohne die Entschlüsse des 
Bundeskanzlers, die im Einvernehmen mit den 
Koalitionsparteien getroffen worden sind, Neuwah- 
len so nicht möglich gewesen wären. Deswegen ha- (D) 
ben wir es, weil zwischen der bisherigen Beratung 
des Haushaltsplans und der jetzigen dritten Bera- 
tung Neuwahlen liegen, zwar mit einem alten Haus- 
halt zu tun. Die bisherigen Abgeordneten kennen 
ihn, aber die neuen Abgeordneten können dem Rat- 
schlag folgen, den ich nachher geben werde, nämlich 
diesem Haushalt zuzustimmen, denn er kann sich 
sehen lassen. Wir haben es mit beträchtlichen Ver- 
besserungen der Bundeshilfen für Verkehrsinvesti- 
tionen der Gemeinden zu tun, wie ich es vorhin dar- 
gelegt habe. Wir haben es in diesem Haushalt mit 
beträchtlichen Verbesserungen zugunsten unserer 
Bundesländer zu tun. 

(Abg. Dr. Althammer: Das ist doch alles 
schon abgelaufen!) 

— Aber es ist alles schön in dem Haushalt nieder- 
geschrieben, den Sie nachher ablehnen wollen. 

Wir haben es mit bedeutenden Verbesserungen 
der Leistungen für die innere Sicherheit in unserer 
Republik zu tun. Verbunden damit haben wir es 
mit einem guten Ausbau des Bundeskriminalamtes 
zu tun. Des weiteren haben wir es mit dem end- 
gültigen Anpacken des Problems des Umwelt- 
schutzes zu tun. 

Das alles ist in diesem Haushaltsplan 1972 ent- 
halten. Es sind auch 21,6 Milliarden DM an Leistun- 
gen für den Bereich Arbeit und Sozialordnung 
enthalten. Enthalten sind auch 14,75 Milliarden DM 
für den Bereich der Verkehrsinvestitionen und viele 
Milliarden DM für Jugend und Gesundheit, Bildung 
und Ausbildung, Wohnungsbau und Verteidigung. 
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1 ' Die Aufzählung dieser Leistungen aus dem Bun- 
deshaushalt 1972 — Leistungen für den Bürger — 
gibt zugleich einen Hinweis darauf, daß man den 
Haushalt nicht beliebig kürzen kann — das ist ein 
Hinweis für kommende Jahre — , weil eine belie- 
bige oder gar übertriebene Kürzung des Bundes- 
haushalts zu einem Leistungsdefizit gegenüber un- 
seren Mitbürgern führen könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
Bundesetat 1972 hat ganz gewiß einen ungewöhn- 
lichen Weg hinter sich, aber er ist keine Leiche, 
Herr Dr. Jenninger, wie Sie das gestern sagten. 
Es ist mir da übrigens zum erstenmal aufgefallen, 
daß Sie grob formulierten, und deswegen ist mir 
auch zum erstenmal in Erinnerung gekommen, daß 
Sie früher ein enger Mitarbeiter Ihres Kollegen 
Strauß gewesen sind. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Regie- 
rungsparteien.) 

Aber mein Rat an Sie: überlassen Sie die groben 
Töne ihm, und nehmen Sie sich vielleicht ein Bei- 
spiel an mir; das stünde Ihnen nämlich besser zu 
Gesicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ach, was sind das für schöne Zwischenrufe! Es 
ist schade, daß ich sie nicht alle hören kann; ich 
würde zu gern darauf eingehen. 

Meine Damen und meine Herren, ich wiederhole 
es: Der Bundeshaushalt ist keine Leiche, 

(B) (Zuruf von der CDU/CSU: Sie stinkt 

schon!) 

sondern er spiegelt in den Millionen und Aber- 
millionen, Milliarde für Milliarde die Leistung für 
unsere Mitbürger wider, und diese Leistung kön- 
nen wir uns nicht vermiesen lassen. Wir sollten 
uns auch nicht die Arbeit des Haushaltsausschusses 
vermiesen lassen. In den bisherigen Beratungen — 
einschließlich der vorgestrigen — sind — unter 
Ihrer Leitung übrigens, Herr Kollege Leicht — Be- 
schlüsse zustande gekommen, die wir doch nicht — 
einschließlich der Beschlüsse von vorgestern — 
leichtfertig als unbedeutend abtun wollen. 

(Abg. Dr. Jenninger: Auf wessen Initiative?) 

Herr Kollege Barzel hat gesagt, er habe sich mit 
der Rolle der Opposition abgefunden. Nun gut, der 
Vorsprung von 46 Mandanten für die Koalitions- 
parteien ist vielleicht auch für ihn etwas zu groß, 
als daß man ihn verändern könnte. Aber sich mit 
der Oppositionsrolle abzufinden darf doch nicht 
dazu führen, daß man nun in Opposition zu sich 
selbst gerät. Bekennen Sie sich doch zu den Be- 
schlüssen des Haushaltsausschusses! 

Wenn Sie hier per Zwischenruf die Frage aufwer- 
fen, auf Grund welcher Initiative diese Beschlüsse 
zustande gekommen seien, dann muß ich als letztes 
Stück in meiner Beweiskette hinzufügen, daß wir 
von der Entschließung der Koalitionsparteien vom 
April 1972 bis zu unseren Anträgen bei der Rück- 
überweisung an den Haushaltsausschuß und unserer 
Arbeit dort bis vorgestern unsere Linie verfolgt 


(C) 

haben, die Kreditaufnahme zu verringern und dafür 
die Steuermehreinnahmen zu verwenden. Hier geht 
es also gar nicht darum, daß man fragt, wessen Ini- 
tiative das war, sondern hier geht es darum, auch im 
Interesse des Ansehens des Ausschusses festzuhal- 
ten: Das haben wir vorgestern gemeinsam so ge- 
wollt und gemeinsam so beschlossen. 

Der Haushalt 1972, meine Damen und meine Her- 
ren, spiegelt schließlich auch die Gesetzgebungs- 
arbeit von sechs vorangegangenen Legislaturperio- 
den wider. Mit der Zustimmung zum Haushalt 1972 
auch zu dieser späten Zeit im Jahre 1972 verbindet 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion auch die 
Würdigung der Gesetzgebungsarbeit der letzten 
sechs Legislaturperioden. 

Nun, ich richte einen Appell an die Opposition. 

Ich spreche ihn aus, wenngleich ich mir fast sicher 
bin, daß er nichts nützt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann würde ich 
ihn gar nicht aussprechen!) 

Aber ich bin sicher, mit Ihrer stillschweigenden Zu- 
stimmung sagen zu dürfen: 

(Abg. Frau Berger: Wer schweigt, sündigt 
nicht!) 

Sie werden sich nachher nicht wegen seines Inhalts 
gegen den Bundeshaushalt 1972 wenden, sondern 
weil Sie der Meinung sind, es gehöre zur Rolle der 
Opposition, nein zu sagen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie haben sich darin bisher geübt; Sie scheinen das 
weiterhin vorzuhaben. Sie haben von vorangegan- 
genen Oppositionen wenig gelernt, meine Damen 
und meine Herren. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Die sozialde- 
mokratische Bundestagsfraktion sagt ja zum Inhalt 
und auch zum wechselvollen Schicksal dieses Bun- 
deshaushalts 1972; denn das Auf und Nieder dieses 
Haushalts führte schließlich zu den von uns ge- 
wünschten Neuwahlen des Deutschen Bundestages, 
führte zu klaren Mehrheiten und führte zu klaren 
Möglichkeiten für das neue Jahr 1973, für das ich 
Ihnen übrigens, einmal ganz unabhängig von ver- 
schiedenen politischen Standpunkten, namens der 
größten Fraktion dieses Bundestages alles Gute 
wünsche. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Kirst. Für ihn ist eine Redezeit von 40 Minuten 
beantragt worden. 

Kirst (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! Ich gehe davon aus, daß ich 
meine Redezeit ebenso wie Kollege Haehser nicht 
auszuschöpfen brauche. Ich habe bei der Bemessung 
der Redezeit an die in der vergangenen Legislatur- 
periode gesammelten Erfahrungen angeknüpft, in 
der allein der Kollege Strauß immer Stoff für eine 
Erwiderung von einer Viertelstunde bis 20 Minuten 
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^ geboten hat. Das war heute nicht der Fall. Ich 
glaube, ich werde auf die Ausführungen des Kolle- 
gen Althammer nur in einer Beziehung unmittelbar 
einzugehen haben. 

Der wesentliche Unterschied der Fassung des 
Haushalts, die wir heute in dritter Lesung beschlie- 
ßen werden, zu der Fassung, die der Haushaltsaus- 
schuß nach Abschluß der „normalen" Beratungen, 
wenn ich einmal so sagen darf, im April dem Ple- 
num des Bundestages vorgelegt hatte, besteht in 
der Tat darin, daß die Nettokreditaufnahme damals 
7,3 Milliarden DM betragen sollte, während wir 
heute nach dem letzten Stand, nach den letzten Be- 
schlüssen des Haushaltsausschusses bei 4,035 Mil- 
liarden DM angelangt sind. Dies scheint mir nicht 
nur das wesentlichste Element der Veränderung 
in den letzten acht Monaten, sondern in mehrerer 
Hinsicht einer näheren Betrachtung wert zu sein. 

Diese rückläufige Entwicklung der vorgesehenen 
Nettokreditaufnahme führt natürlich das von der 
Opposition und anderen kultivierte Gerede von 
Finanzkrise und Finanzchaos ganz augenfällig ad 
absurdum. Das sollten wir zunächst einmal fest- 
stellen. Die Opposition hat sich hier mit ihrem auf- 
geregten Gehabe blamiert, und wir sind in der Ge- 
lassenheit, mit der wir die Dinge von Anfang an 
gesehen haben, bestätigt worden. Ich habe immer 
gesagt: Wir sollten uns gerade im Bereich der 
Finanzpolitik weniger ins Spekulieren verlieren 
als über feststehende Tatsachen, über abgeschlos- 
sene Prozesse sprechen. Insofern können wir in 
der Tat feststellen: Mit dem Haushalt 1972, den 

(B) wir heute beschließen, beschließen wir seit dem Re- 
gierungswechsel 1969 — - ich will gar nicht sagen, 
daß das früher anders gewesen sein muß — den 
dritten soliden Haushalt. Wir haben drei Jahre 
solider Finanzpolitik hinter uns, ob das denen, die 
das Gegenteil behaupten, paßt oder nicht. Hier zäh- 
len Tatsachen. Gerede zählt nicht, mag es hier und 
draußen noch so hektisch vorgebracht werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zum zweiten, meine Damen und Herren, möchte 
auch ich noch einmal darauf hinweisen, daß die 
Nettokreditaufnahme von 4 Milliarden DM, die wir 
jetzt haben, in der Tat um 3 Milliarden DM höher 
ist als im Jahre 1971. Dabei muß man aber sehen, 
daß wir im Jahre 1972 rund 3 Milliarden DM mehr 
für die Länder ausgeben, nämlich durch die Erhö- 
hung ihres Anteils an der Mehrwertsteuer sowie 
durch die schon zitierten Ergänzungszuweisungen, 
demgegenüber aber nur etwa 1 Milliarde DM mehr 
aus den bekannten Verbrauchsteuererhöhungen in 
die Kasse bekommen werden, die ja mit den „Wohl- 
taten" für die Länder ursächlich verknüpft waren. 
Die Opposition hat auch das seinerzeit nicht einge- 
sehen und die Erhöhung der Verbrauchsteuern ab- 
gelehnt. 

Aber uns Freien Demokraten erscheint es beson- 
ders wichtig, aus dem Vollzug des Haushalts 1972 
mit dem sich ständig verbessernden Status und der 
nach dem Höhepunkt im April ständig zurückgehen- 
den Nettokreditaufnahme eine Schlußfolgerung für 
die Zukunft zu ziehen, nämlich die, daß diese Erfah- 


rung des Jahres 1972, die insofern keine einmalige ^ 
und keine absolut neue ist, natürlich in der Frage 
etwa möglicher Einnahmeverbesserungen für das 
Jahr 1973 und folgende zur äußersten Zurückhal- 
tung veranlaßt. Das möchten wir hier gern aus- 
drücklich auch als Lehre aus dieser Entwicklung 
feststellen. Die vorsichtige Betrachtung der FDP 
scheint sich hier doch zu bestätigen und, wie ich 
hoffe, auch durchzusetzen. 

Andererseits möchte ich sehr deutlich sagen, daß 
vom finanzpolitischen Status des Bundes aus ge- 
sehen natürlich durchaus mehr als 4 Milliarden DM, 
ja daß selbst die 7,3 Milliarden DM aus der Aus- 
schußfassung vom April vertretbar gewesen wären. 

Die Diskussion über die Aufnahme von Krediten 
durch die öffentliche Hand ist etwas merkwürdig. 

Sie wird manchmal so geführt, als gäbe es hinsicht- 
lich der moralischen Qualität des Staates verschie- 
dene Arten von Nachfragern auf dem Kapitalmarkt. 
Aber wir dürfen doch wohl feststellen, daß sich der 
Staat als Nachfrager am Kapitalmarkt in keiner an- 
deren, keiner besseren und keiner schlechteren 
Position und Funktion befindet als die nachfragende 
Wirtschaft. Auch das muß man doch einmal sehr 
deutlich feststellen, und unabhängig davon, daß man 
mit dem Vollzug des Haushalts 1972, so wie er sich 
zeigt, zufrieden sein kann, ist der im Lande immer 
wieder anzutreffenden Verketzerung der Kredit- 
aufnahme durch die öffentliche Hand entgegenzu- 
treten. Denn — um es einmal so zu formulieren — 
es gibt keine doppelte kreditpolitische Moral. Der 
Kreditnehmer Staat ist dort, wie gesagt, in der 
gleichen Lage wie jeder andere Kreditnehmer. Die (D) 
Kreditfinanzierung für Investitionszwecke kann nicht 
für die Wirtschaft gut und für den Staat schlecht 
sein; sie ist für beide das gleiche. Natürlich geht es 
schon gar nicht an, in Sonntagsreden zu erklären: 
Nicht mehr oder möglichst weniger Steuern für den 
Staat, nicht mehr oder möglichst weniger Kredite 
für den Staat, aber für alle möglichst mehr Lei- 
stungen vom Staat! 

Trotz der erfreulichen Reduzierung des Kredit- 
volumens sollten wir im Konfliktfall angesichts der 
Alternative Finanzierung durch mehr Kredite oder 
Finanzierung durch mehr Steuern unsere gesell- 
schaftspolitische Präferenz zum Ausdruck bringen. 
Denn Steuern sind für den Bürger endgültig weg, 
während gezeichnete Anleihen direkt oder indirekt 
der Vermögensbildung des einzelnen dienen, der 
dieses Geld für staatliche Investitionen zur Verfü- 
gung stellt. Die Grenze liegt, wie gesagt, immer in 
der Ergiebigkeit am Kapitalmarkt, und jene etwas 
mittelalterliche Vorstellung, daß vielleicht der Staat 
sein Geld, mit dem er Kredite finanziere, selbst 
drucke, müßte in unserem aufgeklärten Zeitalter 
doch endlich einmal abzubauen sein. 

Natürlich ist eine solche verstärkte Kreditfinan- 
zierung nicht in alle Ewigkeit, nicht unbegrenzt 
möglich. Aber wenn man sich vorstellt, daß die Al- 
ternative vielleicht wäre, ein bestimmtes Maß von 
Investitionen statt bei unveränderten Einnahmen in 
einem Zeitraum von zwanzig Jahren durch höhere 
Einnahmen, wie wir meinen, durch höhere Kredite 
in zwölf Jahren durchzuführen — nur um einmal 
Zahlen als Beispiel zu nennen — , dann zeigt das, 
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(A) wohin diese Überlegung führt und daß das nicht 
ins Unendliche fortgesetzt werden kann. 

Neben dieser Betrachtung zur Veränderung des 
Kreditvolumens möchte ich nun wie meine beiden 
Vorredner einige Bemerkungen zur konjunkturpoli- 
tischen Auswirkung des Haushalts machen. Der Kol- 
lege Althammer hat — das wird das einzige Mal 
sein, daß ich ihn zitiere — die Ziffer 343 des Sach- 
verständigengutachtens — so war es wohl — zitiert. 
Wir wissen ja alle, daß wir das Sachverständigen- 
gutachten im Zusammenhang mit der Vorlage des 
Jahreswirtschaftsberichts noch ausführlich diskutie- 
ren werden, wie das immer gewesen ist. Aber Sie 
haben die Ziffer 343 als einen besonderen Doll- 
punkt in der Argumentation der Sachverständigen 
empfunden und, wie Sie meinen, auch als eine Be- 
stätigung Ihrer Propaganda. Nur, Herr Kollege Alt- 
hammer, so ist es ja nicht. Die Sachverständigen 
haben die Dinge vielleicht sehr nüchtern, wissen- 
schaftlich gesehen, aber sie haben vielleicht nicht 
die nötige Ahnung von dem, was im politischen 
Raum vor sicht geht. Wir denken ja nicht daran, 
Herr Kollege Althammer, dem marktwirtschaftlichen 
System — und darum geht es in dem Zitat — die 
Schuld an der von uns allen gemeinsam beklagten 
Preisentwicklung zuzumessen. Wir denken nicht 
daran, daraus das abzuleiten, was da gesagt wird. 
Sie aber machen ja etwas ganz anderes. Sie machen 
— und das muß ich Ihnen seit drei Jahren sagen — 
etwas viel Gefährlicheres, indem Sie die Regierung 
für Dinge verantwortlich machen, die sie nur ganz 

(B) begrenzt zu vertreten hat. Weil in unserem Wirt- 
schaftssystem die entscheidenden Daten der wirt- 
schaftlichen Entwicklung nicht von der Regierung 
gesetzt werden, verleugnen Sie eben ständig das 
angeblich von anderen bedrohte marktwirtschaft- 
liche System und machen es insofern unglaubwür- 
dig. Sie rufen doch dauernd indirekt oder sehr 
direkt nach dem Staat, indem Sie der Regierung 
Entwicklungen anlasten, die ihr eben nicht anzula- 
sten sind. Vielleicht überlegen Sie sich einmal, ob 
Sie hier in der Argumentation nicht doch auf dem 
falschen Wege sind und genau das bewirken, was 
Sie vermeiden wollen, wenn Ihre Berufung auf die 
Ziffer 343 ernst gemeint ist. 

Die konjunkturpolitische Auswirkung des Haus- 
halts war ja das ständige Thema, und nach dem, 
was wir heute gehört haben, ist zu befürchten, daß 
dieser Stil ohne viel Nutzen für alle Seiten fort- 
gesetzt wird. Ich möchte dazu ganz einfach und lapi- 
dar sagen: ich bestreite ganz einfach, daß die Haus- 
haltspolitik der sozialliberalen Regierung inflationär 
gewirkt hat. Das ist einfach nicht wahr. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sowie ich das speziell schon bei der Kreditnach- 
frage dargelegt habe, möchte ich das hier auch noch 
einmal generell sagen. Es gibt keine Nachfragen 
unterschiedlicher moralischer oder wie immer be- 
zeichneter Qualität. Nachfrage ist Nachfrage, ob sie 
nun vom Staat oder vom einzelnen oder von der 
Wirtschaft ausgeübt wird. Das muß doch einmal 
sehr deutlich gesagt werden. Soweit eben Staats- 
ausgaben nicht in dem Maße inflationär finanziert 


(C) 

werden — das tun wir ja nicht, weil wir das wis- 
sen - — , wie uns das immer suggeriert wird, wie das 
früher einmal war, als der Staat sich das Geld 
selbst druckte — das System haben wir ja Gott sei 
Dank nicht mehr — , ist es völlig gleichgültig für 
die Geldwertentwicklung, wer als Nachfrager auf- 
tritt. Mark ist Mark für die Entwicklung der Preise, 
ob der Staat oder der Privatmann sie ausgibt; und 
darauf kommt es in diesem Zusammenhang ja an. 

(Abg. Dr. Althammer: Wieviel Nachfrage?) 

— Natürlich, Herr Althammer. Aber begreifen Sie 
doch endlich einmal, daß es eben nicht darauf an- 
kommt, wer etwas ausgibt, sondern darauf, wieviel 
insgesamt ausgegeben wird. Hier liegt der Hebel 
nicht in der Haushaltspolitik — ich hätte das später 
noch gesagt — , sondern in dem Bereich, für den wir 
gar nicht zuständig sind — das ist Sache der Bundes- 
bank — , nämlich im Bereich der Regulierung der 
Geldmenge. Das ist doch das Entscheidende. 

(Abg. Leicht: Nein!) 

Wenn man die Rolle der Haushalte überhaupt da- 
bei einmal berücksichtigt, wird doch die Argumen- 
tation unglaubwürdig, jedenfalls dann, wenn man 
sich bemüht, sie parteipolitisch zu führen, wie das 
die CDU/'CSU tut, und dann, wenn man weiß, daß 
von dem gesamten Volumen aller öffentlichen Haus- 
halte nur gut 40% auf den Bund entfallen; die übri- 
gen knapp 60°/o entfallen auf die Lander und auf 
die Gemeinden. Wir wissen doch alle, daß die Län- 
der und Gemeinden zu einem nicht unerheblichen 
Teil von CDU oder CSU regiert werden. Mit partei- pj 
politischen Argumenten kann man die Auseinander- 
setzung hier also nicht führen. 

Wenn der Bundesrat, dem wir für sein Entgegen- 
kommen in der Fristenfrage im übrigen dankbar 
sind, in seiner Stellungnahme zum Haushalt in Zif- 
fer 4 das Steigen der Ausgaben kritisiert und sagt, 
dies sei nicht konjunkturgerecht, so kann ich nur 
sagen: Das ist wirklich eine Situation, im Hinblick 
auf die man das Sprichwort von demjenigen, der im 
Glashaus sitzt und nicht mit Sternchen werfen sollte, 
hätte erfinden müssen, wenn es es noch nicht ge- 
geben hätte. Es ist eine typische Glashaus-Situation, 
aus der dieser unberechtigte Vorwurf des Bundes- 
rates gegen das Steigen des Bundeshaushalts er- 
hoben wird. Meine Damen und Herren, Herr Alt- 
hammer, ich bin mir dabei dessen bewußt, daß ich 
zu manchen Prämissen der Darstellung des Sachver- 
ständigenrates, soweit sie die Fiskalpolitik angehen, 
im Gegensatz stehe. Aber ich glaube, wir sind als 
Parlament souverän genug, nicht alles, was uns 
vorgelegt wird, als gegeben hinzunehmen. Das, was 
die Sachverständigen sagen, muß diskutierfähig 
sein und darf von uns nicht nur nach Bedarf nachge- 
plappert oder nachgebetet werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zunächst einmal ist folgendes zu sagen — ich habe 
darauf schon am Freitag hingewiesen — : Die 
Schelte der Sachverständigen — das schließt an das 
an, was ich eben sagte — gilt allen öffentlichen 
Haushalten; sie gilt insoweit dem Bund noch am 
allerwenigsten. Vereinfacht dargestellt — man muß 



92 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 6. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Dezember 1972 

Kirst 


sich einmal in die Denk- und Berechnungsweise des 
Sachverständigenrates hineinzuversetzen bemü- 
hen — , gehen die Sachverständigen eben von dem 
Denkansatz aus, daß jede Kreditfinanzierung Öffent- 
licher Haushalte prozyklisch, konjunkturstärkend, 
preissteigernd wirke. Hier liege der entscheidende 
Unterschied in der Betrachtung. Ich verweise auf 
das, was ich zur Kreditfinanzierung gesagt habe. 

Schließlich bieten die Sachverständigen auch über- 
haupt keine Alternative. Sie treffen einfach Fest- 
stellungen, aber Alternativen bieten sie nicht. Wäre 
— wir wollen das jetzt einmal von der anderen 
Seite aus betrachten und uns in die Vorstellungen 
der Sachverständigen hineinversetzen — von den 
öffentlichen Haushalten kein Kredit aufgenommen 
worden, so wäre das Angebot am Kapitalmarkt — 
davon gehe ich aus — trotzdem dasselbe gewesen. 
Dann hätten nur andere diese Kredite aufgenommen 
und ihre Nachfrage ausgeübt. Insofern halte ich den 
Vorwurf, der in diesen Berechnungen steckt, auch 
nicht für ganz logisch. 

Ich wiederhole das, was ich gesagt habe: Es gibt 
keine Nachfrage — sei es auf dem Gütermarkt, sei 
es auf dem Arbeitsmarkt, sei es auf dem Kapital- 
markt — unterschiedlicher moralischer oder kon- 
junkturpolitischer Qualität, je nachdem, wer die 
Nachfrage ausübt. Denn entscheidend ist nicht, wer 
das Geld ausgibt, sondern welche Geldmenge in 
einer Volkswirtschaft insgesamt zur Verfügung 
steht; die Geldpolitik also ist das Entscheidende. 

Aber man muß die Dinge auch einmal in Zahlen 
(B) sehen. Die Sachverständigen gehen davon aus, daß 
die öffentlichen Haushalte im Jahre 1972 um 13 Mil- 
liarden DM zu hoch gewesen seien. Wenn ich das 
einmal auf den Bundesanteil umrechne, dann sind 
das rund 5,5 Milliarden DM, Nun frage ich mich, wo 
wir das hätten weniger ausgeben können und sollen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Um Haushaltspolitik machen zu können, meine 
Damen und Herren, muß man eben nicht nur ein 
Meister in Globalberechnungen sein, sondern auch 
etwas vom Detail der Haushalte verstehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu nur noch wenige Worte. Wir haben 27 Ein- 
zelpläne. Die meisten von ihnen haben noch nicht 
einmal ein Gesamtvolumen von 5,5 Milliarden DM. 
Das ist die Zahl, die ich soeben nannte. Sie sind 
schon deshalb — das werden Sie mir zugeben — gar 
nicht dazu geeignet, hier durchgreifend etwas zu 
bewirken; dann müßte man nämlich mehrere von 
ihnen völlig ausradieren. Unter den 27 Einzelplänen 
gibt es nur vier, die — jeder für sich genommen — 
mehr als 5,5 Milliarden DM umfassen. Diese vier 
zusammengenommen umfassen aber wiederum 
63 °/o des gesamten Haushaltsvolumens, nämlich 
70 Milliarden DM. Die Schwerpunkte, die auch Kol- 
lege Haehser schon genannt hat, sind der Haushalt 
Arbeit und Sozialordnung, in dem alles gesetzlich 
gebunden ist, der Verkehrshaushalt, in dem ent- 
weder durch den Anteil der Mineralölsteuer oder 
zwangsläufig — insbesondere durch die Zuwen- 
dung an die Bundesbahn — Bindungen bestehen, 
der Einzelplan 14, der größte, an dem wir nichts 


ändern können und nichts ändern wollen, und * ^ 
der Einzelplan 60. Ich kann nur allen, die es an- 
geht sagen: Kürzungsvorschläge von Format und 
mit Substanz werden dankbar angenommen. Ich 
bitte das nicht falsch zu verstehen, meine Damen 
und Herren. Es sollte nicht als eine Resignation 
gegenüber immer größerem Staatsbedarf verstan- 
den werden. Sicherlich ist diese Skepsis berech- 
tigt. Aber auch hier doch noch einmal ein sehr deut- 
liches Wort: Es genügt nicht, sich jeden Sonntag an 
die Klagemauer zu stellen und über den wachsenden 
Staatsbedarf zu reden, wenn man dann montags 
selbst als Lobbyist im Dienst dafür sorgt, daß er dort, 
wo man selbst Interesse hat, steigt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Denn, meine Damen und Herren, wer ist denn die- 
ser Staat?! Das ist ja kein Abstraktum, kein Moloch, 
Leviathan oder etwas dergleichen, sondern die Ge- 
samtheit von uns allen, der Bürger, die wir hier ver- 
treten. Dieser so viel zitierte wachsende Staatsbe- 
darf ist nicht mehr und nicht weniger als der Reflex 
der Bedürfnisse dieser Bürger — - an den Staat her- 
angetragen — , wobei ich gern die Unterscheidung 
mache, daß es wirkliche und suggerierte Bedürfnisse 
gibt. Wenn wir sparen wollen, sollten wir, glaube 
ich, bei den suggerierten Bedürfnissen anfangen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Lassen Sie mich als letztes, meine Damen und 
Herren, noch ein paar Bemerkungen zum Haushalts- 
vollzug des Jahres 1972 machen. Daß wir hier als 
7. Deutscher Bundestag eine an sich dem 6. Deut- (D) 
sehen Bundestag gestellte Aufgabe zu lösen haben, 
resultiert daraus, daß wir zwar ein Budgetrecht des 
Parlaments, aber keine Budgetpflicht haben; und 
das ist ja auch nicht vorstellbar. Kein Abgeordneter 
kann — Gott sei Dank! — zu irgend etwas gezwun- 
gen werden, was er nicht will. Das ist die, wenn ich 
von den politischen Zusammenhängen, auf die auch 
ich meinerseits — nachdem der Kollege Althammer 
dankenswerterweise auf Vergangenheitsbewälti- 
gung verzichtet hat — nicht eingehen will, einmal 
absehen darf, ganz einfache Erklärung für diese 
Situation. Aber es steht immerhin fest: nach der 
Ablehnung des Kanzleretats im April, die die Wei- 
chenstellung bedeutete, haben Koalition und Regie- 
rung unter Abwägung aller Umstände — da sind ja 
gewisse Dinge, die sich aus dem Kalender ergeben, 
einmalige Ereignisse, die in diesem Jahr in der 
Bundesrepublik besonders erfreulich waren, zu be- 
rücksichtigen gewesen — den frühest-möglichen 
Zeitpunkt für eine neue Mehrheit und damit auch für 
eine Mehrheit bei der Verabschiedung dieses Haus- 
halts festgesetzt. 

Dankenswerterweise haben ja die Väter des 
Grundgesetzes in den schon vielfach zitierten Ar- 
tikeln die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
trotzdem der Betrieb — wenn ich es einmal so for- 
mulieren darf — weitergegangen ist, und zwar, 
wie wir überzeugt sind, nach Gesetz und Ver- 
fassung. 

Die politische Entscheidung über den Haushalt 
1972 — darüber kann es keinen Zweifel geben — 
ist mit am 19. November 1972 gefallen. Wenn 
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ich dieses Datum nenne, möchte ich abschließend 
diese Haushaltsberatung doch zum Anlaß nehmen, 
den Wunsch zum Ausdruck zu bringen, daß wir 
nach der großen Konfrontation und Polarisierung 
in den letzten drei Jahren — sie waren im wesent- 
lichen wohl darin begründet, daß Sie den Regie- 
rungswechsel damals als einen „Betriebsunfall" 
betrachtet haben, wozu wohl jetzt nicht mehr die 
geringste Veranlassung besteht — die sachlichen 
Gegensätze in diesem Hause hart, aber mit mehr 
Ruhe und Sachlichkeit austragen. Wenn ich es etwas 
bildhaft sagen darf: Wir sollten uns für die nächsten 
vier Jahre vornehmen, mit dem Florett zu fechten 
und Degen und Säbel in der Rüstkammer zu lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit 
ihrer Zustimmung zum Haushalt 1972 bekundet die 
FDP-Fraktion des 7. Deutschen Bundestages ihr Ver- 
trauen und ihre Unterstützung für die vom Wähler 
am 19. November 1972 so überzeugend bestätigte 
Regierung Brandt/Scheel, die Regierung der sozial- 
liberalen Koalition. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der 
Bundesminister der Finanzen, Herr Schmidt. 

Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Die Bundes- 
regierung möchte zunächst ihre Dankbarkeit gegen- 
über allen Seiten zum Ausdruck bringen, die es 
durch Verzicht auf die Einhaltung von Fristen und 
auf die Einhaltung sonstiger Formalien ermöglicht 
haben, daß dieses Haushaltsgesetz noch vor Ende 
des Jahres verabschiedet werden und in Kraft treten 
kann. Ich möchte in diesen Dank ausdrücklich den 
Bundesrat einbeziehen — ich bitte, daß das den 
Herren berichtet wird — , der es seinerseits schon 
am 1. Dezember und dadurch, daß er heute nach- 
mittag den zweiten Durchgang vornimmt, ermöglicht 
hat, daß dieses Gesetz vor Ablauf des Jahres in 
Kraft tritt. 

Ich habe mich hier nicht deshalb zu Wort ge- 
meldet, um irgend jemanden noch zu einer „zweiten 
Runde" zu reizen. Ich werde mich auf einige wenige 
Klarstellungen beschränken, zu denen sich die Bun- 
desregierung durch diese Debatte allerdings ver- 
anlaßt sieht. Es handelt sich — mit einer einzigen 
Ausnahme — - um rechtliche Punkte. 

Ich möchte gegenüber der Argumentation des Kol- 
legen Althammer daran erinnern, daß schon im 
August dieses Jahres der Präsident des Rechnungs- 
hofes — sicherlich nicht für seine Person, sondern 
nach Beratung in seiner Institution — darauf hinge- 
wiesen hat, daß sich aus dem Art. 110 des Grund- 
gesetzes die Verpflichtung des Bundestages herlei- 
tet, durch einen Haushaltsgesetzbeschluß die verfas- 
sungsmäßig und gesetzlich vorgeschriebenen Aus- 
gaben zu ermöglichen, und daß umgekehrt, soweit 
das Parlament dieser Verfassungspflicht nicht nach- 
kommt — nicht nachkommen kann oder nicht nach- 
kommen will — , Art. 111 der Bundesregierung die 


Verpflichtung auferlegt, diesen fehlenden Beschluß ^ 
des Parlaments durch eigenes Handeln zu ersetzen. 

(Abg. Dr. Althammer: Da besteht kein Streit!) 

— Wenn darüber kein Streit ist, dann wäre es gut, 
wenn wir nun endlich auch die Auseinandersetzung 
darüber, daß es vorwerfbar schlimm sei, daß dieser 
Haushaltsgesetzentwurf erst jetzt zur dritten Le- 
sung kommt, nicht mehr als Streit ansehen würden. 
Denn sicherlich kann man ohne viel Mühe rekon- 
struieren, wie es dazu kam, daß das Parlament sei- 
ner Verfassungspflicht nicht nachgekommen ist. 

Der nächste Punkt ist kein Rechtspunkt. Herr Alt- 
hammer, Sie haben gesagt, die Bundesregierung 
habe das Gutachten des Sachverständigenrates den 
Wählerinnen und Wählern nicht rechtzeitig zur 
Kenntnis gebracht; so habe ich mir Ihre Worte mit- 
geschrieben. Darin liegt die Unterstellung eines ge- 
setzwidrigen Verhaltens der Bundesregierung. Wir 
weisen diese Unterstellung zurück. Herr Kollege 
Althammer, ich füge hinzu, daß die Bundesregie- 
rung, der damalige Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen eingeschlossen, selbst nach dem 
Wahltage nicht gewußt hat, zu welchem Ergebnis 
die Sachverständigen wohl kommen würden, ge- 
schweige denn das Gutachten besessen hätte. Es ist 
ja erst eine Reihe von Tagen danach abgeschlossen 
worden. 

Im übrigen darf ich hier als Fußnote die Empfeh- 
lung anfügen, alle Teile dieses Gutachtens zu lesen. 

Es führt zu nichts Gutem, wenn man gegenseitig nur 
diejenigen Zitate heraussucht und vorliest, die einem 
in den Kram zu passen scheinen. Es ist vielleicht für ^ 
die Öffentlichkeit von einem gewissen Interesse, 
wenn ich daran erinnere, daß die in diesen Tagen 
in der öffentlichen Diskussion befindliche Frage, ob 
vielleicht der Verlauf der Konjunktur und der Ver- 
lauf der Preiskurven im weiteren Laufe des Jahres 
1973 dazu zwingen könnten, einen Konjunkturzu- 
schlag nach dem Stabilitätsgesetz zu erheben, durch 
das Sachverständigengutachten in die Diskussion 
eingeführt worden ist, das uns ja mit ausführlicher 
Begründung empfiehlt, nicht erst später, sondern 
jetzt gleich einen 10°/oigen Zuschlag zu erheben. 
Dies hält die Bundesregierung nicht für geboten, je- 
denfalls nicht im jetzigen Zeitpunkt. Es mag sein, 
daß man die Frage später wieder aufnehmen muß. 

Das hätte ich gerne hinzugefügt, nachdem Sie über 
dieses Gutachten gesprochen haben. 

Im übrigen will ich auf die konjunkturpolitischen 
und wirtschaftspolitischen Bemerkungen meinerseits 
nicht zurückkommen. Denn wir werden im Laufe der 
nächsten Monate mindestens drei Gelegenheiten ha- 
ben, darüber zu reden, einmal an Hand der Regie- 
rungserklärung, die der Bundeskanzler am 18. Ja- 
nuar abgeben wird, dann an Hand des Jahreswirt- 
schaftsberichts und dann erneut an Hand des Haus- 
haltsgesetzentwurfs 1973. 

Hier ist der Vorwurf erhoben worden, daß der 
gegenwärtige Haushalt 1972 gegen die Verfassung 
verstoße, weil er nicht ausreichend an die tatsäch- 
liche Entwicklung der letzten Wochen und Monate 
angepaßt worden sei. Darauf ist schon geantwortet 
worden. Ich will diese Antwort nicht vertiefen. Ich 
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halte dieses Argument rechtlich für verfehlt, insbe- 
sondere angesichts der Tatsache, daß, so wie die 
Umstände sich nun einmal entwickelt haben, gerade 
dieses Haushaltsgesetz 1972, wenn und soweit über- 
haupt aus dem Grundgesetz ein Aktualitätsgebot 
hergeleitet werden kann, jedenfalls ein höheres 
Maß an Aktualität besitzt als irgendein anderes 
Haushaltsgesetz der letzten zehn Jahre. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist kein Verdienst von irgend jemandem. Das 
hat sich so ergeben. Nur, gerade gegenüber diesem 
Haushaltsgesetz 1972 mit mangelnder Aktualität zu 
argumentieren, ist tatsächlich verfehlt und recht- 
lich abwegig. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße]: Aber, Herr 
Schmidt, das ist das Tollste, was ich je ge- 
hört habe! — Wollen Sie in Zukunft den 
Haushalt immer erst am Ende des Jahres 
verabschieden?) 

— Nein, ich sage doch, daß es niemandes Verdienst 
ist. Ich möchte jeden Haushalt gern früher verab- 
schieden; dann kann er aber auch nicht die Aktuali- 
tät haben, Herr Lenz, die dieses Haushaltsgesetz 
1972 besitzt. Infolgedessen ist gegenüber diesem 
Haushaltsgesetz dies Argument des Vorwurfs man- 
gelnder Aktualität wenig überzeugend. Ich versuche, 
niemanden zu reizen und mich ganz sachlich auszu- 
drücken. Ich könnte mich auch anders ausdrücken. 

Dann ist beanstandet worden, daß die globalen 
Minderausgaben zwar für die einzelnen Einzelpläne 
eingesetzt, aber dort nicht auf 6500 Titel im einzel- 
nen aufgeschlüsselt seien. Ich kann mir nicht recht 
denken, daß dies im Ernst eine rechtliche Beanstan- 
dung sein soll. Denn die Ausbringung von globalen 
Minderausgaben, früher nicht in bezug auf Einzel- 
pläne, sondern in bezug auf den Gesamthaushalt, ist 
vielfach geübte Staatspraxis der letzten 20 Jahre, ist 
nie rechtlich beanstandet worden, ist auch nicht 
rechtlich zu beanstanden. Das wird wohl auch dies- 
mal nicht im Ernst behauptet werden. 

Dann ist wiederum von den „Schattenhaushalten“ 
die Rede gewesen. Man konnte den Eindruck haben, 
als ob auch mit diesem in der Gesetzessprache nicht 
vorhandenen Begriff, den die Opposition geprägt hat 
und mit Fleiß benutzt, ein rechtlicher Vorwurf ver- 
bunden sei. Auch hier möchte ich darauf hinweisen, 
daß es die seit Jahrzehnten feststehende Staatspra- 
xis ist, z. B. den Bundesstraßenbau über die öffa 
zu finanzieren und z. B. die Bundesbahnfinanzie- 
rung so zu behandeln, wie sie de facto behandelt 
wird; seit sechs Jahren feststehende Staatspraxis in 
bezug auf die Rentenversicherung 

(Abg. Dr. Jenninger: Aber nicht in dieser 
Größenordnung!) 

— - über die Größenordnung könnte man reden. Dann 
müßte ich aber bitten, die grundgesetzliche Argu- 
mentation beiseite zu lassen, Herr Kollege. Das ist 
dann etwas ganz anderes. — Sie machen sich jene 
Argumentation nicht zu eigen; dann bin ich einver- 
standen. 

Aber wenn wir über Größenordnungen reden 

— ich sehe, daß der Oppositionsführer wieder da 


ist , dann will ich mir wenigstens eine Frage er- ^ 
lauben, auf die eine Antwort nicht unbedingt heute 
gegeben werden muß. Ich habe im Fernsehen vor ein 
paar Wochen einmal zugehört, wie der Oppositions- 
führer von der Größenordnung von 13 Milliarden 
DM sprach. Ich habe das heute bei Herrn Altham- 
mer nicht wieder gehört. Es sind auch einmal 40 Mil- 
liarden DM genannt worden. Im Brief von Herrn 
Leicht sind es jetzt 5 V 2 Milliarden DM. Also, über 
die Größenordnung kann man trefflich streiten, Herr 
Kollege Jenninger. Weiter sage ich nichts dazu, weil 
ich ja niemand herausfordern will. 

(Abg. Dr. Althammer: Das hängt davon ab, 
was man alles hineinrechnet!) 

Dann möchte ich eine Bemerkung zu dem einen 
der beiden Entschließungsanträge machen dürfen. 

Ich rede von dem Entschließungsantrag der CDU/ 
CSU-Fraktion Drucksache 7/34. Auch hier sind recht- 
liche Argumentationen impliziert. Ich möchte dazu 
feststellen, daß der Bundesrechnungshof nach Art. 

114 die verfassungsmäßige Pflicht hat, die Haus- 
haltsrechnung hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und 
der Ordnungsmäßigkeit der Wirtschaftsführung zu 
prüfen, und daß dazu selbstverständlich auch die 
Einhaltung der Rechtsvorschriften des Art. 111 und 
des Art. 112 im Rahmen der vorläufigen Haushalts- 
führung gehört. Die Bundesregierung hat ihrerseits 
keinen Anlaß, dieser Prüfung vorzugreifen. Davon 
ist auch der Bundesrat ausgegangen, als er in seiner 
Stellungnahme zum Haushaltsgesetzentwurf 1972 
ausdrücklich darauf hinwies, daß dem Bundesrech- 
nungshof diese Prüfung auch in bezug auf Art. 111 
und Art. 112 obliege. (D) 

Unabhängig davon legt die Bundesregierung Wert 
auf die Feststellung, daß sich die Bundesregierung 
in ihrer Ausgabenwirtschaft im Jahr 1972 streng an 
diese Rechtsvorschriften gehalten hat, 

(Abg. van Delden: Die Parlamentarischen 
Staatssekretäre!) 

— streng an diese Vorschriften gehalten hat! Es 
gibt, soweit ich sehen kann — und ich habe sorg- 
fältig hingeschaut; denn ich war ein neuer Mann 
in diesem Metier, voller Besorgnisse, daß ich das 
Gebiet nicht würde übersehen können — , keinen 
Anhaltspunkt, Herr Kollege van Delden, für Rechts- 
verstöße. 

Im übrigen aber, Herr Kollege Althammer, sagt 
die Bundesregierung schon jetzt ausdrücklich zu, 
was Sie in Ihrem Antrag erstreben, nämlich bald- 
möglichst dem Haushaltsausschuß einen Bericht zu 
den Punkten vorzulegen, die Sie in Ihrer Entschlie- 
ßung ansprechen. 

Letzte Bemerkung: Der Umstand, daß dieses 
Gesetz relativ spät im Jahr verabschiedet wird, 
daß es eine so große Nähe zu den tatsächlichen 
Zahlen des Vollzuges hat, ermöglicht eben gleich- 
zeitig auch zwei oder drei bilanzartig bewertende 
Bemerkungen über dieses Haushaltsjahr. Diese Bi- 
lanz sieht weit besser aus, als das von manchen 
Seiten etwa vor 12 Monaten oder noch vor 12 Wo- 
chen prophezeit worden ist. 
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Es ist nämlich erstens trotz erheblicher Schwie- 
rigkeiten gelungen, die Haushaltspolitik des Bun- 
des fortlaufend der konjunkturpolitischen Notwen- 
digkeit anzupassen. Zweitens ist es gelungen, die 
Finanzierung der Ausgaben des Bundes auf einer 
soliden Grundlage zu ermöglichen, einschließlich 
der Tatsache, daß sich die Neu Verschuldung in ganz 
engen, zu Beginn des Jahres noch von niemandem 
für möglich gehaltenen Grenzen vollzogen hat. Drit- 
tens ist die finanzielle Lage der Länder und Ge- 
meinden heute wesentlich besser, als noch vor etwa 
einem halben Jahr die öffentliche Diskussion und 
viele in diesem Saal angenommen haben. Ich will 
hier keine Zahlen nennen, um die Debatte nicht 
zu verlängern, sondern es dabei bewenden lassen. 

Sosehr eine kritische Analyse des Konjunktur- 
verlaufs oder des Haushaltsvollzugs im Jahre 1972 
interessant sein mag, so hat es das Haus nach mei- 
ner Meinung doch nötig, sich im kommenden Jahr 
auf die Probleme des Jahres 1973 sowohl der öffent- 
lichen Finanzwirtschaft im allgemeinen als auch der 
Haushaltspolitik des Bundes im besonderen als auch 
dieser beiden Bereiche auf dem Hintergrund der all- 
gemeinen konjunkturellen Entwicklung zu konzen- 
trieren. Dazu werden die Regierungserklärung, der 
Jahreswirtschaftsbericht und auch der Haushalts- 
gesetzentwurf 1973 ausreichend Gelegenheit bieten. 

Ich möchte zum Schluß all denen danken, die 
daran beteiligt waren, daß dieser Haushalt 1972 
heute in dritter Lesung verabschiedet werden kann, 
und schließe in diesen Dank ausdrücklich alle die- 
(B) jenigen ein, die außerhalb des Parlaments an der 
sachlichen und der technischen Vorbereitung mit- 
gewirkt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und 
Herren, wir sind am Ende der Aussprache zur drit- 
ten Lesung. 

Herr Abgeordneter Dr. Althammer, Sie wollen 
noch etwas zu den Anträgen sagen. Das kann jetzt 
geschehen. Bitte schön, Sie haben das Wort. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nachdem 
der Herr Minister soeben die Erklärung abgege- 
ben hat, daß die Bundesregierung bereit ist, so 
schnell wie möglich in die Nachprüfung der Haus- 
haltsführung des Jahres 1972 einzutreten, ist die 
CDU/CSU-Fraktion damit einverstanden, daß beide 
Anträge an den Ausschuß überwiesen werden. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß die anderen 
Rechtsfragen, die der Herr Minister bezüglich der 
Einhaltung der Grundgesetzbestimmungen ange- 
schnitten hat, in diesem Zusammenhang sicherlich 
in einer ruhigen Form noch sehr ausführlich und 
klar besprochen werden müssen. 

Vizepräsident von Hassel: Weitere Wortmel- 
dungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Haus- 
haltsgesetzentwurf 1972 in dritter Beratung in der 


Form, wie er gestern in zweiter Beratung beschlos- ^ 
sen worden ist. — Ich darf diejenigen, die zustim- 
men, bitten, sich zu erheben, — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Haushalts- 
gesetz 1972 ist in dritter Beratung gegen die Stim- 
men der Fraktion der CDU/CSU angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden 
Ihnen vorliegenden Anträge Drucksachen 7/34 und 
7/35. Es ist vorgeschlagen worden, beide Anträge 
dem Haushaltsausschuß zur Beratung zu überwei- 
sen. — Das Wort wird dazu weiter nicht gewünscht. 

Können wir über beide Anträge zusammen ab- 
stimmen? — Keine Bedenken. Wer dafür stimmt, 
daß die beiden Anträge Drucksachen 7/34 und 7/35 
dem Haushaltsausschuß überwiesen werden, den 
bitte ich um das Handzeichen. — • Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Einstimmig so be- 
schlossen. 

Ich rufe den nächsten Punkt der Tagesordnung 
auf: 

Dritte Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
der gesetzlichen Rentenversicherungen (Vier- 
tes Rentenversicherungs-Änderungsgesetz — 

4. RVÄndG) 

— Drucksache 7/3 — 

Ich eröffne die vorgesehene allgemeine Ausspra- 
che. — Das Wort hat der Abgeordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die flexible Altersgrenze, deren ur- ^ 
sprüngliche Konzeption durch den vorliegenden Ge- 
setzentwurf wiederhergestellt werden soll, hat be- 
reits eine wechselvolle Geschichte. Ich erinnere das 
Hohe Haus noch einmal an die Stationen dieses 
politischen Ringens in der vergangenen Legislatur- 
periode: 

Noch vor drei Jahren hatte die CDU/CSU zum 
Kampf gegen die flexible Altersgrenze gerüstet. In 
ihrem sozialpolitischen Schwerpunktprogramm für 
die 6. Legislaturperiode lehnte sie diese für die 
älteren Arbeitnehmer wichtige soziale Reform kate- 
gorisch ab. 

Noch vor eineinhalb Jahren hat Herr Dr. Barzel 
die Pläne der sozialliberalen Koalition, die flexible 
Altersgrenze einzuführen, als leichtfertig genährte 
Hoffnungen und Erwartungen, die einer Nachprü- 
fung nicht standhalten, politisch verunglimpft. 

Danach aber begann die CDU/CSU einzuschwen- 
ken, wollte jedoch die Arbeitnehmer bei Inanspruch- 
nahme der flexiblen Altersgrenze mit Rentenkür- 
zungen bestrafen. Das hatte der sozialpolitische 
Sprecher der CDU/CSU, Herr Dr. Götz, der sich 
gestern sogar als Anwalt der Rentenzuschläge her- 
vortat, allen Ernstes gefordert. Damit wollte die 
CDU/CSU die flexible Altersgrenze im Grunde ge- 
nommen ad absurdum führen. 

Noch drei Monate vor Verabschiedung der zweiten 
Rentenreform weigerte sich die CDU/CSU, einen 
festen Zeitpunkt für die Einführung der flexiblen 



96 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 6. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Dezember 1972 


Glombig 

^ Altersgrenze festzulegen. Damit wollte sie sich zwar 
aus wahltaktischen Gründen zur flexiblen Alters- 
grenze bekennen, aber in Wirklichkeit diese wich- 
tige Reform auf den Sankt-Nimmerleins-Tag ver- 
tagen. 

Erst im letzten Augenblick hat die CDU/CSU ihren 
politischen Widerstand, d. h. ihren politischen Kampf 
gegen die flexible Altersgrenze aufgegeben. Sie hat 
jedoch, als sich in der zweiten Lesung eine Zufalls- 
mehrheit für sie ergab, Regelungen durchgesetzt, 
die den ursprünglichen Sinn der von der Bundes- 
regierung beabsichtigten Einführung der flexiblen 
Altersgrenze völlig auf den Kopf stellen. Darauf 
habe ich bereits in der zweiten Lesung des Renten- 
reformgesetzes am 20. September dieses Jahres an 
dieser Stelle mit allem Nachdruck hingewiesen. 

Obwohl die sozialliberale Koalition in der zwei- 
ten Lesung des Rentenreformgesetzes den Vorschlag 
der Opposition zur flexiblen Altersgrenze einmütig 
abgelehnt und diese Ablehnung auch eindeutig be- 
gründet hat, hat sie dennoch in der Schlußabstim- 
mung dem Rentenreformwerk insgesamt ihre Zu- 
stimmung gegeben; denn die Tatsache, daß die 
CDU/CSU die sinnvolle und ausgewogene Konzep- 
tion der sozialliberalen Koalition für eine flexible 
Altersgrenze durch fragwürdige Detailregelungen 
verwässert hatte, änderte nichts an dem großen 
Reformwerk der sozialliberalen Koalition, d. h. 
nichts an der Initiative der sozialliberalen Koali- 
tion. 

Wir haben jedoch bei jeder Gelegenheit, vor 

(B) allem während des Wahlkampfes, keine Unklarheit 
darüber gelassen, daß wir die von der CDU/CSU 
verschuldete unsinnige Regelung nach den Vorstel- 
lungen des ursprünglichen Regierungsentwurfs wie- 
der korrigieren würden. Das soll nunmehr mit die- 
sem Gesetzentwurf geschehen. 

Nach der Konzeption der sozialliberalen Koa- 
lition sollte den Menschen, die erschöpft am Ende 
ihres Arbeitslebens stehen, die Möglichkeit gegeben 
werden, zwei bzw. als Schwerbeschädigter drei Jahre 
früher als nach bisherigem Recht aus dem Erwerbs- 
prozeß auszuscheiden. Jeder, der das Schicksal des 
älteren Arbeitnehmers aus der betrieblichen Praxis 
kennt und weiß, was vielen von ihnen tagtäglich an 
menschlichen Erniedrigungen und körperlichen 
Strapazen zugemutet wird, der kann ermessen, welch 
einen großen sozialen Fortschritt die Möglichkeit 
des vorzeitigen Ausscheidens aus dem vollen Er- 
werbsleben bedeutet. Durch die CDU/CSU ist dieser 
humanitäre Sinn der flexiblen Altersgrenze jedoch 
geradezu in sein Gegenteil verkehrt worden. Da- 
durch, daß neben dem vorgezogenen Altersruhegeld 
voller Arbeitsverdienst mit zusätzlicher Einsparung 
von 9 °/o Beitrag zur Rentenversicherung bezogen 
werden kann, werden die älteren Arbeitnehmer mit 
unwiderstehlichen wirtschaftlichen Anreizen gerade- 
zu herausgefordert, ohne Rücksicht auf ihren Ge- 
sundheitszustand weiterzuarbeiten. Damit wird die 
Idee, die Altersgrenze frei zu wählen, faktisch zu 
einem Zwang zur Weiterarbeit pervertiert. 

Mithin ist die Behauptung der CDU/CSU, daß der 
volle Verdienst neben der Rente erst die Idee der 


flexiblen Altersgrenze verwirklicht, völlig absurd. ^ 
Das Gegenteil ist richtig. Die von der CDU/CSU 
angestrebte Regelung hat mit der flexiblen Alters- 
grenze überhaupt nichts zu tun; sie ersetzt lediglich 
die bisherige starre Altersgrenze durch eine andere. 

Die CDU/CSU hat mit dieser Regelung den älteren 
Arbeitnehmern in Wirklichkeit eine fragwürdige 
„Wohltat" erwiesen. Eine solche Regelung ist um 
so fragwürdiger, als alle einsichtigen Menschen ur- 
sprünglich davon ausgegangen waren, daß die 
flexible Altersgrenze nur denen zugute kommen 
soll, die wirklich die Absicht haben, vorzeitig aus 
dem vollen Erwerbsleben auszuscheiden. Diese frag- 
würdige „Wohltat" eines Doppeleinkommens am 
Ende des Arbeitslebens müssen alle anderen Arbeit- 
nehmer mit ihren hohen Beiträgen bezahlen, d. h. es 
wird vor allem den jüngeren Arbeitnehmern, die in 
der Regel eine Familie zu versorgen und deshalb 
wirtschaftliche Probleme haben, zugemutet, eine 
sozialpolitisch völlig unsinnige Vergünstigung ihrer 
älteren Kollegen mitzufinanzieren. Damit wird Un- 
zufriedenheit und Unruhe in die Betriebe getragen 
und der Generationenkonflikt verschärft. Diese Ge- 
fährdung der Solidarität der Arbeitnehmer gilt es 
mit diesem Gesetzentwurf zu verhindern. 

Als besonders gravierend kommt hinzu, daß we- 
gen des großen finanziellen Anreizes die Inan- 
spruchnahme des vorgezogenen Altersruhegeldes 
wesentlich höher sein muß, als von der Opposition 
behauptet wird. Daran kann es überhaupt gar keinen 
Zweifel geben. Durch die zu erwartende außerge- 
wöhnlich hohe Quote der Inanspruchnahme des vor- 
gezogenen Altersruhegeldes wäre das finanzielle 
Gleichgewicht der Rentenversicherung auf das emp- 
findlichste gestört. Die finanzielle Solidität der Ren- 
tenversicherung ist jedoch im Interesse der Arbeit- 
nehmer und der Rentner unbedingt notwendig; denn 
sie hätten die Zeche einer finanziell unsoliden poli- 
tischen Entscheidung letztlich zu bezahlen: die Ar- 
beitnehmer durch noch höhere Beiträge und die 
Rentner durch Rentenkürzungen. 

Beides mußte — ich möchte bei dieser Gelegenheit 
daran erinnern — der Bundestag bereits einmal be- 
schließen, und zwar als Folge einer von der CDU/ 
CSU verschuldeten Finanzkrise der Rentenversiche- 
rung, die erst durch die erfolgreiche Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der sozialliberalen Koalition überwun- 
den werden konnte. Eine solche Krise der Renten- 
versicherung darf sich nicht wiederholen. 

Um die gesundheitspolitischen, die sozialpoliti- 
schen, aber auch die finanzpolitischen Gefahren ab- 
zuwenden, die von der CDU/CSU mit einer Zufalls- 
mehrheit von einer Stimme heraufbeschworen wur- 
den, hat die sozialliberale Koalition den vorliegen- 
den Gesetzentwurf eingebracht. 

Dieser Gesetzentwurf stellt sicher, daß die flexible 
Altersgrenze wieder zu dem wird, was sie nach 
dem ursprünglichen Willen der Koalition sein sollte, 
nämlich die Wahlfreiheit zwischen Rente und Wei- 
terarbeit. 

Dieser Gesetzentwurf stellt ferner sicher, daß 
durch eine großzügige Nebenverdienstmöglichkeit 
der Übergang vom vollen Erwerbsleben zum Ruhe- 
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( A ) stand nicht abrupt erfolgen muß, sondern flexibel 
sein kann. Das bedeutet im Jahre 1973 eine Neben- 
verdienstmöglichkeit von 690 DM monatlich. 

Dieser Gesetzentwurf stellt weiter sicher, daß die 
flexible Altersgrenze, weil sie nunmehr wieder den 
Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit entspricht, 

von der Solidarität aller Arbeitnehmer getragen 
wird. 

Dieser Gesetzentwurf stellt schließlich sicher, 
meine Damen und Herren, daß die flexible Alters- 
grenze ohne Beitragserhöhungen und ohne Renten- 
verkürzung finanziert werden kann. 

Mit der Verabschiedung des vorliegenden Gesetz- 
entwurfes findet der politische Kampf der sozial- 
liberalen Koalition um die Verwirklichung der fle- 
xiblen Altersgrenze einen vorläufigen Abschluß. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident von Hassel: Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre, für 
die Fraktion der CDU/CSU zur dritten Lesung die- 
ses Änderungsgesetzes folgende Erklärung abzu- 
geben. 

Der Deutsche Bundestag hat im 21. September das 
Gesetz über die Weiterführung der Rentenreform 
verabschiedet, nachdem vorher, in der zweiten 

(B) Lesung des damaligen Gesetzentwurfes, in nament- 
lichen Abstimmungen die Vorstellungen der Opposi- 
tion die Mehrheit des Hauses gefunden hatten. In 
der Schlußabstimmung haben auch die Regierungs- 
parteien SPD und FDP in namentlicher Abstimmung 
dem Gesetz in der Form zugestimmt, wie es am Tage 
zuvor formuliert worden war. 

Was wir heute bei der Verabschiedung dieses 
Änderungsgesetzes erleben, ist ein einmaliger Vor- 
gang der dem Gesetzgeber nicht zur Ehre gereicht 

(Sehr richtig bei der CDU/CSU) 

und der geeignet ist, dem Ansehen des Parlaments 
zu schaden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In der ersten Arbeitssitzung dieses neugewählten 
Bundestages ändern die Regierungsparteien ein Ge- 
setz, das sie, obwohl es die Handschrift der Oppo- 
sition trug, zu einem Hauptschlager des Bundestags- 
wahlkampfes gemacht haben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Was wir hier erleben, ist eine Demontage beschlos- 
sener sozialer Leistungen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

es ist eine Maßnahme, die in ihrer Auswirkung 
unsozial, falsch und bürokratisch ist, eine Maß- 
nahme, die, wie es einer meiner Kollegen gestern 
formulierte, weder sozial noch liberal, sondern ein- 
fach sozialistischer ist. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. - — Buh- 
Rufe von der SPD.) 


Es ist meine Aufgabe, die Gründe für die Ableh- 
nung dieses Entwurfs durch die Fraktion der CDU/ 
CSU hier noch einmal zusammenzufassen und deut- 
lich zu machen. 

Erstens. Die Regierungskoalition behauptet, die 
im Rentenreformgesetz gefundene Lösung der fle- 
xiblen Altersgrenze werfe erhebliche soziale sowie 
gesundheits- und finanzpolitische Bedenken auf. Das 
ist offensichtlich auch der Grund für das Durchpeit- 
schen dieses Gesetzes ohne eine erneute Beratung 
in einem Fachausschuß des Bundestages, wie es das 
normale Verfahren gewesen wäre. 

Ich habe schon dargestellt — und ich wiederhole 
es — : Die SPD-FDP-Koalition hat dem Gesetz am 
21. September in namentlicher Abstimmung zuge- 
stimmt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Die Regierungsparteien müssen sich die Frage oder 
den Vorwurf gefallen lassen, einzig aus wahltak- 
tischen Überlegungen einem nach ihrer Meinung 
falschen Gesetz zugestimmt zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn das Gesetz so erhebliche Bedenken aufwarf 
und trotzdem jeder einzelne Abgeordnete der Koa- 
lition mit seinem Namen die Zustimmung zum Ge- 
setz dokumentierte, dann war entweder die dama- 
lige Abstimmung nicht von der notwendigen Ver- 
antwortung getragen, oder aber die heutige ist es 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Seit dem Zeitpunkt der Verabschiedung konnten 
keine neuen Erfahrungen gewonnen werden, die zu 
einer Veränderung des Gesetzes führen müßten 
oder könnten, denn dieser Teil des Gesetzes tritt 
erst am 1. Januar in Kraft. 

(Abg. Härzschel: Damals standen Wahlen 
bevor!) 

Zweitens. Die Regierungskoalition beseitigt die 
Möglichkeit der unbeschränkten Weiterarbeit bei 
gleichzeitigem Bezug von Rente, und sie behauptet, 
mit der beschlossenen Regelung würde der Solidar- 
ausgleich in der Rentenversicherung überspannt, 
und Unzufriedenheit über das Doppeleinkommen der 
älteren Arbeitnehmer wäre die Folge. 

Richtig ist: Solidarität ist und bleibt die Grund- 
lage der Sozialversicherung. Dazu gehört zweifellos 
die Solidarität der Generationen. Aber, meine Da- 
men und Herren, dazu gehört auch die Solidarität 
innerhalb der Generationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die von der Regierungskoalition gewollte Rege- 
lung, nach der ein Viertel der Beitragsbemessungs- 
grenze hinzuverdient werden kann, ist rein theoreti- 
scher Natur. Wir wissen nicht erst seit heute, daß 
Teilzeitarbeitsplätze für Männer kaum vorhanden 
sind. Auch wir wollten keinen Anreiz zur Weiter- 
arbeit. Die SPD geht aber unter Assistenz der FDP 
den bürokratischen Weg des Beschäftigungsverbots. 
Sie nimmt daher im konkreten Wissen, daß Teilzeit- 
arbeitsplätze nicht vorhanden sind, denjenigen älte- 
ren Arbeitnehmern, die in ihrem Arbeitsleben nicht 
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so viel verdient haben, daß sie etwas auf die hohe 
Kante legen konnten, die Möglichkeit zur Weiter- 
arbeit, auch wenn sie geistig und körperlich dazu 
noch in der Lage sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe schon am 20. September hier aufgeführt, 
daß das abrupte Ausscheiden aus dem Arbeitsver- 
hältnis, wie die Koalition es anstrebt, zu schweren 
gesundheitlichen Schäden führen kann. Das wissen 
alle diejenigen, die sich mit den Problemen des al- 
ternden Menschen beschäftigt haben. Die Probleme 
des alten Menschen in unserer Gesellschaft sind 
nicht nur materieller Natur. Dazu gehört auch das 
Vermitteln des Gefühls, nicht zum alten Eisen ge- 
worfen zu werden. 

Das von der Regierungskoalition angestrebte teil- 
weise Beschäftigungsverbot ist nach Auskunft der 
Rentenversicherungsträger nicht kontrollierbar, 
wenn man nicht harte Polizeimethoden einführen 
will. Aus diesen Gründen wird ersichtlich, daß das 
von uns am 21. September verabschiedete Gesetz 
die liberalere und humanere Lösung bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Drittens. Die Regierungskoalition beschließt heute, 
daß Zuschläge für Weiterarbeit unter Verzicht auf 
die Rente nicht mit 63 Jahren, wie beschlossen, son- 
dern erst mit 65 Jahren gewährt werden. Wo da die 
Logik bleibt, ist uns völlig unerfindlich. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

(B) 

Aber zurück zur Solidarität innerhalb der Sozial- 
versicherung, innerhalb der Generationen. Das, was 
die Regierungskoalition hier durchsetzen will, ist 
in höchstem Maße unsozial. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Vorschlag bedeutet: Diejenigen Arbeitneh- 
mer, deren Rentenhöhe, die sie mit dem 63. Lebens- 
jahr erreichen, so gering ist, daß sie Weiterarbeiten 
müssen, finanzieren mit ihren Beiträgen die Früh- 
rente der Arbeitnehmer, die auf Grund einer aus- 
reichenden Rentenhöhe die Rente mit 63 Jahren 
beantragen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 

Wagner [Trier]: So ist es!) 

Die Sozialpolitiker haben sich mit Recht gegen 
versicherungsmathematische Abschläge bei vorzei- 
tigem Rentenbezug gewehrt. Aber versicherungs- 
mathematische Zuschläge für diejenigen, die nach 
dem 63. Lebensjahr, obwohl sie rentenberechtigt 
wären, Weiterarbeiten, sind ein Gebot sozialer Ge- 
rechtigkeit, ein notwendiger sozialer Ausgleich. Die 
Verweigerung dieses Ausgleichs ist unsozial und 
sie ist unsolidarisch. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Viertens. Die Regierungskoalition behauptet, die 
beschlossene Regelung für die flexible Altersgrenze 
führe zu einem hohen Grad der Inanspruchnahme 
und stelle die Stabilität der Rentenfinanzen in 
Frage. Die Geschichte der Schätzung der lang- 
fristigen Finanzentwicklung der Rentenversicherung 


in den letzten anderthalb Jahren liest sich fast wie ^ 
ein Kriminalroman. 

(Abg. Dr. Althammer: Das kann man wohl 
sagen!) 

Die von uns vorgelegten Schätzungen bezeichne- 
ten Sprecher der Regierungskoalition als Milliarden- 
rausch, während man sich auf der Regierungsseite 
je nach den politischen Absichtserklärungen in Etap- 
pen an unsere korrekten Schätzungen heranarbei- 
tete, um sie dann in den Schlußberatungen wieder- 
um auf Grund politischer Absichtserklärungen er- 
heblich zu übertreffen. Schon in den Ausschußbera- 
tungen schätzte die Regierung die Kosten unseres 
Programms bewußt hoch, bewußt zu hoch ein, um 
der Öffentlichkeit das Bild einer unsoliden Finanz- 
planung der Opposition vorzugaukeln. Trotz dieser 
angeblichen Instabilität der Rentenfinanzen bei der 
von uns vorgeschlagenen Lösung stimmten Sie — 
das muß hier noch einmal in aller Deutlichkeit ge- 
sagt werden — in der Schlußabstimmung dem Gesetz 
in namentlicher Abstimmung zu. 

Der Kollege Schmidt (Kempten) warf gestern in 
der ersten Lesung des Gesetzentwurfs der Oppo- 
sition mangelnden Sachverstand vor. Das ist sicher 
eine Frage des Stils. Aber das nur am Rande. Wenn 
bei der SPD/FDP in einer reichlich großzügigen 
Selbsteinschätzung dieser Sachverstand vorhanden 
sein sollte, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

P) 

müssen Sie sich wiederum den Vorwurf gefallen 
lassen, trotz dieses Sachverstandes einer Regelung 
zugestimmt zu haben, von der Sie überzeugt waren, 
daß sie die Stabilität der Rentenfinanzen in Frage 
stellte. 

Weder die Regierungsparteien noch die Oppo- 
sition können heute mit absoluter Sicherheit sagen, 
wie hoch der Grad der Inanspruchnahme ist. Alle 
Anzeichen und der Vergleich mit anderen Ländern 
lassen den Schluß zu, daß viel weniger Versicherte 
davon Gebrauch machen werden, als ursprünglich 
angenommen. Der wahre Grund ist doch wohl ein 
anderer, wie aus den Worten des Kollegen Schmidt 
(Kempten) hervorging: Sie wollen die Inanspruch- 
nahme der flexiblen Altersgrenze bewußt drosseln; 

Sie wollen andere Maßnahmen auf dem Rücken der 
älteren Arbeitnehmer austragen. 

Wir bleiben bei unserer Auffassung, die Eingang 
in das Gesetz gefunden hatte, weil sie liberaler, 
praktikabler, menschenwürdiger und insgesamt so- 
zialer ist. Dieser Gesetzentwurf wird von uns abge- 
lehnt, weil er unsozial, falsch und bürokratisch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen im Rahmen der humanen Leistungs- 
gesellschaft, daß der ältere Mensch weitgehend 
selbst bestimmt, wie er seinen Lebensabend aus- 
füllen will, weil wir davon überzeugt sind: eine 
Gesellschaft, die den Menschen gängelt, die ihm 
nicht die Entscheidungsfreiheit in weistestem Maße 
läßt, ist eine inhumane Gesellschaft. 
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( A ) Aus diesen Gründen lehnt die Fraktion der 
CDU/CSU den vorgelegten Gesetzentwurf in Form, 
Inhalt, Zeitpunkt und Verfahren ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Geldner. 

Geldner (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Aus Anlaß der Verab- 
schiedung des Vierten Rentenversicherungs-Ände- 
rungsgesetzes darf ich im Namen der Freien Demo- 
kraten eine Erklärung abgeben. 

Lassen Sie mich aber eingangs noch ein Wort 
zu der Erklärung des Kollegen Müller sagen. Herr 
Kollege Müller, zu Ihren Äußerungen muß ich 
sagen: reiner und klarer konnten Sie Ihre Vorstel- 
lungen hier nicht darlegen. Sie haben von Polizei- 
maßnahmen bei der Kontrolle gesprochen. Sie wis- 
sen doch ganz genau, Herr Kollege Müller, daß z. B. 
bei dem Altersruhegeld der Frauen im Alter von 
60 Jahren derartige Dinge weiß Gott nicht notwen- 
dig sind, sondern daß sich das von selbst regelt. 

(Abg. Dr. Jahn [Braunschweig]: Sie haben 
gar nicht zugehört! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, die flexible Alters- 
grenze ist und bleibt ein Kernstück der Rentenre- 
form. Das gesundheitspolitische Ziel eines schritt- 
iß) weisen und vorzeitigen Übergangs aus dem vollen 
Erwerbsleben in den Ruhestand würde jedoch ver- 
fehlt werden, wenn wir die Beschlüsse vom 20. Sep- 
tember 1972 nicht änderten. Ein Beschluß, der mit 
knappster Mehrheit gegen die FDP und SPD ge- 
fallen ist, muß hier revidiert werden. Wir tragen 
die Verantwortung für rund 10 Millionen Rentner 
genauso wie für rund 23 Millionen Beitragszahler. 
Ohne die Beitragserhöhung von 17 auf 18 °/o wäre 
diese Rentenreform gar nicht möglich gewesen. Da- 
mit wird auch deutlich, daß den Rentnern nichts 
vorenthalten wird, sondern daß für zusätzliche Lei- 
stungsverbesserungen der arbeitenden Generation 
absolut und prozentual steigende Beiträge zuge- 
mutet werden. Bei diesen wachsenden Belastungen 
muß jedoch eine Gewähr dafür geboten sein, daß 
die soziale Zielsetzung der Reform erreicht wird 
und die finanzielle Solidität der Rentenversicherung 
langfristig gewahrt bleibt. Hier setzen die Zweifel 
an der von der CDU/CSU mit ihrer Zweitagesmehr- 
heit beschlossenen Lösung ein. 

Wir Freien Demokraten haben das Thema fle- 
xible Altersgrenze bereits 1968 angesprochen. Ich 
erinnere Sie an die Drucksache V/3259. Herr Katzer 
hat damals stellvertretend für die damalige Regie- 
rung die grundsätzliche Vereinbarkeit unseres Ren- 
tensystems mit einer elastischen Altersgrenze be- 
jaht. Die Möglichkeit der Einführung wurde jedoch 
mit dem Hinweis auf einen ganzen Katalog von 
Schwierigkeiten — insbesondere auch wegen der 
finanziellen Auswirkungen — für die damalige 
Wahlperiode generell verneint. Diese ablehnende 
Haltung wurde von seiten der CDU/CSU in ihren 


Leitsätzen zur Sozialpolitik noch einmal mit folgen- ^ 
den Worten bekräftigt: 

Einer Herabsetzung der Altersgrenze wie auch 
einer variablen Altersgrenze nach unten kann 
nicht nähergetreten werden. 

Das war die politische Ausgangslage 1969 vor der 
Wahl. 

Die Bundesregierung hat nach Bildung der sozial- 
liberalen Koalition mit allem Bedacht in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 festgestellt: 

Die Bundesregierung wird im Laufe der Legis- 
laturperiode den schrittweisen Abbau der festen 
Altersgrenze prüfen und sich bemühen, sie 
durch ein Gesetz über die flexible Altersgrenze 
zu ersetzen. 

Damit wurde zweierlei ausgesagt: erstens daß es 
sich nicht um eine generelle Herabsetzung der 
Altersgrenze handelt und zweitens daß die Flexi- 
bilität stufenweise ausgebaut werden soll. 

Ohne die nun anstehende Änderung wären beide 
Ziele gefährdet. Die Altersgrenze hat in erster 
Linie eine Einkommensersatzfunktion für die Le- 
bensphase, in der nicht mehr gearbeitet wird oder 
nicht mehr gearbeitet werden kann. Der CDU/CSU- 
Beschluß würde bei gleicher oder vergleichbarer Ar- 
beit nicht nur ein Doppeleinkommen aus Arbeit und 
Rente bewirken, sondern zusätzlich noch mehr als 
einen Monatslohn jährlich, weil der Beitragsanteil 
von monatlich 9 °/o zur Rentenversicherung mit Ren- 
tenbeginn entfällt. Soziale Spannungen am Arbeits- 
platz wären die unausbleiblichen Folge, weil hier ^ 
eine einseitige Bevorzugung in einem Umfang auch 
gegenüber den Gleichaltrigen geschaffen würde, die 
in dieser Form nicht mehr zu rechtfertigen wäre. 

Die flexible Altersgrenze soll nach ihrer gesund- 
heitspolitischen Zielsetzung in erster Linie denjeni- 
gen helfen, für die eine volle Beschäftigung eine 
übermäßige Belastung bedeutet, ohne daß jedoch 
die entsprechende Voraussetzung für eine Erwerbs- 
oder Berufsunfähigkeitsrente vorhanden ist. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist nach unserer Auffassung, 
wenn eine Versicherungszeit von 35 Jahren nachge- 
wiesen werden kann, bei einer Nebentätigkeit der 
vorzeitige Rentenbezug gegenüber der Versicherten- 
gemeinschaft insgesamt zu rechtfertigen. 

Von diesem gesundheitlichen Gesichtspunkt sind 
wir bei der Entwicklung der flexiblen Altersgrenze 
für das Reformprogramm ausgegangen. Es gibt keine 
neuen Aspekte — weder sozialpolitische noch ge- 
sundheitspolitische noch finanzielle — , die ein Ab- 
gehen von unserem Programm notwendig erschei- 
nen lassen. Die Änderung der CDU/CSU-Entschei- 
dung vom 20. September 1972 dient dieser Zielset- 
zung. Deshalb werden wir Freien Demokraten dem 
Vierten Rentenversicherungs-Änderungsgesetz zu- 
stimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnet Urbaniak. 
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} Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Ihnen vorliegenden Entschlie- 
ßungsantrag ersuchen wir die Bundesregierung, alle 
geeigneten Schritte zu unternehmen, um die Ren- 
ten nach Mindesteinkommen durch die Rentenver- 
sicherungsträger so schnell wie möglich zur Aus- 
zahlung zu bringen. 

Sicherlich wird mit Inkrafttreten des Rentenre- 
formgesetzes zusätzliche Verwaltungsarbeit bei den 
Versicherungsträgern zu leisten 'sein. Die manuelle 
Bearbeitung der Rentenakten, die vielen Daten, die 
zur Berechnung dieser Rentenart notig sind, bringen 
diese zusätzliche Arbeit mit sich. 

(Abg. Härzschel: Fünf Jahre!) 

Die bestehenden Verwaltungsschwierigkeiten wer- 
den dabei nicht verkannt. Sie müssen aber durch 
geeignete Maßnahmen der Versicherungsträger 
überwunden werden, wenn der Sinn dieser Ent- 
schließung erreicht werden soll. 

Die Bundesregierung wird den Rentenversiche- 
rungsträgern auf Grund ihrer Erkenntnisse und um- 
fassenden Erfahrungen geeignete Maßnahmen emp- 
fehlen. Wir können sicherlich davon ausgehen, daß 
die Versicherungsträger, was diese Rentenart an- 
geht, die Verwaltungssituation überwunden haben, 
in der sie sich zum Zeitpunkt der öffentlichen Anhö- 
rung zu dem von der Bundesregierung eingebrach- 
ten Rentenreformgesetz befanden. An dieser Stelle 
hätten Sie Ihren Zwischenruf machen können, Kol- 
lege Härzschel. So war der Tatbestand seinerzeit. 

In dem Entschließungsantrag fordern wir die Bun- 
(B) desregierung auf, bis zum 31. Dezember 1973 dem 
Plenum zu berichten, wann die Berechnung der 
Renten nach Mindesteinkommen voraussichtlich ab- 
geschlossen werden kann. Ich hoffe, daß angesichts 
der umfassenden Verwaltungsmaterie alle Renten- 
versicherungsträger all ihren Sachverstand sowie 
ihre technischen und personellen Möglichkeiten ein- 
setzen werden. Schließlich kommt es dem Parlament 
darauf an, daß den anspruchsberechtigten Rentnerin- 
nen und Rentnern die Rente nach Mindesteinkom- 
men so schnell wie möglich ausgezahlt wird. 

Geben Sie dem Entschließungsantrag Ihre Zustim- 
mung, damit die Bundesregierung unverzüglich ge- 
eignete Maßnahmen ergreifen kann. Diese Zielset- 
zung schließt eine Überweisung an den Ausschuß 
aus. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Müller (Remscheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir stimmen dem vor- 
gelegten Entschließungsantrag zu. Er beinhaltet im 
wesentlichen das, was von uns bereits im vergan- 
genen Bundestag vorgelegt wurde, aber durch die 
Auflösung des Bundestages im Ausschuß nicht mehr 
beraten werden konnte. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch eines 
sagen. Diese Regelung der Renten nach Mindestein- 
kommen ist die Regelung, wie sie die Fraktion der 


(Q 

CDU/CSU wollte. Wir haben Informationen von den 
Landesversicherungsanstalten, daß die Berechnung 
dieser Renten nicht etwa erst in fünf Jahren abge- 
schlossen sein wird, wie das im Wahlkampf in un- 
verantwortlicher Weise gesagt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wissen, daß es Landesversicherungsanstalten 

gibt, die ihre Untersuchungen bereits im April, Mai 
des kommenden Jahres abgeschlossen haben. Das 
möchten wir von dieser Stelle aus all den Kleinst- 
rentnern sagen, die auf Grund unseres Kleinstren- 
tenantrages eine wesentliche Verbesserung ihrer 
Mindestrente erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird des weiteren das Wort gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über den von 
den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften der 
gesetzlichen Rentenversicherungen. Wer dem Ge- 
setzentwurf zustimmen will, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. - — Enthal- 
tungen? — Keine Enthaltungen. Mit den Stimmen 
der Regierungsparteien gegen die der Opposition 
angenommen. 

Ich komme zu dem Entschließungsantrag der Frak- 
tionen der SPD und FDP auf Drucksache 7/33. Dieser 
ist bereits begründet und diskutiert. Des weiteren 
wird das Wort nicht gewünscht. Wer dem Entschlie- 
ßungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ^ 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Ent- 
haltungen. Der Entschließungsantrag ist einstimmig 
angenommen. 

Ich komme nunmehr zum letzten Punkt der Tages- 
ordnung, und zwar zur 

Fragestunde 

— Drucksachen 7/12 — 

Wir setzen die Beantwortung der Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi- 
gung fort. 

Ich rufe die Frage 38 des Abgeordneten Dr. Witt- 
mann (München) auf: 

Welche Stellen sind für die Buchbeschallungen für Truppen- 
büchereien verantwortlich, und nach welchen Gesichtspunkten 
werden Empfehlungen für die Anschaffung von bestimmten 
Büchern gegeben? 

Ich erteile das Wort dem Herrn Parlamentarischen 
Staatssekretär Berkhan. 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Witt- 
mann, für die Einrichtung und Verwaltung von 
Truppenbüchereien sind die Kommandeure verant- 
wortlich. Sie entscheiden abschließend über die 
Auswahl der Bücher. Unbeschadet der Verantwort- 
lichkeit der Kommandeure hat sich das Bundesmini- 
sterium der Verteidigung in besonders gelagerten 
Fällen Vorbehalten, die Anschaffung einzelner Buch- 
titel zu empfehlen oder auszuschließen. 
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Pari. Staatssekretär Berkhan 

^ Ich nehme an, Herr Kollege Dr. Wittmann, daß der 
Hintergrund Ihrer Frage die vom Bundesministe- 
rium der Verteidigung herausgegebene „Empfeh- 
lungsliste für Buchanschaffungen der Truppenbü- 
chereien" ist. Hierzu darf ich Ihnen folgendes mit- 
teilen. Die Titelauswahl in der Buchempfehlungsliste 
erfolgte durch den Redaktionsausschuß der staat- 
lichen Büchereistellen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Zusammenstellung entspricht den quanti- 
tativen Anforderungen, die nach der Truppenbü- 
chereirichtlinie an die Zustammenstellung einer 
Truppenbücherei gestellt werden. Die Buchempfeh- 
lungsliste ist kein Instrument zur inhaltlichen Gestal- 
tung der Truppenbüchereien und hat auch keinen 
Befehls- oder Zwangscharakter, sondern dient aus- 
schließlich als Hilfsmittel und Wegweiser für die 
Kommandeure durch das für Laien verwirrende 
Buchangebot von 30 000 bis 40 000 Titeln, die gegen- 
wärtig jährlich neu erscheinen. 

In keinem Fall wird die ausschließliche Verant- 
wortung der Kommandeure für die inhaltliche Zu- 
sammensetzung der Truppenbüchereien berührt. 
Hierauf ist im Vorwort zur Empfehlungsliste zu- 
sätzlich hingewiesen worden, um den Empfehlungs- 
charakter noch einmal zu betonen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Sie nicht der Meinung, daß eine 
solche vom Bundesverteidigungsministerium an die 

ß) Kommandeure herausgegebene Empfehlungsliste 
dort nicht doch als so etwas wie eine Richtlinie, an 
die man sich zu halten hat, aufgefaßt wird? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Herr Kollege, Sie fragen 
mich nach meiner eigenen Meinung, und ich bin ver- 
sucht, sie hier wirklich zu äußern. Wir sind dabei, 
durch immer neue Maßnahmen den Kommandeuren 
klarzumachen, wo es sich um Befehle und Weisun- 
gen, wo es sich um Richtlinien handelt, die genau 
enzuhalten sind, und wo es sich um Empfehlungen 
handelt. Ihre Frage hilft mir, auf diesem Weg den 
Kommandeuren — wenn ich hier so pauschale Ur- 
teile abgebe, sind sie sicher falsch; einige Komman- 
deure haben das bisher recht gut gehandhabt, an- 
dere werden durch diese Fragestunde auf den Weg 
gebracht zu begreifen, daß es sich ausschließlich um 
Empfehlungen handelt — diesen Unterschied klar- 
zumachen. Aber 30 000 bis 40 000 Buchtitel kann ein 
Laie von sich aus unmöglich überblicken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu- 
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, würden Sie es für richtig halten, daß 
in der Empfehlungsliste mehr als bisher doch eine 
etwas breitere Auswahl der Buchtitel auch hinsicht- 
lich Autoren geboten wird, die nicht unbedingt auf 
der Seite dieser Regierungskoalition stehen, und 
auch eine breitere Auswahl in der Richtung, daß die 


(C) 

Buchtitel nicht nur — wenn ich es so ausdrücken 
darf — systemkritischen Inhalt haben? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Herr Kollege, diese Frage 
kann ich eigentlich nicht ganz verstehen. Der Ka- 
talog der beteiligten staatlichen Büchereistellen 
reicht von Schleswig-Holstein über Rheinland-Pfalz 

bis . Ich muß jetzt sehr vorsichtig sein, damit 

ich nicht etwas sage, was nicht ganz stimmt; ich 
kann im Augenblick nicht feststellen, ob Bayern da- 
bei ist. Ich bin aber gern bereit, das nachher mit 
Ihnen gemeinsam zu prüfen. Sie werden doch nicht 
unterstellen wollen, daß die staatlichen Bücherei- 
stellen von Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
ausschließlich Bücher auswählen, die der im Amt be- 
findlichen Bundesregierung gegenüber eine freund- 
liche Gesinnung zeigen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine weitere Zu- 
satzfrage. 

Schlaga (SPD) : Herr Staatssekretär, erlauben 
Sie mir bitte in diesem Zusammenhang auch die 
Frage der Zeitungen und Zeitschriften bei der Bun- 
deswehr anzusprechen. Ich habe eine Reihe von 
Truppenbesuchen gemacht und dabei immer wieder 
festgestellt, 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte, eine 
Frage zu stellen. 

fD) 

Schlaga (SPD): Ich bin dabei. — Würden Sie 
mir bitte erlauben, die Frage zu stellen, warum bei 
der Truppe von den vielen seriösen und unabhängi- 
gen Tageszeitungen, die es in der Bundesrepublik 
gibt, als Regelzeitung immer nur die mit der blauen 
Überschrift vorhanden ist und kaum von der Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht wird, das einmal rotieren 
zu lassen, d. h. ein halbes Jahr einmal diese seriöse 
und unabhängige Tageszeitung zu nehmen und ein 
anderes Mal eine andere. Ich würde das im Interesse 
einer objektiven Unterrichtung für erforderlich hal- 
ten. Können Sie mir darauf eine Antwort geben? 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Ich habe nicht darüber zu 
bestimmen, ob ich diese Frage zulasse oder nicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Staatssekre- 
tär, Sie können darauf verweisen, daß diese Zusatz- 
frage nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
ursprünglichen Frage steht und als selbständige 
Frage eingebracht werden sollte, damit Sie darauf 
vorbereitet sind. 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Ich will die Frage 
dennoch beantworten. Herr Kollege, das gilt für die 
Büchereien ebenso wie für die Zeitungen. Wir möch- 
ten den Einfluß der Kommandeure und der mitbera- 
tenden Soldaten nicht so weit einschränken, daß wir 
von oben vorschreiben, welche Bücher und Zeitun- 
gen zu kaufen sind. Alle Einheiten, die Zeitungen 
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^ und Bücher einkaufen, werden sich in der Regel — 
das steht so in den Vorschriften — des Rates der 
Soldaten bedienen. Es sind Listen auszulegen, in 
denen die Wünsche der Soldaten niederzuschreiben 
sind. Ich gehe davon aus, daß die Kommandeure an 
den Wünschen der Soldaten nicht völlig Vorbeige- 
hen. Sollte es Ihnen in dem einen oder anderen Fall 
begegnet sein, daß man über die Wünsche der Sol- 
daten einfach hinweggegangen ist, so lassen Sie mich 
das bitte wissen. Ich würde dann mit dem Komman- 
deur über diese Frage ein freundliches Gespräch 
führen, Herr Schlaga. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Ich komme zu der Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Würtz: 

Welche niedersächsischen Oberkreisdirektoren haben für ihren 
Landkreis nach der Sturmkatastrophe vom 13. November 1972 den 
Katastrophcnfall erklärt und um die Hilfe der Bundeswehr ge- 
beten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Herr Präsident, ich wäre 
dankbar, wenn ich die Fragen 39 und 40 im Zusam- 
menhang beantworten dürfte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Fragesteller 
ist einverstanden. Ich rufe also noch die Frage 40 
des Herrn Abgeordneten Würtz auf: 

Liegt dem Verteidigungsministerium inzwischen die Einwilli- 
gung des Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vor, auf 
(B) die Erhebung der Kosten für den Einsatz der Bundeswehr im 

Rahmen der Katastrophenhilfe anläßlich der Sturmkatastrophe zu 
verzichten? 

Bitte sehr! 

Berkhan, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Verteidigung: Herr Kollege Würtz, 
zur unmittelbaren Behebung der Schäden, die durch 
die Sturmkatastrophe am 13. November 1972 ver- 
ursacht worden sind, waren allein im Lande Nie- 
dersachsen mehr als 2000 Soldaten an rund 25 ver- 
schiedenen Orten eingesetzt. Die Frage, ob in allen 
diesen Fällen der Katastrophenfall erklärt wurde, 
könnte nur durch Rückfragen beim Lande Nieder- 
sachsen festgestellt werden. 

Ich darf Ihnen von hier aus jedoch versichern, daß 
die Bundeswehr überall dort geholfen hat, wo es 
notwendig war. 

Zu Ihrer zweiten Frage, Herr Kollege Würtz, 
darf ich Ihnen mitteilen, daß dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung inzwischen die Einwilligung 
des Bundesministeriums der Finanzen vorliegt, auf 
die Erhebung der Kosten zu verzichten. 

(Abg. Würtz: Vielen Dank!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzler- 
amtes. Zuerst die Frage 62 des Abgeordneten Dr. 
Klepsch: 


Ich frage die Bundesregierung, ob Aussagen der Wochenzcit- (C) 
schrift „Stern" vom 3. Dezember 1972 zutreffen, daß der Bundes- 
kanzler über einen Vorschlag seiner Berater zu entscheiden hat, 
die im Deutschen Industrie- und Handelstag zusammengeschlos- 
senen Industrie- und Handelskammern wegen ihres Verhaltens 
im Wahlkampf 1972 „zu disziplinieren" und das Gesetz über die 
Industrie- und Handelskammern zu ändern? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Ravens, 
ich darf bitten. 

Ravens, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
kanzler: Herr Kollege Dr. Klepsch, die in Ihrer 
Frage genannten Behauptungen treffen nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
bitte sehr! 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, sind Sie der Auffassung, daß die Zeit- 
schrift „Stern" hier nur ihrem subjektiven Empfin- 
den Ausdruck verliehen hat? 

Ravens, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
kanzler: Über das Empfinden der Zeitschrift „Stern" 
steht mir leider kein Urteil zu. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Fragen 63 
und 64 des Abgeordneten Orgaß werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Auswärtigen Amtes. Ich rufe die Frage 65 ^ 
des Abgeordneten Vogel (Ennepetal) auf: 

Sind der Bundesregierung Anzeichen dafür bekannt, daß Be- 
hauptungen zutreffen, die griechische Regierung baue in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Spitzelnetz aus, für das sie 
bereits 1971 80 Millionen DM aufgewendet habe? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Moersch! 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, es 
ist bekannt, daß die griechische Regierung außer 
ihren diplomatischen und konsularischen Vertre- 
tungen in der Bundesrepublik 14 Arbeitskommis- 
sionen des griechischen Arbeitsministeriums unter- 
hält und rund 400 griechische Lehrer entsandt hat. 

Sie dienen der Betreuung der fast 270 000 grie- 
chischen Arbeiter in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, darf ich fragen, ob Sie der Auffassung sind, 
daß das eine Beantwortung der von mir gestellten 
Frage ist? 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, 
sonst hätte ich sie nicht so beantwortet. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu- 
satzfrage? — Keine Zusatzfrage. 
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Ich rufe die Frage 66 des Abgeordneten Vogel 
(Ennepetal) auf: 

Teilt die Bundesregierung die kürzlich in unserem Lande ge- 
äußerten Besorgnisse, daß „ein neuer Versuch der griechischen 
Militärregierung zur Einschüchterung und Unterdrüdcung grie- 
chischer Demokraten in der Bundesrepublik Deutschland zu er- 
warten" sei? 

Moersctl, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Der Bundesregierung, 
Herr Abgeordneter, liegen keine Erkenntnisse dar- 
über vor, daß die griechische Regierung Initiativen 
der genannten Art gegen offen auftretende Oppo- 
sitionsgruppen im Bundesgebiet plant. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, sind bei dieser Beurteilung auch die neuer- 
lichen Nachrichten über angeblichen Druck auf grie- 
chische Gastarbeiter bei der Wahl des Troisdorfer 
Gastarbeiterparlaments berücksichtigt worden, oder 
führen diese zu einem anderen Ergebnis? 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Das ist berücksichtigt, 
Herr Abgeordneter, wie ich überhaupt sagen muß, 
daß genau unterschieden werden muß zwischen 
Empfindungen, die da und dort ausgedrückt wer- 
den, und beweisbaren Erkenntnissen, die vorliegen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu- 
pj satzfrage. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Staatssekre- 
tär, teilen Sie angesichts des Inhalts Ihrer Antwort 
meine Auffassung, daß die öffentlichen Erklärungen, 
auf die sich meine Frage bezog, kaum geeignet 
sind, dem im Interesse der griechischen Staatsbürger 
in unserem Lande liegenden besonnenen Verhält- 
nis zu Griechenland zu dienen? 

Moersch r Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, wir 
müssen deutlich unterscheiden zwischen den ver- 
schiedenen Aufgaben — die in unserer Verfassung 
klar abgegrenzt sind — wir müssen unterscheiden 
zwischen offiziellen Stellungnahmen und Meinungs- 
äußerungen in der Öffentlichkeit, die jedem Staats- 
bürger in diesem Lande, übrigens auch ausländi- 
schen Staatsbürgern, zustehen, auch soweit es sich 
um Meinungsäußerungen in Form von Auseinander- 
setzungen etwa über die Wahl eines solchen Aus- 
länderparlaments handelt, wie es in Troisdorf war, 
und Fragen, die etwa eine Rechtsverletzung be- 
treffen. In dem Augenblick, wo Rechtsverletzungen 
vorliegen, die deutsche Gesetze betreffen, sind un- 
sere Behörden selbstverständlich gehalten, einzu- 
greifen. Die Zuständigkeit dafür liegt zunächst ein- 
mal bei den Landesbehörden. Aber zwischen dem, 
was man sozusagen als politische Einflußnahme 
subjektiv wertet, und der objektiven Verletzung 
von Gesetzen ist ein Unterschied zu machen. Zwi- 
schen Äußerungen der Bundesregierung und Äuße- 
rungen einzelner Personen und Pressekommentaren 


fCl 

ist ebenfalls ein Unterschied zu machen. Ich glaube 1 
nicht, daß irgendeine Regierung das Recht hätte 
oder die Aufgabe haben könnte, die öffentliche Mei- 
nung sozusagen unter Zensur zu stellen. 

Vizepräsident Dr. Jeager:Ich rufe die Frage 68 
des Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 1972 im Vergleich 
tm 1971 die Zahl der Aussiedler jenseits von Oder und Görlitzer 
Neiße nicht nur rückläufig, sondern nahezu halbiert worden ist, 
waren es in den Monaten Januar bis November 1971 23 684 Aus- 
siedler, so sind es in den Monaten Januar bis November 1972 
nur noch 12 100 Aussiedler gewesen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Moersctl, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, im 
Jahre 1972 ist die Zahl der Umsiedler aus Polen im 
Vergleich zum Jahre 1971 in der Tat um etwa die 
Hälfte zurückgegangen. Für den Monat Dezember 
dieses Jahres liegen selbstverständlich noch keine 
Zahlen vor. Der Rückgang der Zahl der Umsiedler 
beruht nach Auffassung der Bundesregierung darauf, 
daß die administrativen Erschwernisse für die Ertei- 
lung der Ausreisegenehmigung, die seit Herbst 1971 
zu beobachten sind, noch nicht beseitigt wurden. 
Von diesen Erschwernissen sind die Woiwodschaf- 
ten Kattowitz, Oppeln und Allenstein betroffen. In 
den übrigen Woiwodschaften läuft das Verfahren 
normal. In den drei genannten Woiwodschaften lebt 
jedoch die überwiegende Zahl der Lfmsiedlungs- 
bewerber. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, (D) 
Herr Abgeordneter Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Sieht die Bundesregie- 
rung aber irgendeine Möglichkeit, daß die Zahl von 
etwa 25 000 Aussiedlern, die im Jahre 1971 
registriert werden konnte, vielleicht wieder erreicht 
wird? 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, wir 
haben uns ja keine bestimmten Zahlen vorgenom- 
men. Aber aus meiner Antwort ging hervor, daß 
wir hier Erschwerungen zu beobachten haben, die 
von unserer Seite sicherlich nicht begrüßt werden, 
sondern — ich habe es ja gesagt — - die wir 
bedauern. Wir haben selbstverständlich jetzt gerade 
nach Aufnahme der diplomatischen Beziehungen die 
Möglichkeit — die wir nutzen — , in direktem Ge- 
spräch mit der polnischen Seite diese Fragen zu 
erörtern und zu klären. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz- 
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Erklärt sich die rück- 
läufige Zahl auch dadurch, daß die Aussiedlung, 
wenn überhaupt, nur im Zuge der Familienzusam- 
menführung möglich ist und kaum Deutsche mit 
unbestreitbar deutscher Volkszugehörigkeit ausge- 
siedelt werden? 
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} Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, das 
im einzelnen darzulegen wäre einer längeren Er- 
örterung wert, die wir gern in geeigneten Gremien 
vornehmen können. Die eigentlichen Ursachen in 
diesen drei Woiwodschaften habe ich gerade hier 
genannt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Auffassung, daß die Rückschritte in 
diesem humanitären Bereich nicht als Fortschritte 
in der Normalisierung der Beziehungen zu be- 
zeichnen sind? 

Moersch r Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, Be- 
wertungen sind eine Frage des Ausgangsmaßstabs. 
Ich habe gesagt, daß diese Zahlen, die hier genannt 
worden sind, nicht unseren Erwartungen entspre- 
chen. Aber daß es im Vergleich zu dem, was vorher 
war, besser ist, ist unbestreitbar; denn es war im- 
merhin noch mehr als die doppelte Anzahl des 
Jahres 1970. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Dann komme ich 
zur Frage 69 des Abgeordneten Dr. Hupka. 

Was gedenkt die Bundesregierung angesichts der Tatsache zu 
tun, die in einem Brief vom 20. November 1972 aus Ober- 
schlesien diesen Niederschlag gefunden hat: „Bei uns besteht 
weiterhin keine Möglichkeit, einen neuen Antrag (auf Aussied- 
lung) zu stellen, weil die Anträge immer noch vom Paßbüro nicht 
(d) abgenomrnen werden!"? 

Moersch v Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Die Bundesregierung, 
die den Rückgang der Umsiedlung bedauert, hat 
dieses schwierige Problem unter anderem mit dem 
polnischen Außenminister Olszowski während 
seines Besuches in Bonn am 13. und 14. September 
1972 erörtert. Minister Olszowski hat zugesagt, die 
Umsiedlungsaktion werde fortgesetzt und beschleu- 
nigt. Die Bundesregierung vertraut darauf, daß 
Polen die Zusage einhält. Sie beabsichtigt im 
übrigen, den gesamten Komplex in weiteren Regie- 
rungsgesprächen — das habe ich eben schon ange- 
deutet — mit Polen zu behandeln. Wir werden 
diese Gespräche abwarten müssen, bevor ich Sie 
näher unterrichten kann. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um zu verwirklichen, was Herr 
Bundesaußenminister Scheel im Auswärtigen Aus- 
schuß einmal gesagt hat: daß ab sofort gegenüber 
den Aussiedlungswilligen keine Schikanen mehr an- 
gewandt werden? 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, das 
habe ich, glaube ich, gerade beantwortet, nämlich: in 
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weiteren Gesprächen mit der polnischen Seite diese 1 
Frage in unserem Sinne zu lösen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Noch eine Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Habe ich Sie richtig ver- 
standen, Herr Staatssekretär, daß jetzt nicht mehr 
ausschließlich von Rotkreuzgesellschaft zu Rotkreuz- 
gesellschaft verhandelt werden wird, sondern daß 
sich jetzt mehr die Bundesregierung einschalten 
wird, um selber die Gespräche zu führen? 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Sie haben mich richtig 
verstanden, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie hier oder im Auswärtigen Ausschuß sa- 
gen, welche Folgerungen die Bundesregierung aus 
der sehr schlimmen Situation in der Aussiedlerfrage 
angesichts der grundgesetzlich fundierten Schutz- 
pflicht der Bundesrepublik Deutschland für deutsche 
Staatsangehörige, die auch durch Verträge nicht auf- 
gehoben werden kann, zu ziehen gedenkt? 

Moersch r Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Abgeordneter, ich 
nehme an, daß die Diskontinuität der Legislatur- (D) 
Perioden mich nicht daran hindert, darauf zu ver- 
weisen, daß diese Frage sowohl in diesem Hause als 
auch im Ausschuß ausführlich dargestellt worden 
ist, daß es über das Wesen der Wahrnehmung die- 
ser Pflicht eben objektiv unterschiedliche Auffassun- 
gen zwischen uns und der polnischen Seite gibt. 

(Abg. Dr. Czaja: Das enthebt Sie aber nicht 
der grundgesetzlichen Pflicht!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. — Ich danke Ihnen. 

Moersch, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Auswärtigen: Herr Präsident, ich muß 
ausdrücklich hinzufügen, damit kein Mißverständnis 
entsteht, daß die Bundesregierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht im mindesten irgendwelche 
Pflichten vernachlässigt hat, gerade in diesem Be- 
reich, die ihr durch das Grundgesetz auferlegt wor- 
den sind, daß aber hier nicht allein die Frage der 
rechtlichen Bewertung eine Rolle spielt, sondern 
auch die der politischen Möglichkeiten. Und, Herr 
Abgeordneter, diese Bundesregierung hat an politi- 
schen Möglichkeiten vieles eröffnet, was sicherlich 
manchem Kritiker gar nicht angenehm gewesen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär, und komme zu den Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr. 
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( A ) Die Fragen 41 und 42 des Abgeordneten Dr. 
Schmitt-Vockenhausen werden schriftlich beantwor- 
tet. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) auf: 

Würde die Bundesregierung einem eventuellen Antrag eines 
Bundeslandes, landschaftsbezogene Kraftfahrzeugkennzeichen ein- 
Zufuhren, stattgeben? 

Zur Beantwortung Herr Parlamentarischer Staats- 
sekretär Haar. 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, gegenwärtig be- 
ruht das System, die Kraftfahrzeugkennzeichen prin- 
zipiell aus dem Namen der Kreisstadt abzuleiten, auf 
der Zustimmung der Länder. Änderungen bedürften 
der Zustimmung des Bundesrats, weil die Kennzei- 
chen in Anlage 1 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung festgelegt sind. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
wegen der besseren Merkfähigkeit die Unterschei- 
dungsbuchstaben des Kraftfahrzeugkennzeichens aus 
dem Namen der Kreisstadt abgeleitet werden soll- 
ten. Dies hat vor allem auch den Vorteil, daß im 
Falle der Zusammenlegung von Kreisen meist eines 
der vorhandenen Unterscheidungszeichen beibehal- 
ten werden kann und kein neues Kraftfahrzeug- 
kennzeichen eingeführt werden muß, hinter dem 
sich dann oft noch eine nicht allgemein bekannte 
Landschaftsbezeichnuntj verbergen dürfte. 

iB) Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz- 
frage Herr Abgeordneter Schulte (Schwäbisch 
Gmünd). 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, was bewegt die Bundesregierung, in 
ihrer Antwort andere Maßstäbe anzulegen als z. B. 
in Schleswig-Holstein? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Es gab zwei Ausnahmefälle, und zwar 
in Husum und im Bereich Eutin. Dabei sind die Lan- 
desregierungen — das ist in vollem Einvernehmen 
mit den Landesregierungen erfolgt — darauf hin- 
gewiesen worden, daß es sich hier um Ausnahme- 
fälle mit besonders begründeten Überlegungen han- 
delt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer zweiten 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Schulte (Schwäbisch 
Gmünd). 

Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU): Ist die 
Bundesregierung bereit, ihre Meinung in den Fällen 
zu ändern, wo die Länder selber den Kreisen land- 
schaftsbezogene Namen gegeben haben? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Wenn sich gleichgeartete Fälle wie in 
den beiden von Ihnen genannten Fällen ergeben soll- 
ten, sind wir selbstverständlich bereit, darüber zu 
sprechen. 


Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeord- ^ 
neter, zu einer Zusatzfrage. 

Simpfendörfer (SPD): Herr Staatssekretär, wäre 
es sinnvoll, in einem neugebildeten Landkreis drei 
Kennzeichen nebeneinander zu verwenden, was ja 
notwendig wäre, wenn die zwei seitherigen beibe- 
halten würden und ein neues, landschaftsbezogenes 
eingeführt würde? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Wir sind gern bereit, solche Anregun- 
gen zu prüfen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Die Frage 44 des Abgeordneten Stücklen wird 
schriftlich beantwortet, da der Fragesteller nicht im 
Saal ist. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 45 des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) auf: 

Welche Vereinbarungen sind zwischen der Bundesregierung 
(der Bundesbahn) und dein Land Niedersachsen getroffen wor- 
den, um die Elektrifiz.’erung der Bundesbahnstrecken von Lehrte 
über Braunschweig nach Helmstedt zu realisieren? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, auf Ihre Frage zunächst 
die Feststellung: Bisher sind noch keine Verein- 
barungen getroffen worden. Die Finanzierungsver- 
handlungen zwischen der Deutschen Bundesbahn ^ D j 
und dem Land Niedersachsen über die Elektrifizie- 
rung der Strecke Lehrte — Braunschweig — Helmstedt 
sind jedoch im Herbst dieses Jahres in ein entschei- 
dendes Stadium getreten. Nach Mitteilung der Deut- 
schen Bundesbahn ist ein baldiger Abschluß wahr- 
scheinlich. Nach erfolgter Einigung kann mit der 
Umstellung der Strecke auf elektrischen Betrieb be- 
gonnen werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz- 
frage Herr Abgeordneter Dr. Jahn (Braunschweig). 

Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, wann rechnen Sie mit dem Beginn, 
wenn die Verhandlungen so günstig abgeschlossen 
werden, wie Sie eben gesagt haben? In Nieder- 
sachsen wird gesagt, daß 1974 mit dem Bau begon- 
nen werden könnte. 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Nach den mir vorliegenden Unterlagen 
kann ich im Augenblick eine verbindliche Zusage 
bezüglich des Termins für den Beginn der Arbeiten 
nicht machen, weil er von den Vereinbarungen zwi- 
schen dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
und dem Land abhängig ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfrage. 

Die Fragen 46 und 47 des Abgeordneten Dr. Alt- 
hammer sowie die Fragen 48 und 49 des Abgeord- 
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^ neten Leicht werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordneten Seefeld 
auf: 

Wann ist mit der Verabschiedung der Ausbildungsordnung füi 
Berufskraftfahrer endlich zu rechnen? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, die Berufskraftfahrer- 
Ausbildungsordnung wird voraussichtlich in der 
ersten Hälfte des Jahres 1973 erlassen werden. Die 
federführenden Ressorts waren bestrebt, die ge- 
nannte Verordnung bereits Anfang November 1972 
zu verabschieden. Leider war es aber nicht mehr 
möglich, in Kürze alle Fragen zu klären, die mit 
dem Erlaß der Berufskraftfahrer-Ausbildungsord- 
nung in Zusammenhang stehen. Hierzu gehören 
Fragen über die Anwendung der Verordnung im 
öffentlichen Dienst, über die dort zu erwartenden 
finanziellen Auswirkungen und etwaige haushalts- 
mäßige Konsequenzen. Der Bundesminister für Ver- 
kehr wird sich zusammen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft bemühen, diese Fragen beschleunigt 
zu lösen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Seefeld. 

Seefeld (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß auf zahlreiche Fragen, die zu diesem 
Thema hier gestellt worden sind, mehrere Ihrer 
Kollegen, Parlamentarische Staatssekretäre, bisher 
geantwortet und dabei jeweils so wie Sie heute ge- 
sagt haben, man wolle baldmöglichst oder beschleu- 
nigt diese Ausbildungsordnung vorlegen? Verstehen 
Sie deshalb bitte, daß ich Sie besonders fragen 
möchte, ob Sie noch etwas konkreter werden könn- 
ten, als Sie es eben waren. 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Kollege, ich denke, der Hinweis 
im ersten Teil meiner Antwort, daß die Berufskraft- 
fahrer-Ausbildungsordnung voraussichtlich in der 
ersten Hälfte des Jahres 1973 erlassen wird, zeigt, 
daß wir zu einem Abschluß der Gesamtbemühungen 
kommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Seefeld. 

Seefeld (SPD): Herr Staatssekretär, durch das 
stärkere Anwachsen des internationalen grenzüber- 
schreitenden Verkehrs hat die Ausbildung der Be- 
rufskraftfahrer nicht nur eine nationale Bedeutung, 
und darum frage ich Sie: in welcher Weise sind 
denn die deutschen Vorarbeiten, die bisher geleistet 
worden sind, mit unseren EWG-Partnern abge- 
stimmt, und werden unsere Ausarbeitungen harmo- 
nisierungskonform sein? 

Haar, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr: Herr Abgeordneter, Jie Kommission 
der EG hat Richtlinien über die Mindestausbildung 
im Kraftfahrerberuf erarbeitet. Nach Erlaß der Be- 
rufskraftfahrer-Ausbildungsordnung und durchzu- 
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führender Modellversuche wird die Bundesregie- 
rung die Bemühungen urn eine Harmonisierung in 
diesem Bereich vorantreiben. Wir danken auch 
Ihnen, daß Sie sich darum sehr wesentlich bemühen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär, und komme zu den Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für in- 
nerdeutsche Beziehungen, zuerst zur Frage 52 des 
Abgeordneten Schröder (Lüneburg): 

Wie bewertet die Bundesregierung Verpflichtungserklärungen 
von DDR-Bürgern bei Westkontakten sowie die damit verbun- 
dene Fragebogonaktion, und sieht sie diese Aktion in Überein- 
stimmung mit Geist und Buchstaben der Ergänzungen zum Grund- 
vertrag? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Herold, 
bitte sehr! 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich darf die Frage 
wie folgt beantworten: 

Der Bundesregierung ist durch Zuschriften und 
verläßliche Hinweise bekanntgeworden, daß auf 
bestimmte Kreise der Bevölkerung der DDR einge- 
wirkt wird, entweder keine Besuche aus dem Bun- 
desgebiet zu empfangen oder nicht selber in das 
Bundesgebiet zu reisen, obwohl es sich dabei auch 
um Personen im Rentenalter handelt oder die Vor- 
aussetzungen der Anordnung der DDR vom 17. Ok- 
tober 1972 hinsichtlich der Reisen in dringenden 
Familienangelegenheiten erfüllt wären. Ferner gin- 
gen unterschiedliche Angaben darüber ein, daß 
solche DDR-Bewohner zu direkten oder indirekten (D) 
Verpflichtungen veranlaßt werden, vor allem von 
Besuchsreisen und Einladungen abzusehen. 

Der Bundesregierung ist auf Grund der Feststel- 
lungen der zuständigen Behörden allerdings auch 
bekannt, daß trotz der geschilderten Schwierigkei- 
ten allein im Monat November 1972 mehrere tau- 
send DDR-Bewohner in dringenden Familienangele- 
genheiten ihre Angehörigen im Bundesgebiet 
besuchen konnten. 

Die Bundesregierung nimmt die eingangs erwähn- 
ten Schwierigkeiten sehr ernst. Die verbindlich zu- 
gesagten Reiseerleichterungen dürfen nicht durch 
interne Maßnahmen der DDR ausgehöhlt werden. 

Für eine abschließende Bewertung dieser Vorgänge 
ist die seit dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrages 
verflossene Zeit noch zu kurz, zumal auch Anfangs- 
schwierigkeiten bei örtlichen DDR-Behörden nicht 
auszuschließen sind. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage. 

Schröder (Lüneburg) (CDU CSU): Herr Staats- 
sekretär, welche konkreten Argumente hat die Bun- 
desregierung in ihren Gesprächen mit der DDR- 
Regierung in dieser Frage vorgebracht, um auf 
eine Einschränkung oder Beseitigung dieser Ver- 
pflichtungserklärung zu drängen? 

Herold, Pari. Staatssekretär beiin Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Schrö- 
der, vielleicht kann ich Ihre Frage 53 gleich mit 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 6. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 20. Dezember 1972 


107 


Pari. Staatssekretär Herold 

(A) beantworten, wenn Sie damit einverstanden sind. 
Ich würde das sonst vorwegnehmen. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Dann darf ich 
zu meiner ersten Frage noch eine Zusatzfrage stel- 
len. Sie sprachen davon, daß dennoch mehrere 
tausend DDR-Bürger die Ausreisegenehmigung in 
die Bundesrepublik bekommen hätten. Darf ich 
fragen, ob unter diesen mehreren tausend auch aus 
dem unter die Verpflichtungserklärung fallenden 
Personenkreis Angehörige gewesen sind. 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Es ist für uns sehr 
schwierig, das im einzelnen zu überprüfen. Wir 
haben im Augenblick nur die Gesamtzahl. Ich habe 
ja auch hier ganz klar erklärt, daß uns diese Infor- 
mationen zugegangen sind, daß wir sie als zuver- 
lässig betrachten und daß wir alles tun werden, um 
diese Dinge in der Zukunft abzustellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zu einer Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie in der Tat der Auffassung, daß es sich 
lediglich um örtlich bedingte Schwierigkeiten han- 
delt, handelt es sich nicht vielmehr um zentral 
gesteuerte Reisebehinderungen? 

(B) Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich würde beides 
nicht ausschließen. In dem Gespräch zwischen dem 
Kollegen Bahr und Herrn Kohl am 12. Dezember 
wurde auch über die Frage der Reiseerleichterungen 
gesprochen. Staatssekretär Bahr legte die Besorgnis 
der Bundesregierung dar; Staatssekretär Kohl 
nannte daraufhin, wie der Öffentlichkeit ja bereits 
bekanntgemacht wurde, folgende Ziffern, die in ihrer 
Tendenz durch eigene Erhebungen der Bundesregie- 
rung bestätigt werden. 

In der Zeit vom 1. Januar bis zum 30. November 
1972 sind 6 224 000 Einwohner der Bundesrepublik 
und Westberlins in die DDR gereist. Im Vorjahr 
lag die entsprechende Zahl für zwölf Monate nur 
knapp über 3 Millionen. 

Die Ziffer für 1972 wird noch erheblich steigen. 
Allein in den Tagen vom 1. bis 5. Dezember sind 
278 000 Genehmigungen zur Einreise in die DDR 
ausgestellt worden. 

Seit dem Inkrafttreten des Verkehrsvertrages, 
d. h. in der Zeit vom 17. Oktober bis zum 7. De- 
zember, sind in dringenden Familienangeiegeheiten 
15 000 Bewohner der DDR in die Bundesrepublik 
und nach Berlin (West) eingereist. 

Insgesamt sind in der Zeit vom 1. Januar bis 
zum 30. November 1972 1 392 000 Bewohner der 
DDR in die Bundesrepublik und nach Berlin (West) 
eingereist. 

Zu den Beschränkungen, denen bestimmte Grup- 
pen von Personen in der DDR unterworfen sind, 
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stellte Staatssekretär Kohl fest, daß es sich dabei 
um Maßnahmen im Rahmen des sogenannten Staats- 
schutzes handle, wie sie auch in anderen Staaten so 
üblich seien. 

Der Briefverkehr zwischen Privatpersonen ist kei- 
nen Beschränkungen unterworfen. 

Wie Ihnen bekannt ist, hat Herr Staatssekretär 
Kohl ja die Versicherung in der Öffentlichkeit abge- 
geben, daß die DDR bereit ist, den Vertrag nach 
Geist und Buchstaben einzuhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüneburg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, da Sie in Ihrer Antwort eben davon spra- 
chen, Herr Staatssekretär Bahr habe die Besorgnis 
der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, darf 
ich Sie fragen, ob Herr Staatssekretär Bahr auf die 
Beseitigung oder aber zumindest auf eine wesent- 
liche Einschränkung des Personenkreises, der von 
diesen Verpflichtungsermächtigungen betroffen ist, 
gedrängt hat. 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Schrö- 
der, es ist selbstverständlich, daß diese Bundes- 
regierung darauf drängt, daß es in einem Höchst- 
maß zu menschlichen Erleichterungen und zu Ge- 
sprächen und Begegnungen kommt. Dies streben 
wir an; deswegen. ist dieser Vertrag ja geschlossen 
worden. P) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine zweite Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Schröder (Lüne- 
burg). 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Wird sich die 
Bundesregierung auch nach Ratifizierung des Grund- 
vertrages weiterhin bemühen, diese Verpflichtungs- 
ermächtigungen zu beseitigen? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir werden alles 
versuchen, um die Möglichkeiten auszuschöpfen, die 
dieser Vertrag uns bietet. Wir werden die DDR 
an die Zusagen erinnern, die sich aus diesem Ver- 
trag ergeben. 

Herr Kollege Schröder, ich möchte nur noch auf 
folgendes aufmerksam machen. Gegen eine gesunde 
Skepsis von seiten eines jeden Kollegen ist nichts 
einzuwenden; diese ist auch bei uns vorhanden. Ich 
erinnere aber nur an die Diskussion um das Transit- 
abkommen. Heute spricht kein Mensch mehr davon; 
es hat sich wirklich hervorragend eingespielt. Ich 
erinnere mich auch an die Diskussionen in den Aus- 
schüssen um das Verplombungsgesetz. Wir haben 
uns große Sorgen darum gemacht, ob es möglich 
ist, daß die Fahrzeughalter Umrüsten, ob die finan- 
ziellen Mittel dafür aufgebracht werden können. 

Bis zum heutigen Tag aber haben wir ganze zwei 
Anträge auf Zuschüsse für die Umrüstung erhalten. 

(Hort! Hort! bei der SPD.) 
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Ich möchte Sie nur bitten: Lassen Sie uns doch 
etwas Zeit, lassen Sie uns Erfahrungen sammeln. 
Wir sind nicht bereit, diese Erschwernisse hinzu- 
nehmen. Das kann ich hier ganz offen erklären. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Staatssekretär, 
würden Sie mit mir in der Meinung übereinstimmen, 
daß man diese Maßnahmen, über die hier verständ- 
licherweise Besorgnisse geäußert worden sind, doch 
als eine Reaktion auf die durch die Ostpolitik der 
Bundesregierung, durch das Berlin- Abkommen, durch 
den Verkehrsvertrag, herbeigeführten vermehrten 
Kontakte anzusehen hat und daß man das, wenn 
man hier solche Besorgnisse äußert, nicht vergessen 
sollte? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich möchte dem zu- 
stimmen und möchte nur noch ergänzend sagen: 
Vielleicht sind einige Behörden drüben auch über- 
fordert, weil sie mit Begegnungen in diesem Aus- 
maß, in dieser Zahl nicht gerechnet haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
(B) ist Ihnen aus der Geschichte der Diplomatie ein 
Fall bekannt, in dem ein Vertrag, der noch nicht in 
Kraft getreten ist, bereits nahezu völlig unterlaufen 
wurde? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich würde von 
„unterlaufen“ überhaupt nicht sprechen, sondern 
würde umgekehrt argumentieren: Es ist ja üblicher- 
weise so, daß man einen Vertrag in Kraft treten 
und dann erst die entsprechenden Maßnahmen an- 
laufen läßt. Hier sind wir schon einige Male in um- 
gekehrter Richtung verfahren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Gruhl? — Bitte! 

Dr. Gruhl (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung irgendwelche Möglichkeiten, 
die Fälle zu registrieren oder wenigstens teilweise 
statistisch zu erfassen, in denen selbst bei lebens- 
gefährlichen Erkrankungen eine Einreisegenehmi- 
gung nicht gewährt worden ist? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Wir erfahren selbst- 
verständlich von vielen Einzelfällen. Ich habe heute 
den Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen 
einen Brief in die Fächer legen lassen, damit man uns 
von diesen Dingen unterrichtet, damit wir das ent- 
sprechende Material sammeln und zusammenstellen, 
um bei nächster Gelegenheit bei den Gesprächen 


diese Dinge mit konkreten Beispielen wieder auf den ^ 
Verhandlungstisch zu legen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatzfragen 
mehr. 

Die Fragen 54, 55, 56 und 57 der Frau Abgeord- 
neten Berger und des Herrn Abgeordneten Redde- 
mann sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant- 
worten werden als Anlage abgedruckt. 

Damit komme ich zu Frage 61 des Abgeordneten 
Kunz (Berlin): 

Wird die Bundesregierung auch weiterhin die erforderlichen 
Mittel bereitstellen, damit Besuchern aus der DDR ein Bcgrü- 
ßungsgeld gezahlt werden kann? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 


Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Präsident! Ich 
darf die Frage wie folgt beantworten: Seit Beginn 
des Besuchsreiseverkehrs im November 1964 zahlt 
die Bundesregierung jedem Besucher aus der DDR 
auf Antrag ein sogenanntes Begrüßungsgeld in Höhe 
von 30 DM. Die Länder stocken diesen Betrag um 
20 DM auf 50 DM auf, und die Gemeinden gewähren 
aus ihren Etats weitere Hilfen. Diese Maßnahme 
soll den Besuchern helfen, notwendige Ausgaben zu 
bestreiten und kleine Gegenstände des täglichen 
Bedarfs zu kaufen. Die Besucher, die im Rentenalter 
stehen, dürfen nur einmal jährlich 10 DM — neuer- 
dings 15 DM — als sogenanntes Zehrgeld aus der 
DDR mitnehmen. 


Die Bundesregierung wird auch im neuen Haus- 
haltsplan entsprechende Mittel vorschlagen, um 
diese Hilfe weiter zu gewähren. ^ ' 


Die im Verkehrsvertrag vereinbarten Reise- 
erleichterungen haben bisher keinen Einfluß auf die 
Gewährung der Bargeldhilfe des Bundes gehabt. 
Mein Haus hat die Länder schon zweimal gebeten, 
auch in Zukunft nach den Richtlinien, die gemeinsam 
erarbeitet worden sind, zu verfahren. 


Vizepräsident Dr. Jaeger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihre Formulierung, entsprechende Mittel 
würden zur Verfügung gestellt, so verstehen, daß 
die Mittel zumindest in der gleichen Höhe wie bis- 
her zur Verfügung gestellt werden? 

Herold, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Kunz, 
das kann ich hier nicht sagen. Wir werden uns vom 
Bund her bemühen. Sie wissen aber, was sich in den 
Ländern abspielt, auch bei Ihnen zu Hause. 

(Abg. Kunz [Berlin]: Leider, ja!) 

— Entschuldigung, das habe ich im letzten Jahr 
schon mit den Kollegen aus München und aus 
Rheinland-Pfalz erlebt. Berlin ist da kein Modellfall. 

Ich würde also sagen, wir bemühen uns darum, 
und wenn die Kollegen des Hauses uns dabei tat- 
kräftig unterstützen, wird es vielleicht gar keine 
Schwierigkeiten geben. 
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Man muß andererseits aber auch wissen, was auf 
uns zukommen kann, wenn diese Erleichterungen 
noch mehr in Anspruch genommen werden; ich 
denke an das mehrmalige Kommen usw. Man muß 
sehen, daß das finanziell, wie man so schön sagt, 
ganz ordentliche Brocken werden können. Auch das 
muß man wissen, wenn man dann über den Haus- 
halt spricht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Keine Zusatz- 
fragen mehr? — Dann danke ich Ihnen, Herr Staats- 
sekretär. 


Meine Damen und Herren, die Fragestunde ist 
beendet. Bevor wir in die Ferien gehen, die die 
ersten seit dem anstrengenden Wahlkampf sind, 
darf ich Ihnen ein gesegnetes Weihnachtsfest, ein 
glückliches neues Jahr und Tage wirklicher seeli- 
scher und körperlicher Erholung wünschen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf den 18. Januar 1973, 10 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.00 Uhr.) 


(Q 
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Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 


Dr. Abelein 
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Augstein (Hamburg) 
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von Bockeiberg 
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Buschfort 

20. 12. 

Dr. Frerichs 

20. 12. 

Katzer 
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Dr. Kempfier 

20. 12. 

Dr. Köhler (Duisburg) 

20. 12. 

Lautenschlager * 

20. 12. 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

21. 12. 

Dr. Lohmar 

20. 12. 

Meminel * 

20. 12. 

Pöhler ** 

20. 12. 

Dr. Schwörer * 

20. 12. 

Spilker 

20. 12. 

Spranger 

20. 12. 

Springorum * 

20. 12. 

Ziegler 

20. 12. 


Anlage 2 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 19. Dezember 1972 auf die Mündliche Frage des 
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/12 Frage A 10): 

Wann gedenkt die Bundesregierung die am 9. Oktober 1968 in 
New York unterschriebenen Pakte „Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte", „Internationaler 
Pakt über staatsbürgerliche und politische Rechte" dem Deutschen 
Bundestag zur Ratifizierung zuzulciten? 

Die Vorarbeiten für die Ratifizierung beider Pakte 
stehen unmittelbar vor dem Abschluß. 

Für den Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte ist der Bundesminister der Justiz 
federführend; der Internationale Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte fällt unter 
die Federführung des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung. 

Die Vorarbeiten für die Ratifizierung beider Pakte 
sind zeitlich und sachlich von Anfang an koordiniert 
worden. Es ist vorgesehen, die Vertragsgesetze in 
den ersten Monaten des nächsten Jahres dem Kabi- 
nett und im Anschluß daran den gesetzgebenden 
Körperschaften zuzuleiten. 

Die Bundesregierung ist dankbar für das große 
Interesse, das die Öffentlichkeit, insbesondere die 
Gesellschaft für die Vereinten Nationen und ihr 
Vorsitzender, der Bundestagsabgeordnete Karl-Hans 


* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par- 
laments 

Für die Teilnahme an Sitzungen der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Kern, den Menschenrechtspakten der Vereinten Na- 
tionen entgegenbringt. 


Anlage 3 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Zebisch (SPD) (Drucksache 7/12 Fra- 
gen A 14 und 15) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der gezielte vor- 
rangige Ausbau der Infrastruktur in den Fördergebieten des 
Rahmenplanes zur Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Re- 
gionalen Wirtschaftsstruklur" vertoilungspolitisch gerechter und 
regionalpolitisch wirksamer ist als die direkte Förderung ge- 
werblicher Investitionen durch Investitionsanreize? 

Wird die Bundesregierung die Fördersätze bei Investitionen 
der gewerblichen Wirtschaft reduzieren, um damit Mittel zu- 
gunsten eines beschleunigten und gezielten Ausbaues der 
Infrastruktur in den Fördergebieten einzusparen? 

Zu Frage Nr. 14: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Förderung der Infrastruktur im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur' 1 zukünftig verstärktes Gewicht er- 
halten wird und auch bereits durch die Konzentra- 
tion der Förderung auf Schwerpunkte gewonnen hat. 
Sie hält diese Förderung auch im Prinzip für vertei- 
lungspolitisch gerechter als die direkte Förderung 
gewerblicher Investitionen. Ohne direkte Anreize 
für gewerbliche Investitionen würde die regionale 
Strukturpolitik jedoch z. Z. nicht die nachweisbaren 
Erfolge haben. Es ist aber durchaus denkbar, daß die 
vorrangige Förderung der Infrastruktur in Zukunft 
das regionalpolitisch wirksamere Mittel sein wird. 

Zu Frage Nr. 15: 

Die in der Antwort zu Frage 14 genannten Über- 
legungen würden auf mittlere Sicht auch eine andere 
Schwerpunktsetzung des Mitteleinsatzes zweckmä- 
ßig machen. Diese Frage kann die Bundesregierung 
jedoch nicht allein beantworten; in erster Linie wird 
sich damit zu gegebener Zeit der Planungsausschuß 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur ", dem außer dem Bundes- 
minister für Wirtschaft als Vorsitzender, der Bun- 
desminister der Finanzen und ein Minister jedes 
Landes angehören, befassen müssen. 


Anlage 4 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Wolfram (SPD) (Drucksache 7/12 
Fragen A 30 und 31): 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß die IG Bau-Steine-Erden 
sich seit Jahren vergeblich bemüht, mit den Arbeitgeberverbän- 
den der Architektur- und Ingenieurbüros Tarifverträge abzu- 
schließen und daß deshalb für die Mitarbeiter in diesem Bereich, 
insbesondere auch die Bauzeichner, ein tarifloser Zustand be- 
steht? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, bei Wahrung 
der Tarifautonomie diesen Arbeitnehmern eine tarifliche Ab- 
sicherung ihrer Lohn- und Einkommensbedingungen zu schaffen? 

Es trifft zu, daß für die Mitarbeiter der Architek- 
tur- und Ingenieurbüros keine tarifvertraglichen 
Regelungen der Arbeitsbedingungen bestehen. So- 
weit ich sehe, hat es Tarifverträge für diesen Be- 
reich bisher noch nicht gegeben. Die Industrie- 
gewerkschaft Bau-Steine-Erden bemüht sich seit 
etwa ein bis zwei Jahren, einen Tarifvertrag mit der 
„Vereinigung Freischaffender Architekten Deutsch- 
lands" abzuschließen. Die Verhandlungen haben im 
Frühjahr dieses Jahres zur Paraphierung eines Ta- 
rifvertrages geführt. Seitens der Arbeitgeber wurde 
die Unterzeichnung des Vertrages jedoch abgelehnt. 

Soweit Sie nach den Möglichkeiten eines Einwir- 
kens auf die Tarifvertragsparteien fragen, darf ich 
darauf hinweisen, daß der Grundsatz der Tarif- 
autonomie gilt. Er garantiert den Tarifvertrags- 
parteien das Recht, die Arbeitsentgelte und sonsti- 
gen Arbeitsbedingungen durch freie Vereinbarung 
in eigener Zuständigkeit und Verantwortung zu 
regeln. 

Ich habe allerdings Verständnis für die Ihrer 
Frage zugrunde liegende Ansicht, daß in einem so 
großen Bereich • — wie dem von Ihnen angesproche- 
nen — die Arbeitsbedingungen durch einen Tarif- 
vertrag geregelt werden. 


Anlage 5 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen der 
Abgeordneten Krampe (CDU/CSU) und Franke 
(Osnabrück) (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 Fragen 
A 32, 33, 34 und 35) : 

Hält die Bundesregierung es mit mir für selbstverständlich, 
daß die Bundestagskandidatur eines Beamten für eine demo- 
kratische Partei keinerlei nachteilige dienstliche Maßnahmen 
gegen den Beamten rechtfertigen kann? 

Trifft die Meldung zu und wenn ja, wie vermag es die 
Bundesregierung dann zu begründen, daß im Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung unmittelbar nach der Bundes- 
tagswahl drei langjährige spezialisierte Beamte, die auf Reserve- 
plätzen der CDU-Landesliste für den Deutschen Bundestag kandi- 
diert hatten, gegen ihren Willen von ihren Dienstposten entfernt 
und mit fachlich fremden Aufgaben betraut wurden? 

Trifft es zu, daß im Bundesarbeilsministerium unmittelbar nach 
der Bundestagswahl drei Referenten, die als Reservekandidaten 
auf der CDU-Landesliste für den Deutschen Bundestag kandidiert 
hatten, von ihren Posten abgelöst wurden, daß es sich in allen 
drei Fällen um langjährig bewährte Spezialisten handelt, die 
gegen ihren Willen in Arbeitsgebiete umgesetzt wurden, für die 
sie weder besondere Kenntnisse noch Erfahrungen mitbringen 
können? 

Wenn ja, welche Gesichtspunkte haben die Bundesregierung zu 
den genannten Maßnahmen gegen tüchtige Fachbeamte veranlaßt? 

Ich darf mir erlauben, die Fragen 32 bis 35 zu- 
sammen zu beantworten, weil sie sich auf den- 
selben Sachverhalt beziehen und inhaltlich zum Teil 
deckungsgleich sind: 

Die Frage 32 kann ich mit „Ja" beantworten. 


Davon ausgehend, darf ich zu den übrigen Fragen ^ 
folgendes anmerken: Aus sachlichen Gründen, nicht 
zuletzt im Hinblick auf die Schwerpunkte der so- 
zialpolitischen Arbeit in der neuen Legislaturperiode, 
waren in einigen Abteilungen des Bundesarbeits- 
ministeriums personelle Änderungen erforderlich. 
Außerdem mußten Referentenstellen neu besetzt 
werden. Insgesamt sind aus diesen Gründen 17 Be- 
amte des höheren Dienstes — davon 14 Referen- 
ten — neue Aufgabenbereiche übertragen worden. 
Das ist mit vollem Einverständnis des Personalrats 
geschehen. 

In diesem Rahmen sind auch zwei von insgesamt 
vier Beamten, die auf der CDU-Landesliste kandi- 
diert haben, mit neuen wichtigen Aufgaben betraut 
worden. Es handelt sich bei ihnen keineswegs um 
einseitig orientierte Spezialisten, sondern um 
Beamte, die bisher schon in verschiedenen Verwal- 
tungszweigen tätig und mit unterschiedlichen 
Fachaufgaben befaßt gewesen sind. Ihr beamten- 
rechtlicher Status und ihre Stellung wurden nicht 
beeinträchtigt. Sie sind mit Arbeitsgebieten betraut 
worden, die in ihrer Bedeutung und ihrem Gewicht 
ihren bisherigen Aufgaben gleichwertig sind. Wie 
Sie wissen, ist es nicht unüblich und widerspricht 
auch nicht beamtenrechtlichen Grundsätzen, daß 
Beamte nach mehrjähriger Tätigkeit in einem Fach- 
bereich Aufgaben in einem anderen Gebiet über- 
nehmen. Das dient nicht nur der notwendigen 
Flexibilität in der Verwaltung, sondern trägt nach 
allen bisherigen Erfahrungen auch dazu bei, daß 
sich die durch Verwendung auf verschiedenen 
Dienstposten gewonnenen Erfahrungen positiv auf 
die Arbeit im Ganzen auswirken. ^ 


Anlage 6 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen (SPD) 
(Drucksache 7/12 Fragen A 41 und 42): 

Könnt die Bundesregierung die in 15 Punkten zusammengefaßte 
Bilanz des Symposions der ETH Zürich und der Universität 
Zürich zur Hebung der Verkehrssicherheit, und inwieweit sind 
solche Überlegungen auch schon in entsprechende Programme der 
Bundesregierung einbezogen? 

Wird die Bundesregierung für die Erstellung ihres Zweiten 
Erfahrungsberichts im Zusammenhang mit der Neuregelung des 
§ 8 des Personenbeförderungsgesetzes (Drucksache VI/2743) die 
Länder auffordern, die Mängel in der Personenverkehrsbedienung 
der ländlichen Gebiete zu ermitteln, damit in Fortschreibung des 
ersten Berichts der Bundesregierung, der gebietliche Einzelan- 
gaben nur für die Ballungsgebiete und Ballungsrandzonen ent- 
hält, nunmehr auch für die ländlichen Zonen ein geschlossenes 
Bild über die tatsächlichen Verhältnisse in der Personenver- 
kehrsbedienung gegeben werden kann? 

Zu Frage 41 : 

Die 15 Punkte des genannten Symposiums sind der 
Bundesregierung bekannt. Maßnahmen dieser Art 
sind zum Teil bereits getroffen, zum Teil eingelei- 
tet oder werden zur Zeit geprüft. Zu einer Reihe 
von Punkten hat die Bundesregierung bereits im 
Rahmen des Unfallverhütungsberichts 1971 — 

— Drucksache VI/ 37 1 8 — ihre Auffassung zum Aus- 
druck gebracht. 
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^ Zu Frage 42: 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in ihrem zum 
31. Dezember 1973 an den Deutschen Bundestag 
zu erstattenden abschließenden Erfahrungsbericht 
der Verkehrsbedienung in den ländlichen Gebieten 
breiteren Raum zu widmen. Sie hat die Länder ge- 
beten, hierüber entsprechende Feststellungen zu 
treffen. 


Anlage 7 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
20. Dezember 1972 auf die Mündliche Frage des Ab- 
geordneten Stücklen (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 
Frage A 44): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß sich das von ihr für 
zweibahnige Bundes- und Landstraßen verfügte Tempo 100 be- 
währt hat, und auf welche Tatsachen stützt sich gegebenenfalls 
ihre Auffassung? 

Die bisherige Versuchsdauer von 2 V 2 Monaten 
ist zu kurz, als daß schon jetzt von den zuständigen 
Stellen zuverlässige Angaben darüber gemacht wer- 
den könnten, ob sich „Tempo 100" bewährt hat oder 
nicht. Aus diesem Grunde ist auch die Bundesregie- 
rung leider noch nicht in der Lage, Ihre Frage zu 
beantworten. 

Der Versuch wurde aus guten Gründen für meh- 
rere Jahre vorgesehen. Erste Versuchsergebnisse 
(B) werden im Verlauf des Jahres 1973, die erste ver- 
gleichende Analyse erst bis Ende 1974 vorliegen. 


Anlage 8 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
20. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Althammer (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/12 Fragen A 46 und 47): 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um die wiiklichen 
Ursachen der schrecklichen Flugzeugkatastrophe am 3. Dezember 
1972 auf Teneriffa, bei der 149 Deutsche ums Leben kamen, auf- 
zuklären? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auf erhöhte Sicher- 
heit im internationalen Charterflugverkehr hinzuwirken? 

Zu Frage 46: 

Der Bundesminister für Verkehr hat noch am 
Tage des Unfalles Sachverständige des Luftfahrt- 
Bundesamtes (LBA) an den Unfallort beordert. Ihre 
Aufgabe war, die spanischen Behörden bei der 
Ermittlung der Unfallursache zu unterstützen. Nach 
dem Abkommen über die Internationale Zivilluft- 
fahrt besteht jedoch ein Rechtsanspruch auf Zulas- 
sung zur Unfalluntersuchung nur für die Regierun- 
gen des Herstellungs- und Eintragungsstaates des 
verunglückten Luftfahrzeuges. 

Die deutschen Unfallsachverständigen haben sich 
dennoch darum bemüht, umfassend an der Unfall- 


untersuchung beteiligt zu werden. Aus der Tat- ^ 
Sache, daß die Untersuchung zunächst ausschließ- 
lich durch die örtlich zuständige Militärbehörde 
durchgeführt wird, ergaben sich gewisse Anfangs- 
schwierigkeiten, Auf die Intervention des Leiters 
der deutschen Zivilluftfahrtverwaltung beim Gene- 
raldirektor der spanischen Zivilluftfahrt wurde 
jedoch erreicht, daß die deutschen Sachverständigen 
zu allen künftigen Untersuchungen in umfassender 
Weise hinzugezogen werden. 

Ein Sachverständiger des LBA befindet sich auch 
jetzt noch am Unfallort. Weitere Sachverständige 
werden nach Bedarf entsandt. Es ist zu hoffen, daß 
die Unfallursachen durch die Beteiligung der deut- 
schen Experten aufgeklärt werden können. 

Zu Frage 47: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied der 
Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO), 
deren bedeutendste Aufgabe darin besteht, die 
Flugsicherheit in der internationalen Zivilluftfahrt 
zu fördern. 

Dies geschieht insbesondere über eine Verein- 
heitlichung der für die Sicherheit wesentlichen Vor- 
schriften, zu deren Einhaltung aller Vertragsstaaten 
verpflichtet sind. Von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen, sind alle luftfahrttreibenden Staaten dem 
Abkommen über die Internationale Zivilluftfahrt 
beigetreten. 

Die Bundesrepublik Deutschland wirkt im Rahmen 
dieser internationalen Zusammenarbeit an der stän- 
digen Weiterentwicklung der Sicherheitsvorschriften 
mit. (D) 


Anlage 9 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 

20. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Leicht (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 
Fragen A 48 und 49) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung bereits mehrfach von 
seiten der Kulturministerien der Länder auf das Problem der 
überfüllten Schulbusse aufmerksam gemacht worden ist? 

Warum hat die Bundesregierung bislang nodi nichts unternom- 
men, um die unerträglichen Zustände im Schulbusverkehr zu 
beseitigen, insbesondere jene Bestimmungen des Personenbe- 
förderungsgesetzes abzuändern, wonach Kinder Anspruch nur 
auf einen halben Platz haben? 

Nicht das Personenbeförderungsgesetz, sondern 
§ 34 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung be- 
stimmt, daß im Rahmen des zulässigen Gesamtge- 
wichts des Fahrzeugs drei Kinder bis zum vollende- 
ten 14. Lebensjahr je zwei nebeneinanderliegende 
Plätze besetzen dürfen. 

Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern wurde auf einer Besprechung am 

21. Januar 1970 unter Beteiligung von Vertretern 
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder zwar allgemein die Frage einer größeren 
Sicherheit bei Schülerbeförderungen mit Kraftomni- 
bussen erörtert, ohne daß jedoch speziell die Frage 
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des Anspruchs des Schulkindes auf einen ganzen 
Sitzplatz im Schulbus behandelt worden wäre. Erst 
durch ein Schreiben des Niedersächsischen Mini- 
sters für Wirtschaft und öffentliche Arbeiten vom 
6. Januar 1971 wurde dem Bundesverkehrsministe- 
rium bekannt, daß die Sonderregelung des § 34 a 
Abs. 3 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung Anlaß 
zu Klagen gegeben hat. 

Mit den obersten Landesverkehrsbehörden und 
den Verkehrsträgern wurde daraufhin geprüft, ob 
die in § 34 a Abs. 3 Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung genannte Altersgrenze von 14 Jahren her- 
abgesetzt werden soll. Die Vertreter der obersten 
Landesverkehrsbehörden waren einhellig der Mei- 
nung, daß — sofern die Verkehrssicherheit gewähr- 
leistet ist — gewisse Unbequemlichkeiten, die sich 
aus der Anwendung der Vorschrift ergeben, im 
Interesse der Wirtschaftlichkeit des Verkehrs und 
unter Berücksichtigung dessen, daß es sich in der 
Regel um kurze Beförderungsstrecken handelt, hin- 
genommen werden müßten. 

Nach Ansicht der Verkehrsträger würde ein Weg- 
fall der Vorschrift einen umfangreicheren Fahrzeug- 
einsatz zur Folge haben und zu einer unwirtschaft- 
lichen und praxisfernen Regelung führen. 

Im übrigen ist entscheidend, daß der Schulbus- 
verkehr überwiegend im Auftrag und auf Kosten 
der Schulträger durchgeführt wird. Die Schulträger 
haben daher bei der Vergabe des Fahrauftrages die 
Möglichkeit, zu vereinbaren, daß für jedes Schul- 
kind ein ganzer Sitzplatz im Schulbus zur Verfügung 
steht. 


Anlage 10 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen der 
Abgeordneten Frau Berger (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/12 Fragen A 54 und 55): 

Hält die Bundesregierung an der Regelung in ihrer Gemein- 
samen Geschäftsordnung fest, wonach im Interesse einer straffen 
Verwaltungsgliederung 

— jedes Bundesministerium nur in Abteilungen, evtl. Unterab- 
teilungen und Referate gegliedert wird, 

— das Referat die tragende Einheit im organisatorischen Aufbau 
des Ministeriums bildet und 

— der Referent unmittelbar unter dem Abteilungsleiter/Unter- 
abteilungsleiter sein Referat in eigener Verantwortung ver- 
waltet? 

Trifft es zu und wenn ja, welche Gründe haben die Bundes- 
regierung bewogen, entgegen den genannten Vorschriften in der 
Unterabteilung für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministeriums 
für innerdeutsche Beziehungen zwei „Arbeitsgruppen" zu bilden 
und vier Referenten der Unterabteilung, darunter die beiden 
einzigen der CDU/CSU angehörigen, jeweils einem „Arbeits- 
gruppenleiter" zu unterstellen? 

Die Bundesregierung hält selbstverständlich an 
den Bestimmungen der Gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung über die Organisation der Ministerien fest. 

Die Bildung von Arbeitsgruppen in der Unterabtei- 
lung für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministe- 
riums für innerdeutsche Beziehungen ist mit diesen 
Bestimmungen vereinbar. Sie soll die Zusammen- 
arbeit von Referaten mit sachlich verwandten Auf- 


(C) 

gabengebieten straffen und effektiver gestalten. Im 
übrigen sind die Referenten den Arbeitsgruppenlei- 
tern nicht unterstellt noch in ihrer Verantwortlich- 
keit eingeschränkt; die Leiter der Arbeitsgruppen 
haben koordinierende Befugnisse. 

Die Unterstellung parteipolitischer Motive für die 
Bildung der Arbeitsgruppen weist die Bundesregie- 
rung zurück. 


Anlage 11 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündlichen Fragen des 
Abgeordneten Reddemann (CDU/CSU) (Drucksache 
7/12 Fragen A 56 und 57): 

Trifft os zu, daß in der für Öffentlichkeitsarbeit einschließlich 
der Verwaltung erheblicher finanzieller Fördorungsmittel zustän- 
digen Unterabteilung des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen entgegen den Vorschriften der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien zwei Arbeitsgruppen ge- 
bildet und vier Referenten, darunter die beiden einzigen der 
CDU CSU angehörigen Referenten dieser Unterabteilung, in 
ihrer Verantwortlichkeit durch die Unterstellung unter „Arbeits- 
gruppenleiter" eingeschränkt worden sind? 

Trifft es zu, und wenn ja, hält die Bundesregierung es mit dem 
beamtenrechtlichen Leistungsprinzip für vereinbar, daß die 
gleiche Unterabteilung des Bundesministeriums für innerdeutsche 
Beziehungen von einem Regierungsdirektor geleitet wird, dessen 
Beförderung zum Ministerialrat und Ministerialdirigenten der un- 
abhängige Bundespersonalausschuß wiederholt abgelehnt hat? 

Die Bundesregierung hält selbstverständlich an 
den Bestimmungen der Gemeinsamen Geschäftsord- 
nung über die Organisation der Ministerien fest. 

Die Bildung von Arbeitsgruppen in der Unterabtei- P) 
lung für Öffentlichkeitsarbeit des Bundesministe- 
riums für innerdeutsche Beziehungen ist mit diesen 
Bestimmungen vereinbar. Sie soll die Zusammen- 
arbeit von Referaten mit sachlich verwandten Auf- 
gabengebieten straffen und effektiver gestalten. Im 
übrigen sind die Referenten den Arbeitsgruppen- 
leitern nicht unterstellt noch in ihrer Verantwortlich- 
keit eingeschränkt; die Leiter der Arbeitsgruppen 
haben koordinierende Befugnisse. 

Die Unterstellung parteipolitischer Motive für die 
Bildung der Arbeitsgruppen weist die Bundesregie- 
rung zurück. 

Die Übertragung der Funktion eines Unterabtei- 
lungsleiters liegt in der Organisationsgewalt des zu- 
ständigen Ministers. Die Bundesregierung hält es 
mit dem Leistungsprinzip für durchaus vereinbar, 
wenn im Ausnahmefall bereits einem besonders 
qualifizierten Regierungsdirektor die Leitung einer 
Unterabteilung übertragen wird, wenn dies — wie 
hier — sachlich notwendig ist. Die Beförderung in 
das für Unterabteilungsleiter vorgesehene Amt des 
Ministerialrats oder Ministerialdirigenten wird 
selbstverständlich unter Beachtung der laufbahn- 
rechtlichen Vorschriften erfolgen. 


Anlage 12 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch vom 
19. Dezember 1972 auf die Mündliche Frage des Ab- 
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geordneten Blumenfeld (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 
Frage A 67) : 

Ich frage die Bundesregierung — nachdem jüngsten Meldungen 
zufolge die Vereinten Nationen in absehbarer Zeit keine ge- 
meinsame Aktion ihrer Mitgliedstaaten zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus, insbesondere der Luftpiraterie, be- 
schließen werden — , welche Maßnahmen sie auf diesem Gebiet 
zu ergreifen gedenkt, und zwar sowohl autonom oder in multi- 
lateralen Abkommen als auch im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft (entsprechend den Beschlüssen der Außenminister in 
Frascati am 11. September 1972) und im Rahmen des Europarats 
(entsprechend der Empfehlung Nr. 684 der Beratenden Versamm- 
lung)? 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin mit 
Nachdruck alle Aktivitäten unterstützen, die der Be- 
kämpfung des internationalen Terrorismus, insbe- 
sondere der Luftpiraterie, dienen. 

Im eigenen Zuständigkeitsbereich hat die Bundes- 
regierung eine ganze Reihe von Maßnahmen getrof- 
fen, um Terroraktionen zu verhindern. Aus der Viel- 
zahl der eingeleiteten Maßnahmen, an denen teil- 
weise auch die Bundesländer beteiligt sind, möchte 
ich hervorheben: 

a) Umfassende Schutzvorkehrungen für gefährdete 
Personen und Objekte, insbesondere auch hin- 
sichtlich des Luftverkehrs, 

b) Sicherheitsüberprüfungen bei Einreisenden aus 
bestimmten Spannungsgebieten, 

c) Intensivierung des Nachrichten- und Erfahrungs- 
austausches zwischen den Sicherheitsbehörden, 
um rechtzeitig Hinweise auf bevorstehende Ak- 
tionen zu erhalten, 

d) Aufstellung einer besonderen Einheit des Bun- 
^ desgrenzschutzes, die ab 1. April 1973 einsatz- 
bereit sein wird. 

Besonders zu nennen sind auch die vom Deut- 
schen Bundestag in der 6. Legislaturperiode auf Ini- 
tiative der Bundesregierung beschlossene Gesetzes- 
änderung zum Verfassungsschutzgesetz sowie das 
neue Bundesgrenzschutzgesetz. Diese Gesetzesmaß- 
nahmen tragen ebenfalls dazu bei, die Sicherheit ge- 
genüber Terroraktionen zu erhöhen. 

Im internationalen Bereich unterstützt die Bundes- 
regierung aktiv jede erfolgversprechende Initiative 
und hat innerhalb bestimmter Organisationen selbst 
Initiativen ergriffen. 

Was die von der angesprochenen deutschen Initia- 
tive auf der Außenministerkonferenz der 9 in Fras- 
cati anbelangt, so sind Sie zwischenzeitlich persön- 
lich und vertraulich über deren Fortgang unterrich- 
tet worden. Die angelaufenen Konsultationen haben 
naturgemäß einen strikt vertraulichen Charakter. 
Ich sehe mich daher nicht in der Lage, vor dem Ple- 
num dieses Hohen Hauses ins einzelne gehende 
Ausführungen zu machen. 

Die Empfehlung Nr. 684 der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates wird Anfang Januar 1973 
von den Ministerbeauftragten weiterbehandelt. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Europa- 
rat bei der Zusammenarbeit gegen den internationa- 
len Terrorismus auch weiterhin in angemessener 
Weise eingeschaltet bleiben sollte. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Empfeh- 
lung Nr. 684 des Europarates weitgehend nachge- 
kommen: 


(C) 

a) Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied des 
Tokyoter Abkommens vom 14. September 1963 
über strafbare und bestimmte andere an Bord von 
Luftfahrzeugen begangene Handlungen. 

b) Der 6. Deutsche Bundestag hat in seiner letzten 
Sitzung vor der Auflösung dem Den Haager 
Übereinkommen vom 16. Dezember 1970 zur Be- 
kämpfung der widerrechtlichen Inbesitznahme 
von Luftfahrzeugen zugestimmt; der Bundesrat 
hat den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zu diesem Übereinkommen am 6. Oktober 1972 
gebilligt. Gegenwärtig läuft das Verfahren zur 
Einbeziehung Berlins in dieses Übereinkommen. 
Sobald die Zustimmung der Drei Mächte hierzu 
vorliegt und die Ratifikationsurkunde durch den 
Herrn Bundespräsidenten unterzeichnet ist, wird 
die Urkunde hinterlegt werden. Die Konvention 
gegen Luftpiraterie kann deshalb in Kürze für 
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten. 

c) Das Montrealer Übereinkommen vom 23. Sep- 
tember 1971 zur Bekämpfung widerrechtlicher 
Handlungen gegen die Zivilluftfahrt kann erst 
vom neugewählten 7. Deutschen Bundestag ge- 
billigt werden. Der entsprechende Vertragsge- 
setzentwurf wird hoffentlich einer der ersten 
Beratungsgegenstände des neuen Bundestages 
sein. Ich wäre dankbar, wenn alle Parteien eine 
schnelle Behandlung ermöglichen würden. 

d) Eine weitere Möglichkeit zur Bekämpfung der 
Luftpiraterie besteht in der Schaffung einer vier- 
ten weltweiten Konvention, die es ausschließen 
soll, daß Flugzeugentführer irgendwo auf der pj 
Welt einen sicheren Zufluchtsort finden. Die 
Bundesregierung war nicht nur maßgeblich an 
der Ausarbeitung der bisherigen Übereinkom- 
men zur Bekämpfung der Luftpiraterie beteiligt, 
sondern unterstützt ebenso nachdrücklich die Be- 
strebungen befreundeter Staaten, innerhalb der 
ICAO (Internationale Zivilluftfahrt-Organisation 
— International Civil Aviation Organization), 
eine vierte Konvention zustande zu bringen, die 
weitere Maßnahmen gegen eine Unterstützung 
des internationalen Terrorismus vorsieht. 


Anlage 13 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 19. Dezember 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Biechele (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 Frage Bl): 

Wie bpnrtoilt die Bundesregierung die Studie „Gewässerschulz 
— sofort" des Arbeitskreises für Umweltschutz Konstanz an der 
Universität Konstanz, nach der eine erhebliche Reduzierung des 
Phosphorgehalts in Wasch- und Reinigungsmitteln möglich ist, 
und ist sie bereit, zum Schutz der Gewässer, vor allem der 
stehenden Gewässer, einen Gesetzesvorschlag für eine sukzes- 
sive Verringerung des Phosphorgehalts in Wasch- und Reini- 
gungsmitteln in das Arbeitsprogramm der künftigen Bundes- 
regierung aufzunehmen? 

Die Bundesregierung stimmt den Forderungen 
des Arbeitskreises Umweltschutz, wie sie im Okto- 
ber 1972 in einer Studie vorgelegt worden sind, 
hinsichtlich der Herabsetzung und schrittweisen 
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1 ' Verringerung des Phosphatgehalts in Wasch- und 
Reinigungsmitteln im Grundsatz zu. Die rechtlichen 
Voraussetzungen hierfür sollen im Rahmen des Ge- 
setzgebungsgangs schnellstens geschaffen werden. 
Es ist beabsichtigt, eine Ermächtigung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung über die Beschränkung 
oder das Verbot umweltschädigender Waschmittel- 
zusätze zu schaffen. Es wird ferner geprüft, ob und 
wie eine Deklarierungspflicht für Inhaltsstoffe der 
Wasch- und Reinigungsmittel eingeführt werden 
kann. Im übrigen ist es der auf den Austausch der 
Waschmittelphosphate angesetzten Forschung in- 
zwischen gelungen, einen Ersatzstoff aufzuzeigen, 
der, wie es scheint, bei guten Wascheigenschaften 
weder gesundheitsschädlich ist noch zu Überdün- 
gungen in Seen und Talsperren führen soll. Es ist 
beabsichtigt, die Prüfung dieses Stoffes durch Mit- 
tel des Bundes zu fördern. 

Weil sich die Überdüngung der Gewässer durch 
Phosphate und andere Pflanzennährstoffe besonders 
auf Seen, Talsperren und langsam fließende Gewäs- 
ser auswirkt, hat die Bundesregierung außerdem 
einen Schwerpunkt der Maßnahmen auf den Bau 
von speziellen Abwasserreinigungsanlagen oder 
Ringkanalisationen im Einzugsbereich gefährdeter 
Gewässer gesetzt, wodurch im Abwasser insgesamt 
enthaltene Phosphate, gleich welcher Herkunft, ent- 
fernt werden können. 


Anlage 14 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 19. Dezember 
1972 auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 
Frage B 2): 

Kann im Zuge einer Verbesserung der Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakei mit 
der Wiedereröffnung des Straßenübergangs Mähring — Promenhof 
gerechnet werden, eventuell für einen kleinen Grenzverkehr? 

Die Bundesregierung ist seit Jahren bemüht, die 
Wiedereröffnung der nach dem Kriege einseitig von 
tschechoslowakischer Seite geschlossenen Grenz- 
übergänge zu erreichen. Dies ist ihr in einer Reihe 
von Fällen gelungen. Wegen der Eröffnung des 
Straßenübergangs Mähring — Promenhof haben schon 
im Jahre 1969 Besprechungen zwischen der deut- 
schen und der tschechoslwakischen Zollverwaltung 
stattgefunden. Dabei ist von tschechoslowakischer 
Seite jedoch die Auffassung vertreten worden, die 
Öffnung dieses Grenzübergangs sei nicht angebracht, 
da er nur örtliche Bedeutung habe. 

Die Bundesregierung, die die Normalisierung der 
Beziehungen zur Tschechoslowakei anstrebt, wird 
bemüht bleiben, im Zuge dieser Normalisierung 
auch die Wiedereröffnung der von tschechoslowa- 
kischer Seite geschlossenen Grenzübergänge zu er- 
reichen. Das gilt auch für den Grenzübergang Mäh- 
ring — Promenhof. Ob dies in Form eines sogenann- 
ten „kleinen Grenzverkehrs" möglich sein wird, 
hängt u. a. auch davon ab, ob die Tschechoslowakei 
bereit sein wird, ein Abkommen über den kleinen 
Grenzverkehr abzuschließen. 


Anlage 15 

Antwort 

des Bundesministers Genscher vom 20. Dezember 
1972 auf die schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Wolfram (SPD) (Drucksache 7/12 Fragen B 3 und 4): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die sich aus der starken 
Zunahme der Sportfliegerei ergebende zunehmende Lärmbe- 
lästigung für eine große Zahl von Anliegern sogenannter Lande- 
plätze? 

Ist die Bundesregierung bereit, Schul- und Sportfliegerei an 
Wochenenden und in Freizeiten der arbeitenden Bevölkerung zu 
begrenzen und auf die Flugzeugindustrie gesetzlich oder ander- 
weitig einzuwirken, Klein- und Privatflugzeuge viel stärker als 
bisher mit schalldämpfenden Einrichtungen auszurüsten? 

Die Bundesregierung bedauert, daß die Zunahme 
der Sportfliegerei zu einer vermehrten Belastung 
eines Teils der Bevölkerung durch Fluglärm geführt 
hat. Die Situation wird mancherorts dadurch ver- 
schärft, daß in der städtebaulichen Planung die 
Aspekte des Lärmschutzes nicht ausreichend berück- 
sichtigt wurden. In Zukunft wird bei der Gestaltung 
der Sportfliegerei und in der städtebaulichen Pla- 
nung in der Umgebung von Landeplätzen den Er- 
fordernissen des Immissionsschutzes mehr als bisher 
Rechnung getragen werden müssen. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, daß 
die Möglichkeiten für eine zeitliche Beschränkung 
des Motorflugsports durch die zuständigen Behör- 
den unter Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen 
und technischen Verhältnisse im Sinne des Frage- 
stellers weiter ausgeschöpft werden. An verschie- 
denen Landeplätzen sind bereits zeitliche Flugbe- 
schränkungen eingeführt worden. 

Zur Verminderung der Geräuschemissionen von 
Kleinflugzeugen sind im April 1972 Lärmgrenzwerte 
für Propellerflugzeuge bis 5700 kg Höchstgewicht 
und für Motorsegler festgesetzt worden, die bei der 
Zulassung der Luftfahrzeuge zum Verkehr zu be- 
achten sind. Diese Regelung wird die Flugzeugindu- 
strie zur Konstruktion leiserer Kleinflugzeuge ver- 
anlassen. 


Anlage 16 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner vom 
19. Dezember 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Zebisch (SPD) (Drucksache 7/12 
Fragen B 6 und 7) : 

Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, um die Um- 
strukturierung monostrukturierter industrieller Teilräume — wie 
z. B. die nördliche Oberpfalz — zu fördern? 

Beabsichtigt die Bundesregierung Initiativen, um diesem 
strukturpolitischen Erfordernis wirksamer gerecht zu werden? 

Zu Ihrer ersten Frage möchte ich darauf hin- 
weisen, daß im Gesetz über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" in § 1 Abs. 2 Ziff. 2 ausdrücklich Gebiete 
als förderungswürdig genannt sind, „in denen Wirt- 
schaftszweige vorherrschen, die vom Strukturwan- 
del in einer Weise betroffen oder bedroht sind, daß 
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negative Rückwirkungen auf das Gebiet in erheb- 
lichem Umfang eingetreten oder absehbar sind". 
Durch die Förderkonzeption der Regionalen Aktions- 
programme innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 
wurde die Möglichkeit geschaffen, die jeweiligen 
strukturellen Gegebenheiten eines bestimmten Ge- 
bietes bei der Festsetzung der Förderung besonders 
und gezielt zu berücksichtigen. So geht der 1. Rah- 
menplan der Gemeinschaftsaufgabe auch im Regio- 
nalen Aktionsprogramm der von Ihnen beispielhaft 
genannten Oberpfalz auf deren zum Teil vom sek- 
toralen Strukturwandel betroffene Wirtschaft ein 
und mißt deshalb neben Neuansiedlungs- und Er- 
weiterungsvorhaben der Sicherung bestehender ge- 
werblicher Arbeitsplätze durch Rationalisierung, 
Modernisierung und Umstellung von Betrieben be- 
sondere Bedeutung zu. So sollen in den Jahren 
1972 — 1975 in der Oberpfalz 23 900 neue Arbeits- 
plätze geschaffen und 7200 vorhandene Arbeits- 
plätze im produzierenden Gewerbe gesichert wer- 
den. 

Zu Ihrer zweiten Frage kann ich Ihnen mitteilen, 
daß zur Zeit ein Forschungsprogramm in vollem 
Gang ist, das alle Regionalprogramme gleichwertig 
berücksichtigt und zur noch effizienteren Gestaltung 
der Förderung in einem einheitlichen Zielsystem 
beitragen soll. Mit ersten Ergebnissen ist im näch- 
sten Jahr zu rechnen. 


Anlage 17 

Antwort 

des Bundesministers Ertl vom 14. Dezember 1972 auf 
die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Schrö- 
der (Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 Fra- 
gen B 8 und 9) : 

Wie hoch ist die Anzahl von Rückzahlungspflichtigen (ganz 
oder teilweise), die eine Beihilfe gemäß der Richtlinien für die 
Vergabe von Bundesmitteln des „Grünen Plans" zur Förderung 
der baulichen Verbesserung von Landarbeiterstcllcn und land- 
wirtschaftlichen Werkwohnungen vom 5. Juni 1963 erhalten 
haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien dahin gehend 
zu ändern, daß eine Rückzahlungsverpflichtung entfällt, sofern 
nachgewiesen werden kann, daß die Neuanwerbung einer land- 
wirtschaftlichen Arbeitskraft anstelle einer ausgeschiedenen ohne 
Erfolg geblieben ist? 

Zu Frage 1 : 

Von den nach den Richtlinien für die Vergabe von 
Bundesmitteln zur Förderung der baulichen Ver- 
besserung von Landarbeiterstellen und landwirt- 
schaftlichen Werkswohnungen vom 5. Juni 1963 
bewilligten rd. 8400 Beihilfen sind bisher in 301 Fäl- 
len die Beihilfen ganz oder teilweise in Darlehen 
umgewandelt worden. 

Zu Frage 2: 

Diese Angelegenheit ist bereits mehrfach auf 
Grund von Einzelfällen überprüft worden. Die Bun- 
desregierung ist jedoch aus den nachfolgenden 
Gründen nicht bereit, die Richtlinien in dem ge- 
wünschten Sinne zu ändern. 


Nach Nr. 8 der Richtlinien wird die gewährte Bei- 
hilfe dem Antragsteller nur dann belassen, wenn 
er die Wohnung mindestens fünf Jahre lang nach 
der Bewilligung Land- oder Forstarbeitern zu Wohn- 
zwecken überlassen hat. Der Antragsteller hat sich 
zu verpflichten, den Beihilfebetrag mit jährlich 5 % 
zu verzinsen und mit 5°/o zu tilgen, falls die vor- 
genannten Voraussetzungen für die endgültige Be- 
lassung der Beihilfe nicht erfüllt werden. 

Bei Erlaß dieser Rückforderungsbestimmung wurde 
bewußt nicht auf die Vertretbarkeit des Leer- 
stehens der Wohnung abgestellt. Sinn der Förderung 
ist es, die Aufwendungen des Betriebsinhabers bei 
der Verbesserung seiner Werkwohnung durch Ge- 
währung einer Beihilfe so zu senken, daß er sich 
durch das Angebot billiger, moderner Wohnungen 
die für den Betrieb auf absehbare Zeit erforder- 
lichen, fachlich qualifizierten Arbeitskräfte sichern 
kann. Dabei wird vorausgesetzt, daß der Betriebs- 
inhaber vor Antragstellung sorgfältig prüft, wieviel 
Arbeitskräfte er auf Dauer (5 Jahre) benötigt und 
ob sie nach Lage des Arbeitsmarktes verfügbar 
sein werden. Die Folgen einer Fehleinschätzung, 
d. h. Rückzahlung der Beihilfe, werden ihm als 
Unternehmer als Betriebsrisiko bewußt ohne Prü- 
fung einer „Schuld" auferlegt, da ihre Feststellung 
erfahrungsgemäß kaum möglich ist und anderenfalls 
die Gefahr einer zu sorglosen Inanspruchnahme der 
Beihilfen besteht. 

Als Ausgleich für das vom Betriebsinhaber zu tra- 
gende Risiko sind andererseits relativ günstige 
Rückzahlungsbedingungen (5 % Tilgung, 5% Zins; 
damit günstiger als z. B. bei einem Bauspardar- 
lehen) festgesetzt worden, wodurch der Antrag- 
steller selbst im Falle einer Rückforderung der Bei- 
hilfe eine relativ günstige Finanzierung der Bau- 
kosten erhält. 


Anlage 18 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
19. Dezember 1972 auf die Schriftliche Frage des 
Abgeordneten Batz (SPD) (Drucksache 7/12 Frage 
B 10): 

Hält die Bundesregierung Arbeitsangebote ausländischer Unter- 
nehmen, die nach Arbeitskräften für Großbauvorhaben suchen, 
für wettbewcrbsneutral gegenüber deutschen Unternehmen, die 
einschlägige Gesetze und Tarifverträge berücksichtigen müssen, 
wenn diese Unternehmen in ihren Anzeigen wörtlich inserieren: 
„Wir arbeiten 6 Tage mit 72 Wochenstundon. Wir bezahlen 
rumänischen Tarif und 22, — DM täglich."? 

Dem Bundesarbeitsministerium ist erst durch Ihre 
Anfrage bekanntgeworden, daß von dem rumänischen 
Unternehmen AROCONSTRUCT die von Ihnen ge- 
nannte Anzeige aufgegeben worden ist. Um Ihre 
Anfrage im einzelnen beantworten zu können, ist 
die weitere Sachaufklärung bei den Arbeitsbehör- 
den der Länder erforderlich. Sobald mir Mitteilun- 
gen vorliegen, werde ich Sie nach Abstimmung mit 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Herrn Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
detailliert unterrichten. 
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Anlage 19 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde vom 
19. Dezember 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab- 
geordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) (Druck- 
sache 7/12 Frage Bll): 

Gilt § 42 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes, wonach eine 
Betriebsversammlung nicht öffentlich ist und deshalb nur die 
Betriebsangehörigen Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, die Beauf- 
tragten seiner Arbeitgebervereinigung sowie die Beauftragten der 
im Betrieb vertretenen Gewerkschaften teilnahineberechtigt sind, 
für Abgeordnete und damit auch für Mitglieder des Bundes- 
kabinetts, oder vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß Politiker generell berechtigt sind, an Betriebsversammlungen 
teilzunehmen? 

Bei den Beratungen des Betriebsverfassungsgeset- 
zes ist umstritten gewesen, ob Betriebsversammlun- 
gen auch Angelegenheiten tarifpolitischer, sozial- 
politischer und wirtschaftlicher Art, die den Betrieb 
oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen, be- 
handeln dürfen. Diese Frage ist in § 45 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes positiv entschieden worden. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß jedenfalls 
in diesem Rahmen auf Einladung auch andere als die 
in § 46 des Betriebsverfassungsgesetzes genannten 
Personen in Betriebsversammlungen sprechen kön- 
nen. Hierüber hat es eine arbeitsgerichtliche Aus- 
einandersetzung gegeben. Ich darf in diesem Zu- 
sammenhang auf den Beschluß des Landesarbeits- 
gerichts Düsseldorf vom 24. Oktober 1972 (12 Ta 
111/72) hinweisen. Darin hat es das Gericht für zu- 
lässig erachtet, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft und Finanzen dazu eingeladen wurde, auf 
einer Betriebsversammlung über das Thema „Die 
wirtschaftliche Situation in der Bundesrepublik 
Deutschland" zu referieren. 


Anlage 20 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan vom 
20. Dezember 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/12) Fragen B 12 und 13): 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, daß die Mitbe- 
nutzungskosten des Standort-Hallenschwimmbads Braunschweig 
für Vereine des Bczirksverbands Braunschweig in Höhe voii 
70 DM bis 100 DM pro Stunde ungerechtfertigt hoch sind, zumal 
die Bundeswehr bei der bisherigen Benutzung der Braunschwei- 
ger Bäder Gebühren zu zahlen hatte, die weit unter dem jetzt 
von ihr selbst geforderten Mieten lagen? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
Vereine des Bezirksschwimmverbands Braunschweig für die 
ihnen eingeräumten vier Trainingsstunden pro Woche Benut- 
zungskosten zahlen, die nicht über den bisher von der Bundes- 
wehr an die Stadt gezahlten Benutzungsgebühren liegen, um 
somit dem Leistungssport, der in Braunschweig bisher keine ge- 
eignete Dbungsstätte hatte, die Möglichkeit zur Entwicklung zu 
geben? 

Ihre Fragen nach der Höhe des Entgelts für die 
Benutzung des Standort-Hallenschwimmbades 
Braunschweig durch Vereine des Bezirksschwimm- 
verbandes Braunschweig beantworte ich wie folgt. 

Nach den Richtlinien für die außerdienstliche Be- 
nutzung von Sportanlagen der Bundeswehr haben 
Gruppenbenutzer von Schwimmhallen ein angemes- 
senes Entgelt zu zahlen. Die Angemessenheit der 


von der Standortverwaltung auf Selbstkostenbasis 
ermittelten Sätzen von 70 bis 100 DM werden vom 
Bundesminister der Verteidigung auch unter dem Ge- 
sichtspunkt, daß die Bundeswehr zur Förderung des 
Sports im zivilen Bereich durch entsprechende Be- 
messung des Entgeltes beitragen sollen, überprüft 
werden, sobald der hierzu angeforderte Bericht der 
Wehrbereichsverwaltung II vorliegt. Vom Ergebnis 
der Überprüfung werde ich Sie unterrichten. 

Um den Vereinen inzwischen die Nutzung des 
Schwimmbades zu ermöglichen, wird bis zu einer 
endgültigen Regelung ein Entgelt erhoben werden, 
wie es zur Zeit von Gruppenbenutzern ziviler 
Schwimmbänder in Braunschweig zu zahlen ist. 


Anlage 21 

Antwort 

des Bundesministers Frau Dr. Focke vom 19. Dezem- 
ber 1972 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeord- 
neten Pfeifer (CDU/CSU) (Drucksache 7/12 Fragen B 
14 und 15): 

Wieviel Lehrstühle für Sozialmedizin bestehen z. Z. an den 
Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland, und wird die 
Bundesregierung bei ihren Beratungen mit den Ländern über den 
Hochschulausbau darauf drängen, daß an allen medizinischen 
Fachbereichen in ausreichender Anzahl Lehrstühle für Sozial- 
medizin errichtet werden? 

Inwieweit nimmt nach Ansicht der Bundesregierung die neue 
Approbationsordnung für Ärzte auf das Gesamtgebiet der Sozial- 
medizin Rücksicht? 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, bestehen 
zur Zeit 7 Lehrstühle für Sozialmedizin (bzw. für 
Sozial- und Arbeitsmedizin oder für Sozialhygiene 
oder Arbeitsphysiologie und Rehabilitationsfor- 
schung), nämlich in Hannover, Bochum, Ulm, Erlan- 
gen-Nürnberg, Tübingen, Berlin und Marburg. 
Weitere Lehrstühle für Sozialmedizin sind ausge- 
schrieben und zwar in Gießen, Frankfurt und in 
Berlin (2). Darüber hinaus gibt es an der Hochschule 
Hannover eine Abteilung für Sozialmedizin. Insge- 
samt kann man sagen, daß die Sozialmedizin seit 
Inkrafttreten der Approbationsordnung für Ärzte 
an den medizinischen Fakultäten und Fachbereichen 
besser repräsentiert ist. 

Die Entscheidung über die Einrichtung von Lehr- 
stühlen und Universitätsinstituten liegt allerdings 
ausschließlich bei den Ländern. Auf diesen Entschei- 
dungsprozeß, der ja nicht nur bauliche, sondern vor 
allem auch personelle Konsequenzen besitzt, hat die 
Bundesregierung keinen Einfluß. 

Die Approbationsordnung für Ärzte hat der Sozial- 
medizin einen breiten Raum zugeteilt. So ist sie ein- 
mal im Prüfungsstoffkatalog für den Zweiten 
Abschnitt der Ärztlichen Prüfung folgendermaßen 
aufgeführt: „Grundzüge der Sozialmedizin, Sozial- 
medizinische Probleme der Krankheitsentstehung 
und -Verhütung, Grundfragen der sozialen Sicherung 
und der gesundheitlichen Betreuung der Bevölke- 
rung, Sozio-ökonomische Probleme der Krankheit." 
Darüber hinaus wird sie aber auch in weiteren Kapi- 
teln des Prüfungsstoffkatalogs für die Ärztliche 
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^ Prüfung wiederholt angesprochen. Sozialmedizinische 
Gesichtspunkte sind in der Ausbildung in fast allen 
Klinischen Fächern zu berücksichtigen. Beispiele sind 
die Sozialpädiatrie und die Sozialpsychiatrie. 

In den Begriff „Gesamtgebiet der Sozialmedizin" 
ist auch die „Medizinische Soziologie" einzubezie- 
hen, die als neue Aufgabe der ärztlichen Ausbildung 
Gegenstand des vorklinischen Studiums ist und der 
im Prüfungsstoffkatalog der Ärztlichen Vorprüfung 
ebenfalls ein eigenes Kapitel gewidmet ist. 

Die Approbationsordnung für Arzte schreibt 
schließlich vor (§ 7), daß die zweimonatige Famulatur 
u.a. in einer Dienststelle bzw. Einrichtung des öffent- 
lichen Gesundheitsdienstes, der Jugend- und Sozial- 
hilfe, der Arbeits- und Versorgungsverwaltung, der 
gesetzlichen Unfall-, Kranken- und Rentenversiche- 
rung oder in einer werks- oder betriebsärztlichen 
Einrichtung absolviert werden muß, um den Studie- 
renden Gelegenheit zu geben, ihre sozial-medizi- 
nischen Kenntnisse durch eigene Erfahrungen in der 
Praxis zu vertiefen. 


Anlage 22 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
19. Dezember 1972 auf die Schriftlichen Fragen des 
Abgeordneten Brandt (Grolsheim) (SPD) (Drucksa- 
che 7/12 Fragen B 16 und 17): 

Da nach dem Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen die Bun- 
desstraßc 40 zwischen Mainz und Alzey in Dringlichkeitsstufe 1 
steht, frage ich, auf welchem Stand zur Zeit die Vorbereitungen 
für den Ausbau der Strecke zwischen Mainz und Wörrstadt sind? 

Bis wann glaubt die Bundesregierung, einer erneuten Aus- 
schreibung für den Bau der Rotwein brücke über den Rhein naher 
treten zu können? 

Zu Frage 16 

Der Abschnitt Mainz — Marienborn ist im Bau. 

Für die anschließende Strecke Marienborn — Nie- 
derholm ist die Entwurfsbearbeitung abgeschlossen, 
der Planfeststellungsbeschluß ist in Bearbeitung. Die 
Aufstellung des Straßenbauhaushalts 1973 ist noch 
nicht abgeschlossen. Es ist daher zur Zeit nicht zu 
übersehen, ob mit der Baumaßnahme 1973 begonnen 
werden kann. 

Die Planung für den Abschnitt Niederolm — Wörr- 
stadt ist in Bearbeitung. Das Verfahren zur Bestim- 
mung der Linienführung nach § 16 Bundesfern- 
straßengesetz ist auf Landesebene durchgeführt. 

Zu Frage 17 

Eine Rheinbrücke mit* der Bezeichnung „Rotwein- 
brücke" ist mir nicht bekannt. Es wird vermutet, daß 
es sich um die Rheinbrücke bei Geisenheim handeln 
kann. 

Dieses Projekt ist im Bedarfsplan für die Bundes- 
fernstraßen in der 1. Dringlichkeit eingestuft. Es war 


aber nicht möglich, Mittel für den Bau der Rhein- 
brücke in den 1. Fünf jahresplan einzustellen. Uber 
zeitliche und finanzielle Dispositionen nach 1975 
können jetzt noch keine Angaben gemacht werden. 

Der Zeitpunkt für den Bau der Rheinbrücke Gei- 
senheim muß aber auch im Zusammenhang mit dem 
Engpaß Eltville gesehen werden. Nach Fertigstellung 
der Brücke wird ein Teil des Verkehrs aus dem 
linksrheinischen Gebiet in den Rheingau in Richtung 
Wiesbaden geleitet werden, woraus sich zusätzliche 
Verkehrsstauungen in Eltville ergeben, die den ge- 
genwärtigen Zustand noch erheblich verschlechtern 
würden. 


Anlage 23 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar vom 
19. Dezember 1972 auf die Schriftliche Frage des Ab- 
geordneten Dr. Schmidt- Vockenhausen (SPD) (Druck- 
sache 7/12 Frage B 18): 

Wann ist zwischen Zilsheim und Hattersheim mit der Fertig- 
stellung der Spange zum Flughafen an der Bundesautobahn 
Frankfurt'M. — - Wiesbaden zu rechnen, da die Fertigstellung im 
Hinblick auf den überörtlichen Verkehr im Raum Hattersheim und 
nach den westlichen Vororten von Frankfurt/M. immer dring- 
licher wird? 

Die Bedeutung der Südumgehung Frankfurt/M.- 
Höchst und der Kelsterbacher-Querspange für die 

Entlastung der westlichen Vororte der Stadt Frank- 
furt M vom überörtlichen Verkehr ist bekannt. Die (D) 
Bundesregierung und die zuständige hessische Stra- 
ßenbauverwaltung sind daher um einen zügigen 
Baufortschritt bemüht. 

Ein Teilabschnitt der Kelsterbacher-Querspange 
zwischen der Kreisstraße 813 und der Ringstraße in 
Kelsterbach wird in Kürze in Verkehr genommen 
werden. Die Bauarbeiten sind darauf abgestellt, daß 
voraussichtlich Ende 1973 die gesamte Kelsterbacher- 
Querspange zwischen der B 43 (neu) und der An- 
schlußstelle Kelsterbach-Nord dem Verkehr zur Ver- 
fügung stehen wird. 

Im Abschnitt zwischen der Anschlußstelle Kelster- 
bach-Nord und Sindlingen sollen die Bauarbeiten 
1973 anlaufen. Da hier gleichzeitig eine neue Main- 
brücke errichtet wird, dürfte mit der Fertigstellung 
etwa 1975 76 zu rechnen sein. 

Schließlich ist ab 1974, sofern bis dahin die recht- 
lichen Voraussetzungen geschaffen sind, auch der Bau 
zwischen Sindlingen und der Bundesautobahn A 80 
Wiesbaden — Frankfurt/M vorgesehen. Die Inbetrieb- 
nahme dieses Abschnittes wird nicht vor 1976/77 
möglich sein. 

Die genannten Termine gelten insgesamt nur unter 
der Voraussetzung, daß die für den Straßenbau vor- 
gesehenen Mittel voll zur Verfügung stehen und 
die Haushalte der Bundesfernstraßen der kommen- 
den Jahre von Kürzungen verschont bleiben. 




